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El Salvador ist das kleinste Land 
Mittelamerikas. Es liegt entlang 
des pazifischen Feuerrings und 
besteht überwiegend aus – teil-
weise aktiven – Vulkanen. Der 
Däumling Zentralamerikas, wie 
der Schriftsteller Roque Dalton 
sein Heimatland wegen seiner ge-

ringen Größe einst nannte, wird nicht nur von 
periodisch auftretenden Erdbeben erschüttert. 
In den letzten Jahrzehnten sind auch häu-
fig klimatische Extremsituationen wie Dürren, 
Hurrikane und Starkregen aufgetreten und ha-
ben Land und Leute gebeutelt. Doch die meis-
ten Probleme in El Salvador sind menschenge-
macht: an erster Stelle die hohe Mordrate, ei-
ne der höchsten weltweit, sowie die extreme 
Ungleichheit zwischen den wenigen Menschen, 
die in einem schier unendlichen Reichtum le-
ben, und den vielen, die in einer kaum ent-
rinnbaren Armut gefangen sind. 

D 
ie aus der ehemaligen Guerilla hervorgegan-

gene Partei FMLN (Frente Farabundo Martí pa-
ra la Liberación Nacional) ist inzwischen zwar 
mit einem gemäßigt linken Programm an der 
Regierung, aber hat sie die Macht? Die liegt 
seit der Staatsgründung in den Händen der oli-
garchischen Oberschicht, die die Geschäfte und 
Geschicke im Land leitet. Heute nicht mehr 
primär auf der Grundlage von Agrarexporten, 
sondern mit Bankgeschäften, als Teil von gro-
ßen Unternehmensgruppen, denen im Land 
und vom Land mehr gehört, als alle ande-
ren zusammen haben. Die Vertreter*innen 
dieser Oligarchie oder die Partei, die deren 
Interessen vertritt, die ultrarechte ARENA, 
hat nun Anfang März bei den Parlaments- und 
Gemeindewahlen (an der noch nicht einmal 
die Hälfte der registrierten Wähler*innen teil-
nahm) wieder die Mehrheit gewonnen. Und 
nächstes Jahr stehen Präsidentschaftswahlen 
an. Wenn der Trend anhält, sind das kei-
ne guten Aussichten: noch weniger soziale 
Sicherheit, noch mehr Deregulierung, (neue) 
Freihandelsverträge und eine Intensivierung 
der Ausbeutung der Ressourcen sind zu be-
fürchten.
Manchmal drängt sich die Frage auf, wie viel 
Gewalt in dieses kleine Land überhaupt noch 
reinpasst. Am 24. März jährte sich zum 38. Mal 

die Ermordung des Erzbischofs Oscar Arnulfo 
Romero durch rechte Todesschwadronen, die 
gemeinhin als Beginn des zwölf Jahre an-
dauernden Bürgerkriegs gesehen wird. Heute 
wird Gewalt meist mit den Maras, den mafi-
ösen Banden (mit überwiegend jugendlichen 
Mitgliedern), verbunden. Diese sind im gan-
zen Land präsent und zunehmend mit poli-
tischen Parteien verbandelt, allen voran mit 
ARENA. Die Leute in El Salvador leben in 
ständiger Angst, und das ist keine Paranoia, 
sondern leider nur zu oft der bitteren Realität 
geschuldet: Schutzgelderpressung, Mord, 
Verschwindenlassen oder Vertreibungen sind 
die Mittel dieser Banden. Gleichzeitig werden 
die Maras in den USA als Rechtfertigung da-
für genutzt, um Migrant*innen ohne Papiere 
abzuschieben. Bereits unter Präsident Obama 
wurden viele Salvadorianer*innen abgescho-
ben, doch seit Trumps Amtsantritt müssen 
auch diejenigen, die bisher einen temporär 
gesicherten Aufenthaltsstatus hatten (auf-
grund von Naturkatastrophen oder wegen 
Einwanderung  als Minderjährige), mit baldi-
ger Abschiebung rechnen. 

D 
ie Bevölkerung in El Salvador ist sehr 

jung, über 60 Prozent sind unter 30 Jahre alt. 
Gerade diese jungen Menschen sind es, die 
die Mordstatistik anführen, die Gefängnisse 
füllen, keine Arbeit finden – mit oder oh-
ne Abitur und Studium –, immer ärmer wer-
den und folglich auswandern oder perspekti-
vlos verharren. Die Stigmatisierung der jun-
gen Generation von Seiten der Politik und 
der Medien spielt vor allem den Maras und 
den rechten Parteien in die Hände. Und 
doch: Die Bevölkerung des kleinsten Landes 
Mittelamerikas hat nicht nur während des 
Bürgerkrieges gezeigt, wie es sich in der 
Hoffnung auf Veränderung organisieren kann. 
Für diesen ila-Schwerpunkt haben mehrere 
junge Menschen aus El Salvador Zeit und Lust 
dazu gefunden, ihre Gedanken zu El Salvador 
literarisch umzusetzen. Sie sind alle gebil-
det und ringen mit den Bedingungen in ih-
rem Land. Ihre Geschichten spiegeln diese 
Wirklichkeit wider und sind Parabeln, die – 
mit einem Fünkchen Hoffnung versehen – von 
dem Versuch zeugen, das Leben in El Salvador 
zu meistern oder einfach nur zu überleben.
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Jetzt auch hier der Rechtsruck?
Ergebnisse und Folgen der Parlaments- und Gemeindewahlen in El Salvador 

Die Ergebnisse der Gemeinde- und Parlaments
wahlen am 4. März 2018 in El Salvador lassen an 
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig: Der mas-
sive Stimmenverlust der linken Regierungspartei 
FMLN ermöglicht eine fast uneingeschränkte 
Dominanz der Rechten, insbesondere der frü-
heren Regierungspartei ARENA, im Parlament 
bei gleichzeitigen beträchtlichen Gewinnen auf 
Gemeindeebene, etwa in der Hauptstadt. Woran lag 
dieser Stimmenverlust und was bedeutet dies für die 
kommenden Monate, schließlich stehen Anfang 2019 
Präsidentschaftswahlen an?

des Wahlgerichts, des Rechnungshofs, des Obersten Gerichts und 
des Generalstaatsanwalts) eine institutionelle Verhandlungsmasse 
zu haben. Ein Veto des noch bis Mai nächsten Jahres amtierenden 
Staatspräsidenten, etwa gegen eine Wasserprivatisierung, gegen die 
Legalisierung von Bergbauvorhaben oder gegen die Rücknahme 
von Fortschritten in der Steuergesetzgebung, könnte ARENA dann 
zusammen mit den anderen Rechtsparteien überstimmen. 
ARENA selbst hat trotz ihres Siegs keine Stimmen dazu gewonnen. 
Wahlentscheidend war der enorme Einbruch um rund 340 000 
Stimmen bei der FMLN. Natürlich spielen geopolitische Elemente 
eine Rolle: die linken Niederlagen im Süden und in der zentrala-
merikanischen Nachbarschaft sowie die unverhüllte Rückkehr 
des knüppelschwingenden „Uncle Sam“ (Kriegsdrohungen ge-
gen Venezuela, die Abstempelung der weit über zwei Millionen 
Salvadorianer*innen in den USA als Mitglieder der Maras und 
ähnliches). Aber entscheidend war anderes. 
Einige FMLN-Mitglieder äußern die Einschätzung, dass sich 
Regierung und Teile der Parteileitung von der Basis entfremdet 
hätten. Beispielsweise ist oft die Kritik zu hören, die Leitung ha-
be Kandidaturen gegen den Willen der lokalen Basis durchge-
setzt. Insbesondere die Regierung steht in der Kritik. Viel zu re-
den gibt ihre „schlechte Kommunikation“, die es nicht schaffe, 
der Bevölkerung wichtige (häufig positive) Veränderungen seit 
2009 zu vermitteln. 
Für Wut, auch in den FMLN-Reihen, sorgten dagegen Regierungs
entscheidungen, wie zum Beispiel die vor einem Jahr durchge-
zogene „Fokussierung“ der Subventionen von Gas und Wasser. 
Diese orientieren sich nun nicht wie voher am Einkommen, 
sondern ausschließlich am Stromkonsum der Haushalte. Die 
„Fokussierung“ erfolgte im Einklang mit den „Ratschlägen“ von 
Weltbank oder Interamerikanischer Entwicklungsbank, missach-
tet jedoch die Realität vieler armer Familien, die nun keine oder 

B				         von Dieter Drüssel 
 
ei den Kommunal- und Parlamentswahlen am 4. März 2018 war 

die Wahlbeteiligung extrem niedrig, sie lag bei lediglich 46 Prozent.     
ARENA kam nach den aktuellsten Angaben des Wahlgerichts TSE 
auf rund 900  000 Stimmen (in Koalition mit kleinen Parteien), 
die FMLN auf 550  000. Ein Blick zurück: Bei den Kommunal- 
und Parlamentswahlen 2015 gewann ARENA 38,9 Prozent insge-
samt, unter Einbezug von Koalitionen, und 35 Sitze im 84-köp-
figen Parlament. Dieses Jahr errang sie mit etwa 42 Prozent 37 
Parlamentssitze, davon einige wenige wieder in Allianzen. Die 
FMLN erzielte vor drei Jahren 37,23 Prozent, dieses Mal aber nur 
24 Prozent, ohne Koalitionsstimmen. Reichte es damals für 31 
Sitze, so dieses Mal bloß für 23. Die FMLN hat also ihr Minimalziel 
von 29 Abgeordneten (ein Drittel plus 1) klar verfehlt. Dieser 
Anteil ist allerdings nötig, um in wichtigen Fragen wie Budget und 
Wahlen zweiten Grades (parlamentarische Wahl von Mitgliedern 
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weniger Subventionen mehr bekommen. Für Erbitterung sorgte 
auch, dass Regierungsvertreter*innen dies als „Errungenschaften“ 
anpriesen. 

D 
as ist nur ein Beispiel für Schein und Sein. Es nährte die 

von der Rechten via Medien, NGOs und Social Media geschürte 
Stimmung, dass sich im Land nichts wirklich verbessert habe. Diese 
„Wahrnehmung“ ist nicht einfach auf mangelndes Marketing zu-
rückzuführen à la „die Regierung verkauft ihre Erfolge schlecht“. 
Da gibt es auch andere Gründe. Zum Beispiel: Vor den Wahlen 
explodierten die Rechnungen des staatlichen Wasserwerks ANDA 
in manchen bescheidenen Haushalten trotz gleich bleibendem 
Konsum; in den Unterschichtbezirken der Hauptstadt sollte so-
gar die Wasserversorgung auf ein Minimum reduziert werden. Der 
gleiche Vorgang findet seit 2009, dem Beginn der ersten FMLN-
Regierung, immer wieder vor den Wahlen statt. Verantwortliche 
bleiben im Amt, häufig aus Gründen des Politgeschachers mit 
kleineren Rechtsparteien, deren Stimmen die FMLN braucht, um 
im Parlament Sozialreformen durchzubringen. Resultat: Die so-
zialkämpferische Glaubwürdigkeit der FMLN und der Regierung 
geht langsam den Bach hinunter. Anderes Beispiel: Immer wieder 
kommt es vor, dass Eltern ihre Kinder von der Schule nehmen, 
weil sie die 20 Dollar für die Köchin des „Gratisessens“, die ein 
lokaler Funktionär illegalerweise einfordert, nicht aufbringen kön-
nen. Der Funktionär bereichert sich und sabotiert das Programm!
Statt dass nun Regierungsvertreter*innen dafür einstehen und 
sagen: „OK, einiges läuft hier schief“, wird la vie en rose gemalt. 
Und das rächt sich, wenn die gleichen Funktionär*innen von ei-
ner „Finanzblockade durch die Rechte“ reden. Die Hälfte hört 
dann schon gar nicht mehr hin und „weiß“: „Die Politiker sind 
alle gleich.“ Eine Botschaft, der sich die hegemonialen Medien 
und eine Reihe von thinktanks seit 2009 hingebungsvoll widmen, 
unterstützt von einer Schar unglaublich cooler Mittelschichtkids 
in den Social Media.
Als Reaktion auf die Ankündigung der Administration Trump, bis 
zu 190 000 Salvadorianer*innen, die seit vielen Jahren dank eines 
provisorischen Spezialstatus‘ in den USA legal leben, auszuwei-
sen (siehe Beitrag auf S. 20-21), wusste der Präsidentensprecher 
(der wegen seiner sexuellen Beziehungen mit sehr viel jüngeren 
Frauen ohnehin unpopulär ist) freudig mitzuteilen, der Emir von 
Katar habe dem salvadorianischen Außenminister Interesse an den 
„freigestellten Arbeitskräften“ signalisiert. Der einzige Trost an-
gesichts dieser sozialtechnokratischen Ungeheuerlichkeit ist die 
Empörung in manchen FMLN-Zirkeln (nicht nur in den USA). 
Es gibt in der Regierung also eine Minderheit, die es darauf an-
gelegt zu haben scheint, zu beweisen, dass „alle Politiker gleich“ 
sind. Und was die Partei betrifft, gibt es auch hier Leichen im 
Keller. Wenn etwa FMLN-Strukturen Riesenbeträge aus einem 
Joint Venture mit der früheren (kriminellen) Leitung der venezo-
lanischen Erdölgesellschaft PDVSA in Offshore-Kanälen „verlo-
ren“ haben, wird die Partei nicht umhin können, die Sache auf-
zuklären, um ihre moralische Autorität, die sie bei einem Teil der 
Bevölkerung bereits verloren hat, wiederzuerlangen. 
„Sie sind alle gleich“ lautet der Schlachtruf, mit dem der noch 
amtierende, unter FMLN-Flagge gewählte Bürgermeister der 
Hauptstadt San Salvador, der Unternehmer Nayib Bukele, seit 
langem eine erfolgreiche Kampagne gegen die FMLN führt. 
Als letztes Jahr klar wurde, dass die FMLN-Leitung ihn nicht 
als Präsidentschaftskandidaten 2019 aufstellen würde, mach-
te er sich mit Unterstützung der hegemonialen Medien und der 

Social-Media-Empörten zum Bannerträger der Erneuerung ge-
gen „Parteienwillkür“. Eine gewisse Diskreditierung der rechten 
Parteien können die oligarchischen Eliten durchaus verkraften – 
ihre eigentlichen Machtinstrumente sind primär anderer, etwa 
ökonomischer oder medialer Art. Für eine linke Kraft ist morali-
sche Diskreditierung jedoch tödlich. 
Bürgermeister Bukele, der seine eigene Partei „Nuevas Ideas“ for-
miert, hatte zur ungültigen Stimmabgabe gegen den „Parteiklüngel“ 
aufgerufen. Nach den vorläufigen Resultaten sind beinahe 180 000 
Stimmzettel ungültig (besudelt etc.) eingelegt worden, rund 130  000 
mehr als 2015. Dieses Plus ist größtenteils der medial zelebrier-
ten Bukele-Kampagne zuzuschreiben. Für die Bukele-Gruppe war 
klar, dass sie, um sich als Alternative zu ARENA zu positionieren, 
die FMLN möglichst klein machen musste. 
Einige Strömungen drängen jetzt in den öffentlichen sowie den 
FMLN-internen Debatten auf eine Allianz mit Bukele bei den 
Präsidentschaftswahlen im Februar/März 2019. Bukele bekennt 
sich zuweilen als Linker, um im nächsten Atemzug Kategorien wie 
links oder rechts als überholt abzutun und seine Partei als „links, 
zentristisch und rechts“ zu verkaufen. Macron in Frankreich etwa 
gilt ihm als Beispiel für die globale nouvelle vague, die sich nicht 
mehr an Gestrigem aufhalte. Das Argument für eine FMLN-Allianz 
mit Bukele lautet natürlich, dass sich nur so eine Rückkehr der 
Rechten an die Macht verhindern lasse. Dieses Argument findet 
Resonanz in FMLN-Kreisen, die zu Recht eine rachsüchtige ARENA-
Regierung mit imperialem Rückenwind fürchten. Diese Sicht lässt 
allerdings manches außen vor. Im Gegensatz zur Allianz von 2009 
mit Präsident Mauricio Funes steht die Frente heute geschwächt 
da, während Bukele eine eigene Hausmacht aufbaut, ausgehend 
von der mittelständischen Jugend. In einer Situation, in der au-
ßer der Exekutive alle institutionellen Mächte fest in rechter Hand 
sind, mit einem Präsidenten wie Bukele zu regieren, könnte für 
die Frente das Aus als emanzipatorische Kraft bedeuten. So sieht 
es nicht nur die Mehrheit der Parteileitung, sondern wohl auch 
eine Mehrheit der Aktiven.
Eine andere Sichtweise betont die Notwendigkeit, die FMLN haupt-
sächlich als Instrument zur Emanzipation zu priorisieren, noch 
vor einer Regierungsbeteiligung. Auch wenn ein Erfolg zweifelhaft 
ist, soll versucht werden, mit klaren Maßnahmen in der Regierung 
(und der Partei) das Ruder noch herumzureißen, die Leute wieder 
zu gewinnen und so die Präsidentschaftswahlen in wenig mehr 
als zehn Monaten für sich zu entscheiden. Das Mindeste aber be-
steht darin, die Frente zu stärken für die ohnehin angesagte Periode 
des Widerstands gegen das kapitalistische Diktat. Dabei geht es 
etwa um jene rund 160  000 Menschen, die früher Frente gewählt 
haben, jetzt aber zu Hause geblieben, aber nicht nach rechts ab-
gewandert sind. Die vor kurzem von Staatspräsident Salvador 
Sánchez Cerén dekretierte Ersetzung einiger besonders unpopulä-
rer Minister (inklusive seines Presseprechers und des ANDA-Chefs) 
kann dabei nur ein Anfang sein. Themen wie Gassubventionen, 
Wasserrechnungen und andere Ausgabenposten sollten jetzt end-
lich angegangen werden. 

B 
ei diesen Wahlen zeigten sich erneut die gravierenden 

Schwächen des aktuellen salvadorianischen Wahlsystems. Das 
Wahlgesetz sieht vor, dass die fünf Richter*innen des Wahlgerichts 
TSE bei der definitiven Auszählung mögliche „Inkonsistenzen“ 
(Unvereinbarkeiten) in den einzelnen Akten der Wahltische auf-
klären sollen. Doch seit die Verfassungskammer einen der beiden 
fortschrittlichen Richter durch eine rechte Vertreterin ersetzt hat, 
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weil seine „Nichtzugehörigkeit“ zur FMLN nicht klar erwiesen 
sei, nimmt sich die rechte Vierer-Mehrheit so manche „Freiheit“ 
heraus, so auch bei der Auszählung. Jüngste Beispiele: Sie spielte 
bis vor kurzem mit dem Gedanken, die Wahlen im Departement 
San Miguel, wo die FMLN am meisten Stimmen holte und die 
dortige Hauptstadt mit einem ansehnlichen Vorsprung gewann, 
wiederholen zu lassen. Begründung: in den Sternen, nirgend-
wo im Wahlgesetz. Im Departement Sonsonate ließen sich die 
Richter*innen nur mit Mühe davon abhalten, einen Parlamentssitz 
der Frente per Mehrheitsbeschluss zu annullieren, ohne irgend-
einen rechtlichen Grund für dieses Vorhaben anzuführen. In San 
Vicente schob die Vierer-Gruppe gerade einen Parlamentssitz von 
der zuweilen mit dem FMLN paktierenden Rechtspartei GANA 
zum verlässlichen ARENA-Partner PCN, indem sie angeblich 
verlorene Wahlzettel einer Urne in der Gemeinde Guadalupe, 
die nach zwei Tagen „gefunden“ worden waren, auszählte und 
damit die Wahlakte dieser Urne „korrigierte“. Genauso fern des 
Wahlgesetzes ernannte sie in San Salvador einen „parteilosen“ 
Kandidaten (ARENA-nah) zum Abgeordneten, indem sie die 
Stimmen aller vier hier kandidierenden „Parteilosen“ diesem zu-
sprach – sie schuf damit die „Partei der Parteilosen“. Sonst hätte 
ein Vertreter einer kleinen Pro-Regierungspartei das Rennen ge-
macht. Ziel dieser Manöver ist es zu verhindern, dass die FMLN 
im neuen Parlament eine Sperrminorität erreicht für Beschlüsse, 
die einer Zweidrittelmehrheit bedürfen.

I 
n San Salvador ist mit Ernesto Muyshondt ein Mann zum 

Bürgermeister gewählt worden, der bei den letzten Präsi
dentschaftswahlen mit den Maras Verhandlungen über ihren 
Support für ARENA geführt hat. „Support“ meint hier massive 
Einschüchterung großer Teile der Unterschicht. Wohin diese Reise 
führen kann, zeigt ein Beispiel vom Wahltag aus dem Städtchen 
San Martín nahe der Hauptstadt. Die ganze offizielle ARENA-
Vertretung an den Wahltischen kam uniformiert daher: mit ei-
nem T-Shirt mit der Aufschrift: „Comandos El Tigre“. Wer war El 
Tigre? Ein Anführer der Mara-Bande „18“, der letztes Jahr einen 
Polizisten umlegte und später von der Polizei erschossen wurde. 
Als die Polizei samt Staatsanwaltschaft anrückte, drängten sich 
die „Comandos“ an den Ausgängen. Und kurz nach den Wahlen 
wurde die Verhaftung des wiedergewählten ARENA-Bürgermeisters 
von San Antonio de la Cruz im Departement Chalatenango be-
kannt, wegen Frauen- und Drogenhandels. Der Mann hatte in je-
nem Teil des Departements mithilfe einer Killergruppe ein verita-
bles Angstregime aufgebaut.
Dass die Maras generell die Weisung herausgegeben haben, 
ARENA zu wählen, ist klar. Unmittelbar nach den Wahlen hat sich 
ARENA im Parlament wieder geweigert, die „außerordentlichen 
Maßnahmen“, insbesondere gegen gefangene Mara-Chefs, zu ver-
längern, was allgemein als eine der Gegenleistungen für den Mara-
Support gilt. Nun werden diese Maßnahmen aber auch von UN-
Gremien als schwere Menschenrechtsverletzungen bekämpft. Und 
am 18. März sprach der Delegierte für Zentralamerika und Mexiko 
des Internationalen Roten Kreuzes in der Zeitung „El Faro“ davon, 

dass im Fall einer Verlängerung der Maßnahmen „internationale 
Kosten“ für das Land entstehen würden. Das ist mehr als bemer-
kenswert für eine Organisation, die sich sonst so schweigsam gibt. 
Der Hintergrund: Der Mara-Terror wurde eindeutig von der inhaf-
tierten Führung geleitet. Seit zwei Jahren werden deren Mitglieder 
unter extremen Bedingungen (Isolation, keine Familienbesuche, 
erschwerte Anwaltkontakte) in Spezialabteilungen gefangen ge-
halten, mit dem Ziel, die Kommandostruktur und damit die 
Territorialkontrolle der Banden zu zerstören. Wer aber fühlt nicht 
mit jener Frau, die ihren Sohn, einen Marero, zum letzten Mal vor 
zwei Jahren besuchen durfte, sich dabei nackt ausziehen und auch 
vor männlichem Personal Kniebeugen machen musste? Und das 
ist kein Einzelfall. So kann es kommen, dass die Verwandten von 
Mara-Mitgliedern gegen die Regierung stimmen, die so etwas in Kauf 
nimmt, ein Potential von zehn- oder hunderttausenden Stimmen. 
Was wäre die Alternative? Ungestörter Besuch sicher nicht, da dann 
sofort die alte Kommandostruktur nach außen wieder da wäre. 
Streng kontrollierte Besuche mit Trennscheiben etc., also techno-
logischer Unmenschlichkeit? Da verstummt die Gesprächigkeit.
Die Maras sind nicht Opfer, sondern Täter*innen, zum Teil ange-
dockt an die transnationale Organisierte Kriminalität. Leute, die 
täglich unter ihrem Terror leben, kritisieren dagegen meist, dass 
es nicht zu Massenhinrichtungen komme ... Die Banden mischen 
auch bei Wahlen mit. Es gibt zahlreiche Berichte, dass sie ganze 
Straßenzüge zur Stimmabgabe für ARENA in die Wahlzentren ge-
fahren haben, in anderen Gegenden haben sie die für die Wahl 
benötigten Personalausweise eingezogen – für 20 Dollar. Es zirku-
liert die Hypothese – mehr ist es aber auch nicht – dass sich diese 
„Maßnahmen“ der Maras, aber auch solche Vorkommnisse wie die 
absurd überhöhten Wasserrechnungen, in jenen Gegenden kon-
zentrieren, in deren Wahllokalen die FMLN in der Vergangenheit 
gut abgeschnitten hatte.

G 
rund zur Sorge gibt vor allem die Tendenz, zu alten Zeiten 

zurückkehren zu wollen – im Fahrwasser des Triumphgefühls 
vom 4. März – und das bereits dank der Justizspitze schwer ent-
stellte Wahlsystem (das aus den Friedensabkommen 1992 hervor-
ging) fast ganz abzuschaffen. Und das deutet auf eine weit grö-
ßere Gefahr hin. Spätestens nach einem möglichen ARENA-Sieg 
bei den Präsidentschaftswahlen droht nach Einschätzung vieler 
die Rache der Rechten: allgemeine Gegenreformen, lawfare-Krieg 
gegen FMLN-Kader à la Brasilien, Argentinien, Ecuador oder auch 
eine politisch gezielte Mordkampagne an Frente-Mitgliedern 
von der Leitung bis zum Grüppchen im Stadtteil, ausgeführt 
von Mara-Gruppen. Das ist spekulativ, doch sollte die faschis-
tische Komponente der Rechten nicht unterschätzt werden. Sie 
will alles tun, um eine Wiederholung der Erfahrung, von einigen 
Machtzentren getrennt zu werden, zu verhindern. Der Hinweis, 
dass gerade die Regierungspraxis im linken Lager systemkonfor-
me Kräfte gestärkt habe, wird da nur wenig mildernde Wirkung 
zeigen. Für viele Compañeros und Compañeras ist deshalb der 
Kampf um ein back to the roots der Partei auch ein Beitrag dazu, 
solchen Vorhaben politisch den Boden zu entziehen. n

„Nayib ist keine Lösung. Sich zu organisieren ist die Lösung“
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Im gefährlichsten Land der Welt
Die Berichterstattung über die Maras in den hiesigen Medien

Auf der letzten Internationalen Tourismusbörse (ITB) 
in Berlin, die vom 7. bis zum 11. März 2018 stattfand, 
war auch El Salvador vertreten. María Luz Nóchez, 
Journalistin der salvadorianischen Internetzeitung 
„El Faro“, besuchte die ITB und den Stand ihres 
Landes. Ihr Kommentar: „Zwischen all den Vorzügen 
des Klimas, den vielfältigen Landschaften und dem 
guten Straßennetz tauchen die Worte Sicherheit, 
Gewalt und Pandillas (gleichbedeutend mit Maras, 
Gangs, Verbrecherbanden, d. Red.) an keiner Stelle 
auf. In der offiziellen Darstellung, mit der El Salvador 
als Tourismusziel angepriesen wird, gibt es keine 
Pandillas. War El Salvador früher für seinen Kaffee 
bekannt, so macht es heute Schlagzeilen mit den 
Leichen, die 60 Morde auf 100  000 Einwohner*innen 
im letzten Jahr hinterließen. Heutzutage wäre es 
nicht übertrieben zu sagen, dass in diesem Land 
mehr Tote produziert werden als Kaffee.“ 

T				        von Eduard Fritsch 
 
atsächlich ist El Salvador in den letzten Jahren in den 

hiesigen Medien selten als Land beschrieben worden, das für 
Tourist*innen attraktiv ist, sondern als „das gefährlichste Land 
der Welt“, wie es in den Überschriften einer Reportage von Jan 
Christoph Wiechmann im „Stern“ vom 28. April 2016 und in ei-
nem Artikel von Toni Keppeler in der „Frankfurter Rundschau“ 
vom 15. Mai 2016 übereinstimmend genannt wurde. Dieser 
Tenor herrschte in der Berichterstattung der letzten Jahre vor. Sie 
enthalten allesamt dieselben Elemente: Entstehungsgeschichte, 
Dimension, Ursachen, Aktivitäten der Maras, Gegenmaßnahmen, 
Leben unter Mara-Kontrolle. Zur Entstehungsgeschichte der 
Maras in El Salvador wird regelmäßig auf Los Angeles verwiesen: 
Während des Krieges von 1980 bis 1992 flohen Tausende von 
Salvadorianer*innen in die Vereinigten Staaten, vor allem nach Los 
Angeles (dort leben rund 400 000 Salvadorianer*innen), wo sie 
auf bereits vorhandene Straßengangs von Chicanos und Chicanas 
und Afroamerikaner*innen trafen. Um sich gegen diese zu vertei-
digen, gründeten junge Flüchtlinge ihre eigenen Banden. In einem 

Foto: „Willkommen zum Wettschießen“ 
– Auf der Kirmes in Chilanga, Morazán
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Artikel von Philippe Revelle, der im März 2004 in der „Le Monde 
diplomatique“ und 2016 in überarbeiteter Form in der „Edition 
Le Monde diplomatique“ erschienen ist, wird die Entstehung der 
Mara „Barrio 18“ („M18“) und der „Mara Salvatrucha“ („MS13“) 
am detailliertesten beschrieben: „Damals war aber die Bande von 
der Eighteenth Street in diesem Viertel allmächtig. Ein paar jun-
ge mexikanische Einwanderer hatten sie Anfang der sechziger 
Jahre gegründet – und zwar aus Wut darüber, dass sie nicht in ei-
ne der ältesten Banden von Los Angeles, die ‚Clanton 14 Street 
Gang‘, aufgenommen wurden. Anfangs war das Revier der neuen 
pandilla, auch ein spanischer Ausdruck für Bande, nur ein paar 
Häuserblöcke klein. Es beschränkte sich eigentlich auf die Kreuzung 
von Rampart Street und Eighteenth Street. Doch bald dehnte sich 
ihr Einflussgebiet rasant aus. Der Krieg mit der Mara Salvatrucha 
von der Thirteenth Street – darum auch MS13 genannt – brach 
aus, als diese in das Gebiet der Achtzehner einzudringen begann. 
Als der Drogenhandel in den 1980er-Jahren massiv zunahm, wur-
den diese Banden immer aktiver.“ Nach dem Ende des internen 
Krieges in El Salvador deportierten die Regierungen der Vereinigten 
Staaten ab 1992, verstärkt noch ab 1996, auf der Grundlage neu-
er Anti-Terrorgesetze Tausende von Salvadorianer*innen ohne 
Papiere, darunter viele Mareros und Mareras. Bis heute landet je-
de Woche ein Flugzeug aus Los Angeles oder Houston mit um die 
200 Deportierten in San Salvador. Hinzu kommen die auf dem 
Landweg aus Mexiko deportierten indocumentados, Leute ohne 
Aufenthaltspapiere. Die Gangmitglieder unter ihnen genießen 
wegen ihrer Tattoos und der Legenden, die sich um ihr Leben in 
den Großstädten der USA ranken, in ihrem Herkunftsland, dessen 
Sprache sie oft gar nicht mehr beherrschen, ein hohes Ansehen. 
Toni Keppeler beschreibt das in dem erwähnten Artikel so: „Ganz 
egal, was sie sich in den USA zuschulden hatten kommen lassen 
– ob Drogenhandel, Raub oder Mord –, ab dem internationalen 
Flughafen von San Salvador waren sie freie Menschen. Und sie wa-
ren allein, ohne Familie. Aber sie fanden schnell neue Freunde. In 
den Slums hatten sich Jugendliche, die kaum mehr als zwei cha-
otische Jahre Schule hinter sich gebracht und keine Chance auf 
dem Arbeitsmarkt hatten, zu kleinkriminellen Gangs zusammen-
geschlossen. Auch sie nannten sich Maras, das Wort hatte früher 
die Bedeutung von ‚Freundeskreis‘. Sie waren viel harmloser als die 
Deportierten, aber sie lernten schnell. Es dauerte eine Weile, bis sich 
die beiden Mara-Verbände aus den USA als Quasimonopolisten 
durchsetzten. Nach Buenos Aires (einem Stadtteil in Mejicanos, 
neben San Salvador und Soyapango der drittgrößten Stadt im 
Ballungsgebiet von Groß-San Salvador, d. Red.) kam die MS in 
der zweiten Hälfte der 90er-Jahre. Dort gab es vorher eine kleine 
lokale Mara und dazu eine Bande von Drogenhändlern, die den 
Markt von Mejicanos kontrollierte. Die lokale Mara wurde von 
der MS langsam aufgerieben, mit den Drogenhändlern gab es ei-
nen offenen Showdown. Bei der Stunden dauernden Schießerei 
starben alle Drogenhändler und auch ein paar Mitglieder der MS. 
Seither haben die Salvatruchas das Quartier nicht mehr aus der 
Hand gegeben.“ 

O 
scar Martínez, Reporter von „El Faro“, dessen Reportagen 

2016 unter dem Titel „Eine Geschichte der Gewalt. Leben und 
Sterben in Zentralamerika“ auf Deutsch erschienen sind, fasst 
in einem Interview mit der „New York Times en Español“ vom 
20. März 2016 diese Entwicklung so zusammen: „Wir haben 
Migranten geschickt und Gangs zurückbekommen“. Die salvado-
rianische Journalistin Bessy Rios spricht von einem „Geschenk 

der Vereinigten Staaten“, und in einer Reportage bei Arte, die 
am 28. Januar 2016 gesendet wurde, wird von einer „ungewoll-
ten staatlich geförderten Banden-Migration“ gesprochen. Die 
Entstehungsgeschichten der Maras blenden regelmäßig einen Teil 
des Gesamtkontextes aus: Der Krieg, vor dem die Menschen aus 
El Salvador in die Vereinigten Staaten flohen, wurde maßgeblich 
von den dortigen Regierungen finanziert; und von dort stamm-
ten auch die einschlägigen Militärberater. Die ganze Geschichte 
geht so: Um ein zweites Nicaragua zu verhindern, beschloss die 
Reagan-Regierung, den „Kommunismus“, die nationale Befreiung 
in El Salvador zu stoppen, und sie ließ sich das zwölf Jahre lang 
etwas kosten. Ergebnis dieser Intervention waren unter anderem 
Zehntausende Kriegsflüchtlinge, die in die USA kamen und sich 
in den dortigen Großstädten behaupten mussten, zum Beispiel 
in der Auseinandersetzung mit bereits vorhandenen Streetgangs. 
So entstanden die MS13 und die M18, deren Mitglieder bald US-
amerikanische Knäste füllten und größere Kontingente unter den 
Deportierten in den 90er-Jahren stellten. 

N 
eben der Entstehungsgeschichte widmen die hiesigen 

Medienberichte immer auch der Statistik einen größeren Raum. 
Eine dpa-Meldung vom 27. Januar 2016, die unter anderem in der 
„Frankfurter Rundschau“ abgedruckt wurde, gibt die Mordrate für 
2015 in El Salvador mit 105 pro 100  000 Einwohner*innen an, wo-
mit das kleine mittelamerikanische Land zum gefährlichsten Ort 
außerhalb von Kriegsgebieten geworden war. Zum Vergleich: In 
der Bundesrepublik lag die Mordrate im selben Zeitraum bei 0,8 
pro 100  000 Einwohner*innen. Die Weltgesundheitsorganisation 
spricht bei zehn und mehr Morden pro 100  000 Einwohner*innen 
von einer Epidemie. Und weiter: In Lateinamerika und der Karibik 
leben acht Prozent der Weltbevölkerung, hier geschehen aber 
33 Prozent aller Morde weltweit. Zu den gefährlichsten Städten 
der Welt gehörten 2015 Caracas mit 120 Morden pro 100  000 
Einwohner*innen, San Pedro Sula in Honduras und San Salvador 
mit je 100. 41 der 50 gefährlichsten Städte der Welt liegen in 
Lateinamerika. Tjerk Brühwiller, Korrespondent der „Neuen Zürcher 
Zeitung“ in São Paulo, ging in einem Artikel vom 29. Januar 2016 
der Frage nach, ob es einen Zusammenhang zwischen Armut 
und Bandenkriminalität gibt. Das scheint eher nicht der Fall zu 
sein, denn während der Anteil der Armen an den 580 Millionen 
Einwohner*innen der Region seit dem Jahre 2000 von 41,7 auf 
25,3 Prozent zurückgegangen ist, ist die Gewalt nicht geringer ge-
worden. Eher korreliert sie mit der Ungleichheit, liegen doch zehn 
der weltweit 15 Länder mit der ungleichsten Einkommens- und 
Vermögensverteilung in Lateinamerika. Gravierend ist vor allem aber 
auch die Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen zwischen 15 und 24 
Jahren, die nach Angaben der Internationalen Arbeitsorganisation 
ILO 2015 mehr als 100 Millionen Lateinamerikaner*innen betraf. 
„Junge Männer ohne Arbeit und ohne berufliche Perspektiven 
sind eine leichte Beute für kriminelle Banden. Sie bilden die un-
terste Stufe einer ganzen Kaskade der organisierten Kriminalität, 
die vermutlich den Kern des Gewaltproblems bildet. Die treiben-
de Kraft dahinter ist der Drogenhandel, der seit dem Aufkommen 
des Kokains ein beherrschendes Problem in der gesamten Region 
geworden ist.“ Bei „Spiegel Online“ war am 10. April 2016 dazu 
zu lesen, dass 90 Prozent der 850 Tonnen Kokain, die jährlich in 
den Andenländern produziert werden, durch Zentralamerika in 
die Vereinigten Staaten gehen. Dabei wird die Ware von Land zu 
Land teurer: kostet ein Kilo in Nicaragua noch 6000 US-Dollar, 
so sind es in El Salvador schon 11 000 und in Mexiko 20 000.
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Zur Größe der Maras gibt es 
verschiedene Angaben: In den 
Jahren 2013 bis 2016 soll es in 
Honduras mit seinen 8,3 Millionen 
Einwohner*innen 7000 Mitglieder 
der MS13 und 5000 der M18 ge-
geben haben, in El Salvador mit 
6,4 Millionen Einwohner*innen 
12 000 MS13 und 8000 M18, und 
in Guatemala mit 16,2 Milllionen 
Einwohner*innen 17 000 MS13 
und 5000 M18. Am häufigsten 
genannt werden allerdings für El 
Salvador 40 000 Mitglieder der 
MS13 und 20 000 der M18. Von 
beiden Verbänden zusammen sit-
zen 10 000 Männer und Frauen im 
Gefängnis. Zählt man zu den akti-
ven Mitgliedern deren Familien und 
Freundeskreise hinzu, kommt man 
auf 600  000 Personen, was unge-
fähr zehn Prozent der Bevölkerung 
El Salvadors entspricht. Den 
600  000 Mara-Mitgliedern ste-
hen 24  000 Polizist*innen, 10  000 Soldaten und 28  000 private 
Sicherheitskräfte gegenüber. 

V 
erglichen mit der umfangreichen Präsentation des statis-

tischen Materials sind die Auskünfte über die Ursachen der 
Bandenkriminalität eher sparsam. Entsprechend der geschilderten 
Entstehungsgeschichten war der interne Krieg in El Salvador die 
erste Ursache, verbunden mit den massiven Abschiebungen nach 
dem Ende des Krieges im Jahre 1992. Josef Oehrlein nennt in einem 
Artikel vom 14. Juni 2016 in der „Frankfurter Allgemeinen“, in dem 
auch Oscar Martínez‘ Reportagen-Band als „ein unglaublich viel-
fältiges Röntgenbild des Gewaltspektrums in Zentralamerika“ be-
zeichnet wird, darüber hinaus folgende Ursachen: „die Abwesenheit 
und Hilflosigkeit des Staats, die Korruptionsanfälligkeit der 
Staatsdiener, die Schutzlosigkeit von Kronzeugen und die Brutalität 
der Drogenbanden“. Wie die Maras ihr Geld verdienen, wird in 
den Artikeln und Reportagen, die ich gelesen habe, aufgelistet, oh-
ne dass im Detail beschrieben wird, wie das genau funktioniert. 
Genannt werden Schutzgelderpressungen, Drogenhandel (vor 
allem der Straßenhandel, also der Einzelhandel), Entführungen, 
Waffenschmuggel, Autodiebstahl, bewaffnete Raubüberfälle. 
Dabei kommt es immer zu besonderer Gewalt gegen Frauen. 
Der Drogenhandel und das Mara-Unwesen sind keine getrenn-
ten Probleme, argumentiert zum Beispiel Rémy Ourdan in einem 
ausführlichen Artikel, der am 9. Oktober 2016 in „Le Monde“ er-
schien. Sie sind eng miteinander verbunden, denn die Maras be-
wachen zum Beispiel die Routen, auf denen die Drogen durch 
Mittelamerika hindurch in die USA geschafft werden, und sie er-
ledigen Auftragsmorde für die Kartelle.
Der wirtschaftliche Schaden, den die Bandenkriminalität anrichtet, 
wird auf 13 Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) der Region 
geschätzt. Die Ausgaben für Prävention und Schadensbehebung 
machten 2014 in Honduras 20 Prozent des BIP, in El Salvador 
15,5 Prozent, in Guatemala 8,7 Prozent des BIP aus.
Schließlich gehen die zu Rate gezogenen Artikel und Reportagen auch 
auf die Maßnahmen ein, mit denen seitens der Regierungen versucht 

wird, der Bandenkriminalität Herr 
zu werden. Boris Herrmann zitiert 
in einem am 30. Dezember 2015 
in der „Süddeutschen Zeitung“ er-
schienenen Artikel den salvadoria-
nischen Anthropologen Juan José 
Martínez d’Aubuisson mit den 
Worten: „Man kann die Banden 
inzwischen nicht mehr ausein-
anderhalten, weil die Polizei fast 
wie eine weitere Bande agiert 
und sich an die Kette aus Rache 
und Vergeltung angehängt hat.“ 
Boris Herrmann fährt fort: „Einige 
Menschenrechtsgruppen und 
Kirchenorganisationen halten tap-
fer die Stellung und versuchen, un-
ter erschwerten Bedingungen so et-
was wie Präventionspolitik zu be-
treiben. Sie bringen traumatisierte 
Kinder und Familien aus der un-
mittelbaren Gefahrenzone, sie ver-
mitteln Anwälte und Psychologen. 
Aber zu vielen Jugendlichen ha-

ben sie keinen Zugang.“ Nach einer Waffenruhe unter der ers-
ten FMLN-Regierung unter Mauricio Funes, die vom März 2012 
bis zum Mai 2013 dauerte und zu einer Halbierung der Mordrate 
führte, und nach der Erarbeitung des Planes für ein sicheres El 
Salvador (Plan El Salvador Seguro) im ersten Amtsjahr des der-
zeitigen Präsidenten Salvador Sánchez Cerén, eines umfassenden 
Planes, der Prävention, Repression, Resozialisierung, Begleitung der 
Opfer und Stärkung der Institutionen vorsah, setzt die Regierung 
seit Monaten jedoch wieder stark auf Repression.
In einer Reportage von 2015 aus dem Städtchen Berlín, abge-
druckt in der bereits zitierten „Edition Le Monde diplomatique“ 
von 2016, fragte Roberto Valencia, ebenfalls Journalist bei „El 
Faro“, den damaligen Polizeichef nach den Gründen für den 
Frieden an diesem Ort in den Kaffeebergen des Departements 
Usulután. Der führte die Ruhe auf die gute Zusammenarbeit der 
Institutionen untereinander und vor allem mit der Bevölkerung 
zurück – so könne Vertrauen geschaffen werden. Und man müsse 
die Jugendlichen beschäftigen, mit Sport, kulturellen Angeboten 
und in sozialen Projekten. So gab es in Berlín im Jahre 2014 nur 
einen Mord, im benachbarten Mercedes Umaña waren es 15, in 
Santiago de María, wo eine Clica der Mara „Barrio 18 Sureños“ 
(die M18 hat sich vor ein paar Jahren in zwei Fraktionen gespal-
ten) herrscht, waren es 25. 
Aufgefallen ist mir, dass im Jahre 2016 fast alle großen 
Tageszeitungen Artikel und Reportagen über die Maras in 
Mittelamerika brachten, während es danach ruhig geworden ist um 
das Thema. Bei den Reportagen war auch ein Unterschied erkenn-
bar zwischen beispielsweise dem Artikel von Toni Keppeler und 
der Reportage von Jan Christoph Wiechmann, die auf Nervenkitzel 
und Sensation getrimmt war, vielleicht weil sie für eine Illustrierte, 
den „stern“, geschrieben wurde. Sie endete mit den Sätzen: „Die 
Gerichtsmediziner luden sie (die Leiche einer jungen Frau, Anm. 
d. Red.) in einen weißen Plastiksack. Das Blut lief aus dem Sack 
wie dicke schwarze Tinte und hinterließ kreisende Muster auf dem 
Beton, die der einsetzende Abendregen wieder fortspülen würde. 
Dann wurde es Nacht in El Salvador.“ n

Foto: Warnung vor UFOs in El Salvador. 
Von Maras wird dagegen nicht gesprochen.
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Die Tanzstunde hat sich gelohnt
Wie die alte Kaffeeoligarchie in El Salvador den Neoliberalismus entdeckte 

Es gibt ein Gedicht von Peter Paul Zahl: „Samma 
dezent“. Darin wird der berüchtigte Nazirichter 
Roland Freisler aufgefordert, sich der gewandelten 
Welt anzupassen und „in die Tanzstunde zu ge-
hen“. Es geht darum, wie sich die alten Nazis in der 
jungen Bundesrepublik dem Zeitgeist anpassten, 
und – nach der neuen Musik tanzend – wieder Teil 
der Machtelite wurden. Daran musste ich denken, 
als ich den Aufsatz von Carlos Velásquez Carrillo 
The reconsolidation of oligarchic rule in El Salvador 
aus dem 2018 bei Palgrave erschienenen Buch 
Dominant elites in Latin America las. In El Salvador 
hatte sich seit der sogenannten Liberalen Revolution 
1880 eine mächtige Oligarchie herausgebildet: die 

D					    von Laura Held 
 
as erste Kaffeegesetz, mit dem der Kaffeeanbau mas-

siv gefördert wurde, wurde am 28. Mai 1846 unter Präsident 
Eugenio Aguilar erlassen. Mit den Gesetzen zur Ablösung des 
indigenen Gemeinschaftslandes (von 1881) und zur Auflösung 
der Ejidos (von 1882), unter Präsident General Gerardo Barrios 
verabschiedet, wurde das Land für den danach einsetzenden 

1) Überweisungen der vielen Salvadorianer*innen im 
Ausland, meist in den USA; manche sprechen von einem 
Viertel der Bevölkerung im Ausland.

berühmten 40 Familien (andere sprechen von 14 
oder 25 Familien, manche von 200, mehr sind es 
jedenfalls nicht). Sie heißen unter anderem LLach, 
de Sola, Salaverría, Hill, Sol, Baldochi Dueñas, 
Álvarez. Die meisten davon gehören heute noch zu 
den mächtigen Familien im Land, aber El Salvador 
ist kein Agrarexportland mehr (früher exportierte 
es Kaffee, Zuckerrohr, Baumwolle), sondern impor-
tiert Lebensmittel. Und die mächtigen Familienclans 
besitzen Banken, Versicherungen und Industrien im 
In- und Ausland und sind noch reicher und mächti-
ger als zuvor. Der Bevölkerung geht es nicht besser 
als früher, viele sind gezwungen zu migrieren. Wie 
kam es dazu?

massiven Kaffeeanbau enteignet. Im selben Prozess wurden die 
Arbeitskräfte für den Kaffeeanbau zur Verfügung gestellt, indem 
die Bauern und Bäuerinnen zu Tagelöhner*innen gemacht wur-
den. Die bäuerliche Bevölkerung wurde, ihres Landes beraubt, 
pauperisiert, nicht aber proletarisiert, denn es gab keine indust-
rielle Entwicklung, die die frei gesetzten Arbeitskräfte hätte auf-
nehmen können. Nicht die freigesetzten Bauern und Bäuerinnen 
wurden Cafetaleros, sondern einheimische Landeigentürmer, 
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die es schon vorher waren, und zahlreiche Einwanderer aus 
Kolumbien, Spanien, England, Frankreich und Deutschland, 
was sich noch heute an den Nachnamen der Kaffeebarone ab-
lesen lässt (Álvarez, Hill, Boillat, Schonemberg). Zeitgleich mit 
der Privatisierung von indigenem und Gemeinschaftsland wur-
de ein repressiver Polizeiapparat aufgebaut, der die Macht der 
Oligarchen sicherte. Während der Depression der 1930er-Jahre 
erhoben sich Landarbeiter*innen und Landlose. Die Oligarchie 
rief das Militär, das mit einem Massaker (30 000 Bauern und 
Bäuerinnen wurden umgebracht) den Aufstand niederschlug. 
Das war der Beginn einer 50 Jahre währenden Allianz zwischen 
Militär und Oligarchie. Die mächtigen Familien, die das Land von 
1880 bis 1980 politisch und wirtschaftlich beherrschten, beka-
men ab den 1970er-Jahren erneut Probleme: Die Kaffeepreise fie-
len, Armut und Ausbeutung nahmen noch mehr zu, immer mehr 
Aufstände fanden statt, die von ihnen bezahlten Paramilitärs wa-
ren nicht mehr Herr der Lage. 1979 machte ein Militärputsch da-
mit Schluss. Die Junta setzte zwar die versprochene Landreform 
dann doch nicht um, aber sie verstaatlichte die Banken sowie den 
Kaffee- und Zuckerexport. Als nächster Angriff auf die bisher un-
beschränkte Macht der Oligarchenfamilien gründete sich 1980 die 
FMLN. Der bewaffnete Kampf wurde zur ernsthaften Bedrohung, 
zwölf Jahre Bürgerkrieg folgten. Die USA griffen zwar massiv ge-
gen die Aufständischen in den Konflikt ein, unterstützten aber zu-
nächst die Christdemokraten. Es war Zeit für eine andere Musik, 
um an der Macht zu bleiben.

D 
ie „40 Familien“ gründeten eine eigene Partei, ARENA, strikt 

antikommunistisch, konservativ und dem Freihandel verpflichtet. 
Dank der Finanzierung durch die US-amerikanische Behörde für 
Entwicklungszusammenarbeit USAID war ein Thinktank gegründet 
worden, FUSADES, der die neuen neoliberalen Dogmen von IWF 
und Weltbank verbreitete. Nach einem Gewöhnungsprozess stie-
gen die Oligarchen um. Statt Staatsterror und Morde gab es nun 
moderne Methoden, um an der Macht zu bleiben. Nachdem auch 
die FMLN durch die 1992 in Mexiko abgeschlossenen, schwachen 
Friedensabkommen keine Bedrohung mehr war, gelang es ARENA 
in vier aufeinander folgenden Regierungsperioden, von 1989 bis 
2009, das ganze Land umzumodeln. Statt exportorientiert nun fi-
nanzbasiert und importorientiert, durch die stets fließenden reme-
sas1 immer mit frischen Dollars versorgt. Dabei gingen sie strikt 
nach dem neoliberalen Lehrbuch vor: Privatisierung, Deregulierung, 
Steuerreform, Dollarisierung, Freihandelsabkommen. Im Jahr 2006 
beherrschten acht große Unternehmergruppen das Land und ex-
pandierten zunehmend auch transnational. Sie heißen Grupo 
Cuscatlán (44 Firmen), Grupo Banagrícola (36 Firmen), Grupo 
Banco Salvadoreño (54 Firmen), Grupo Banco de Comercio (27 
Firmen), Grupo AGRISAL (41 Firmen), Grupo Poma/Salaverría 
u.a. (55 Firmen), Grupo Hill (13 Firmen), Grupo de Sola (10 
Firmen). Diese acht Finanzgruppen, 280 Unternehmen (Banken, 
Versicherungen, Pensionsfonds, Industrie, Handel, Bau), gehören 
einer Handvoll Familien, viele davon aus der alten Kaffeeoligarchie. 
Sie verfügen zusammen über 16,6 Milliarden US-Dollar, zwei 
Milliarden mehr als das gesamte Bruttosozialprodukt des Landes 
und sechs Mal mehr als das gesamte Budget des Staates. 
Wie kam es dazu, dass sich die Macht der alten Oligarchen noch po-
tenzierte und der Staat dazu benutzt wurde – ein Staat, der heute der 
meisten seiner produktiven, regulatorischen und Verteilungsaufgaben 
verlustig gegangen ist, so dass auch veränderte Wahlergebnisse die 
Machtverhältnisse nicht wirklich ändern können?

E 
s ist ein Lehrstück des Neoliberalismus. Zunächst wurden 

1990 die nationalen Banken privatisiert, nachdem alle Schulden 
mit öffentlichen Geldern (etwa 700 Millionen US-Dollar) ge-
tilgt worden waren. Dabei kam es zu vielen Unreglmäßigkeiten, 
Tricksereien und Korruptionsfällen, die aber nie geahndet wur-
den. Mitte der 1990er-Jahre beherrschten sechs sehr potente priva-
te Banken, die sieben Finanzgruppen gehörten, den Finanzsektor. 
Dieser expandierte nicht nur wegen der steigenden remesas, son-
dern auch aufgrund der massiven internationalen Finanzströme, 
vor allem aus den USA, der späten 1980er- und frühen 1990er-Jah-
re nach El Salvador. Eine davon, die Banco Cuscatlán, die 1993 
über ein Vermögen von 17 Millionen US-Dollar verfügte, wur-
de zur Finanzgruppe Cuscatlán (GFC), die 2003 bereits 90 
Millionen US-Dollar schwer war und allein 2005 44 Firmen in El 
Salvador kaufte, von Versicherungen über Immobilien, Pensionen, 
Pharmaprodukten bis zu Düngemitteln. Heute agiert die GFC mit 
ihrem internationalen Zweig UBCI in ganz Zentralamerika und 
ist milliardenschwer. Ähnlich agierten die anderen Banken und 
Finanzgruppen.
Nach den Banken folgte die Reprivatisierung des internationalen 
Handels, die Preise für Rohstoffe und Getreide wurden freigegeben, 
jegliche Unterstützung für Bauern und Bäuerinnen abgeschafft, 
der Immobilien- und Landmarkt dereguliert. Unter Präsident 
Calderón Sol (1994-1999) wurde die Altersversicherung priva-
tisiert und damit Teil der alles beherrschenden Bankengeschäfte. 
Steuerreformen schafften alle Luxussteuern und Eigentumssteuern 
ab und verringerten die Steuern auf Im- und Exporte, dafür 
wurde eine Mehrwertsteuer auf alle Produkte in Höhe von 13 
Prozent eingeführt (umgekehrter Robin Hood: Man nehme von 
den Armen und gebe den Reichen). Im Jahr 2001 folgte dann 
die Dollarisierung, die den großen Bankkonglomeraten zugu-
tekam: Die Währung schwankte weniger, man konnte Produkte 
billig auf den internationalen Märkten kaufen, die remesas, 
Kredite und Gewinne flossen in Importprodukte. Zudem wird 
immer wieder behauptet, dass auch Drogengelder in dem dol-
larisierten Bankenkomplex gewaschen werden: Kontrollen 
sind lax, die Zentralbank wurde ja abgeschafft. Zuletzt folg-
ten die Freihandelsverträge (FTA bzw. spanisch TLC), was alle 
verbliebenen sogenannten Handelshemmnisse abschaffte, die 
Importe verbilligte und vervielfältigte (auch Lebensmittel wer-
den nun importiert) und das Außenhandelsdefizit explodieren 
ließ. Der letzte Coup erfolgte dann, nachdem El Salvador das 
Freihandelsabkommen CAFTA-DR mit den USA abgeschlossen 
hatte. Der größte Teil des Bankensektors wurde 2006/2007 an 
das transnationale Kapital verkauft: die Banco Cuscatlán an die 
US Citygroup, die Banco Agrícola an Bancolombia, die Banco 
Salvadoreño an die HSBC und die Banco del Comercio an 
Scotiabanc. Insgesamt vier Milliarden US-Dollar flossen steuerfrei 
an die Oligarchen (denn die Bankenkonglomerate sind in regio-
nalen Steuerfreihäfen ansässig): die größte Enteignung in der sal-
vadorianischen Geschichte, wie progressive Analyst*innen mei-
nen. Dieses Geld investieren die salvadorianischen Finanzgruppen 
im In- und Ausland, in Zentralamerika, in Mexiko, in Südamerika 
und zu geringen Teilen in den USA.
Die totale Konzentration des Reichtums in wenigen Händen hat 
einen Preis: Armut, ein riesiger informeller Sektor, Migration, 
Gewalt, Kriminalität. Die alten Oligarchenfamilien aber sind 
nach wie vor die Herren des Landes, nun als Finanzoligarchie. 
Die Tanzstunde hat sich gelohnt. n

Quelle: Carlos Velásquez Carrillo The reconsolidation of oligarchic rule in El Salvador, 
in: Dominant elites in Latin America. Hrsg. Lis L. North und Timothy D. Clarl. Palgrave, 
2018. Der Autor ist Mitglied der CLACSO in Buenos Aires. Der Aufsatz beruht auf seiner 
Doktorarbeit über dasselbe Thema 2009 und wurde für die Buchausgabe aktualisiert.
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Kleine Lichtblicke
Die Kampagnen gegen das totale Abtreibungsverbot in El Salvador  

bleiben nicht ohne Wirkung

Nach bestürzenden Berichten über das Leiden der 
salvadorianischen Frauen, die nach Schwanger
schaftsabbrüchen oder Fehlgeburten zu jahrzehn-
telangen Freiheitsstrafen verurteilt worden sind, 
gibt es diesbezüglich erstmals positive Nachrichten. 
Am 15. Februar 2018 wurde Teodora Vázquez nach 
zehn Jahren „vorzeitig“ aus der Haft entlassen. 
Am 13. März endete für Maira Figueroa die Zeit im 
Gefängnis. Für die Freilassung beider und noch wei-
terer Frauen hat sich eine internationale Kampagne 
seit Jahren eingesetzt.

tärischen Todesschwadronen verbunden und für schwerste 
Menschenrechtsverletzungen verantwortlich ist, inszeniert sich 
gerne als Verteidigerin des „ungeborenen Lebens“.

D 
och es sind keineswegs nur salvadorianische Akteur*innen, 

die für die brutale Kriminalisierung von Frauen verantwortlich 
sind. Am 27. Juli 2017 berichtete die britische Tageszeitung „The 
Guardian“, dass die Medienkampagnen gegen jegliche Reform des 
Strafgesetzesbuches im Hinblick auf Schwangerschaftsabbrüche in 
El Salvador zu einem beträchtlichen Teil von der US-amerikanischen 
Stiftung „Human Life International“ finanziert wurden. Die rechts-
konservative Organisation, mit Sitz im ländlichen Front Royal in 
Virginia, hat über ihren salvadorianischen Ableger mehrere hun-
derttausend US-Dollar in Medienspots und Anzeigen in El Salvador 
für den Fortbestand des totalen Abtreibungsverbotes investiert.
Denn seit die FMLN in El Salvador an der Regierung ist, sehen 
die salvadorianischen und US-amerikanischen Hardliner ihre 
Bastion bedroht. Zwar hat sich die Führung der aus der Guerilla 
hervorgegangenen Partei bisher zum Thema vornehm zurückge-
halten (vor allem mit Rücksicht auf kirchliche Wähler*innen), 
aber unter den FMLN-Frauen gibt es nicht wenige, die sich 
Veränderungen wünschen. Die FMLN-Abgeordnete Nidia Diaz 
hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der eine Entkriminalisierung 
von Abtreibungen vorsieht: nach Vergewaltigungen oder wenn 
die Fortsetzung der Schwangerschaft für die Frauen lebensbe-
drohlich wäre. Aber selbst diese minimale Indikation hat wenig 
Chancen, eine parlamentarische Mehrheit zu finden. Der bishe-
rige ARENA-Parlamentspräsident hatte sich geweigert, das Thema 
überhaupt auf die Tagesordnung der Abgeordnetenkammer zu set-
zen. Im neuen, noch rechteren Parlament dürften die Chancen 
dafür nicht besser werden.
Und dennoch ist etwas in Bewegung gekommen. In El Salvador 
wird erstmals breiter über das Thema diskutiert. Auch wenn die 
Rechten die Medien beherrschen, können sie nicht verhindern, 
dass Fakten an die Öffentlichkeit kommen, die ihre Ideologie 
vom konsequenten Schutz des ungeborenen Lebens blamieren. 
Trotz aller Repression gibt es in El Salvador jährlich Zehntausende 
von Abbrüchen, weil Frauen nicht wissen, wie sie ein (weite-
res) Kind durchbringen können. Der einzige Effekt des tota-
len Abtreibungsverbotes besteht darin, dass Abbrüche für die-
se Frauen gefährlicher sind, weil sie absolut klandestin durchge-
führt werden müssen.
Am diesjährigen 8. März, dem internationalen Frauentag, gab es 
größere und lautere Aktionen der feministischen Organisationen 
als in den vergangenen Jahren. Das Thema Abtreibung stand da-
bei im Mittelpunkt.
P.S. Die am 15. Februar freigekommene Teodora Vázquez hat 
im Gefängnis ihren Schulabschluss nachgeholt. Sie möchte nun 
Jura studieren, um Frauen als Anwältin zu unterstützen, die we-
gen Abtreibungen angeklagt oder von häuslicher Gewalt betrof-
fen sind. n

S				        von Gert Eisenbürger 
 
owohl Teodora Vázquez als auch Maira Figueroa waren nach 

Fehlgeburten zu 35 beziehungsweise 30 Jahren Haft verurteilt wor-
den, bei beiden wurden die Verfahren im vergangenen Jahr wie-
der aufgenommen und das Strafmaß auf zehn Jahre reduziert. In 
den Begründungen der neuen Urteile war von Verfahrensfehlern 
die Rede. Möglicherweise haben engagierte Anwält*innen, die 
sich mit Unterstützung von Frauenorganisationen und auch eini-
gen europäischen Botschaften die Akten der damaligen Verfahren 
noch einmal vorgenommen haben, tatsächlich Verfahrensfehler 
entdeckt, vielleicht waren die Angeklagten und/oder Zeug*innen 
nicht angemessen belehrt worden. Doch der Hauptgrund für die 
Strafnachlässe dürfte am wachsenden internationalen Druck auf 
die salvadorianische Justiz und die rechtskonservative Mehrheit 
im Abgeordnetenhaus liegen, die weiterhin auf dem totalen 
Abtreibungsverbot beharren.
Die drakonischen Bestrafungen der Frauen, die eines 
Schwangerschaftsabbruchs beschuldigt werden, existierten in 
dieser Konsequenz in Lateinamerika nur in El Salvador. Zwar 
gibt es auch in anderen Ländern, etwa in Nicaragua, totale 
Abtreibungsverbote, aber dort ist die Justiz in der Regel nicht 
sonderlich engagiert, Frauen wegen Abbrüchen anzuklagen und 
hinter Gitter zu bringen. Dagegen reichen in El Salvador, wo die 
Täter der zehntausendfach während des internen Krieges begange-
nen Verbrechen und Menschenrechtsverletzungen bis heute nicht 
angeklagt wurden, bloße Denunziationen oder Zweifel, ob eine 
Fehlgeburt natürliche Ursachen hatte, um Verfahren in Gang zu 
setzen, die fast immer mit der Verurteilung der betroffenen Frauen 
als Mörderinnen enden.
In der Analyse der meisten Beobachter*innen ist dafür eine 
unheilige Allianz aus evangelikalen Sekten und Kirchen, dem 
konservativen Flügel des Katholizismus und der ultrarechten 
ARENA-Partei, die ihre Parlamentsmehrheit bei den Wahlen 
im März noch ausbauen konnte, verantwortlich. Besonders 
ARENA, deren Gründungsgeneration eng mit den paramili-
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Der Zyklus

U				   von Pablo I. Nanjarí Salvo 
 
m drei Uhr in der Früh stehe ich auf. Eine eisige Brise lässt 

langsam meine Haut einige Sekunden lang gefrieren, bis mir das 
heiße Wasser aus dem Waschbecken die Kälte am Rücken weg-
brennt. Ich packe meine Arbeitshefte für die Oberstufe in mei-
ne Umhängetasche und ziehe los, den Berg hinauf. Eine Stunde 
brauche ich bis zum Dorf, danach kommt der weite Weg bis zur 
Hauptstadt. Ich muss mich beeilen, heute fährt nur ein einziger Bus.
Ich laufe und laufe, lasse die Maisfelder und den Fluss hinter mir. 
Während ich voranschreite, werden mehr und mehr weggeworfene 
Verpackungen sichtbar. Flaschen und Unmengen von Müll häu-
fen sich am Wegesrand; das Dorf ist nah. Kaum betrete ich diese 
urbane Feste auf jenem Berg, auf dem der Teufel seine Sandalen 
verlor, bemerke ich die  Kerle, die sich sorglos und ungezwungen 
geben, aber zugleich mit hoher Wachsamkeit ihre Umgebung im 
Blick halten. Als ich um die Ecke komme und die Straße überque-
re, beobachten sie mich. Kein Lächeln und auch kein Gruß. Erst 
als ich die vage Geste eines entfernten, aber durchaus respektvol-
len Grußes andeute, antworten sie mit Bewegungen ihrer Köpfe, 
um mich danach wieder zu ignorieren. Unter ihnen mache ich ei-
nige von meinen Cousins aus, zwei sind bereits verstorben, aber 
fünf sind immer noch in der pandilla.
Als ich im Bus darauf warte, dass der Rest der Passagiere einsteigt, 
stehen die Zeiger schon auf neun Uhr und die Hitze nimmt zu. 
Wäre ich genau zum Zeitpunkt der Abfahrt angekommen, hät-
te ich keinen Sitzplatz mehr gefunden, dann hätte ich die ganze 
Fahrt bis in die Hauptstadt stehen müssen. Durch die Scheibe ver-
suche ich, zwischen den Koffern bekannte Bilder auszumachen. 
Ich sehe Kisten, in denen Hühner transportiert werden, niedli-
che Babys, Kinder und Gehilfen, die sich mit der Unmenge von 
bunten Gepäckstücken in dem chaotischen Trubel abmühen, der 
rund um den Bus herrscht. Schließlich fährt der Bus ab, vollge-
packt in Richtung Endhaltestelle, wie an der Windschutzscheibe 
angekündigt: Sivar, San Salvador. Eine Reise, die über Jahre hin-
weg immer wieder angetreten werden will, damit man eine 
Hochschulberechtigung erhält. Eine Reise aus den hintersten 
Bergen bis in das Herz der Hauptstadt, um lernen zu können. n

Pablo I. Nanjarí Salvo, 23 Jahre alt, studiert Anthropologie 
und arbeitet bei verschiedenen Projekten des „Museo de 
la Palabra y la Imagen“ mit. n Übersetzung: Simon Hirzel

Der Traum von einer 
Hängematte

A				          von Luis Gutiérrez 
 
 ls sich Don Fernando und Don Juan an der Bushaltestelle 

über den Weg liefen, schauten sie sich verdutzt an. Don Juan stieg 
gerade in Eile aus der Linie 6. Beide sind um die 73 Jahre alt. Don 
Juan ist auf dem rechten Auge recht kurzsichtig und Don Fernando 
lässt erste Anzeichen von Alzheimer erkennen, Angelegenheiten, 
die in diesem Winkel der Welt erst zwei Meter unter der Erde be-
handelt werden. Wie immer lüften sie kurz ihre ärmlichen Hüte 
zum Gruß, bevor sie sich voneinander entfernen. Es ist 11.15 Uhr.
Don Fernando ist der Sohn von Don Francisco, einem der frühe-
ren Arbeiter auf der Baumwollplantage der Familie Borgonovho 
Pohl in der Umgebung von Moncagua. Aufgrund der Entführung 
von Mauricio Borgonovho Pohl im Jahr 1977 wurde die Arbeit 
auf der Plantage eingestellt. Don Juan ist einer von mehreren 
Arbeitern, die das gleiche Schicksal ereilte. Seine Vergangenheit 
hat Don Fernando hinter sich gelassen. Sich an sie zu erinnern 
ist ein Luxus, den man sich nicht leisten kann, schließlich warten 
jeden Tag vier Mäuler darauf, gestopft zu werden.
Für Don Fernando liefen die Geschäfte heute gut, außer Erdnüssen 
konnte er handgemachte Bonbons aus Karamell und zwei Tüten 
Süßigkeiten mit Mangogeschmack verkaufen. Immerhin fünf Dollar 
Gewinn, drei für das Essen morgen, bleiben zwei zum Sparen. Vor 
einigen Monaten hat er damit begonnen, das Ersparte in einem 
geheimen Geldversteck anzulegen. Sein Glück kommt und geht, 
so wie sein Geist, für einige Momente in einer Parallelwelt ohne 
Bosheit und ohne Gier. Dieser ungewöhnliche Akt des Sparens 
– sparen ist Luxus in einem unterentwickelten Land, in dem die 
Mehrheit der Bevölkerung keine würdige Arbeit findet und sich 
dem Gewirr des Straßenhandels widmet – fordert das Pech heraus.
Don Fernando betritt den Hof und überquert gemächlichen Schrittes 
das zerklüftete, raue Lavagestein, während die vor Dreck strotzen-
den Kinder ihre Bohnenpaste verspeisen. Er hockt sich nieder, so 
als ob er Feuerholz holen wolle, dabei greift er unter einen Stein, 
blickt sich noch einmal aufmerksam um, und bringt einen schwar-
zen Beutel zum Vorschein. Er löst den Knoten und greift nach dem 
winzigen Inhalt. Seit einem Jahr spart Don Fernando bereits für 
eine Hängematte. 47 Dollar hat er schon, plus zwei macht 49, 
fast 50, fehlen nur noch zehn. Mit etwas Glück bekommt er den 
Rest noch bis Ende des Monats zusammen für jene Hängematte, 
von der er Don José so viel erzählt hat und mit deren Herstellung 
er ihn beauftragt hat. Er schnürt und verstaut das Päckchen wie-
der, greift zur Tarnung nach einem Stück Holz und erhebt sich.
Don Fernando ist wie Don Quijote ohne Schild und ohne Tier, 
auf dem er durch die Straßen von San Miguel reiten könnte. Sein 
einziger Feind ist der Hunger seiner Enkel, der sie nicht selten auf-
zufressen scheint. Er bittet seinen Chef Santiago, ihm den Rest des 
Tages frei zu geben. Beinahe wie ein Geist, sein Körper scheint sich 
nur schemenhaft wie aus einem Gestöber hervorzuheben, geht er 
an diesem Nachmittag immer weiter. An der Ecke vor seinem Haus 
hört er fünf Explosionen. Nichts Ungewöhnliches, weswegen Don 
Fernando sich nicht weiter darum kümmert. Das Schicksal kann 
einen überall treffen. Die Süßigkeiten verkaufsbereit im Arm geht 
er die Avenida Roosevelt entlang, während seine Aufmerksamkeit 
auf die Wahlwerbung der Politiker*innen gelenkt wird. Diese ele-
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Kurze Geschichten aus dem Leben  

junger Salvadorianer*innen
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ganten, überaus wichtig wirkenden Menschen auf jedem einzel-
nen Plakat machen ihn sprachlos. „Die Dinge ändern sich“, ent-
fährt es ihm leise, wobei er sich an den Wahlbetrug von 1977 er-
innert, das Schicksalsjahr seines Vaters. Er betritt Charlaix und 
umkreist das Gerichtsgebäude. Don Fernando geht immer wei-
ter und achtet nicht auf die Zeit, die Müdigkeit ist seine Uhr. Der 
Nachmittag war ruhig, kaum Geschäfte, aber immerhin hat er ge-
nug für die Limonade der Kinder zum Abendessen.
So vergeht die Woche, bis das Glück unserem urbanen Abenteurer 
drei Dollar mehr beschert. Jetzt, wo die Kinder zur Schule gehen, 
spart er die Kosten für deren Mittagessen.
Einen Dollar hebt er für das Essen am nächsten Tag auf. Wie be-
reits seit einem Jahr steuert er auf sein Geldversteck zu. Er tut wie-
der so, als ob er irgendetwas aufhebe, und fasst unter den Stein. 
Aufmerksam schaut er sich um, während seine Hand tastend die 
Erde absucht. Nach zehn Sekunden, in denen er umher blickt 
und herumstochert, ergreift eine schreckliche Ahnung Besitz von 
ihm. Nervös, ohne weiter auf seine Umgebung zu achten, dreht 
er den Stein um: Nichts. Gar nichts. Wo war sein Geist in diesem 
Moment? Nirgends, er lag brach, war verdorrt. Durch den Hof 
toben die Kinder mit ihren Spielzeugpistolen aus Stöcken. Ihr 
Großvater, regungslos wie eine Statue, ein Denkmal des Pechs. 
So stand er da, zehn Minuten lang, bis seine Enkel an der Blässe in 
seinem Gesicht bemerkten, dass mit ihm etwas nicht in Ordnung 
war. Sie setzten ihn auf einen Stuhl, von dem aus er das Treiben auf 
der Straße beobachten konnte. Er spricht kein Wort, blinzelt nicht, 
denkt nicht. Es ist kurz nach 11 Uhr. Die Umrisse von Don Juan, 
der gerade den Bus verlässt, treten aus dem Treiben auf der Straße 
hervor. Er grüßt Don Fernando, auf dem Kopf ein neuer Hut und 
in der Hand eine Bluetooth-Musikbox. Don Fernando scheint den 
Blick zu erwidern, ist in Wirklichkeit aber hypnotisiert. Keinen Bissen 
nahm er zu sich, nicht an diesem Tag und auch nicht am nächsten. 
Nach drei Tagen wollte er seiner Arbeit wieder nachgehen, aller-
dings hatten die Ameisen die Süßigkeiten längst befallen und so-
mit seine Arbeit gänzlich sabotiert. Übrig blieb ein einziges Chaos.
Don Juan starb an einer Lebensmittelvergiftung. So manche tödli-
che und moralische Geheimnisse nahm er mit ins Grab. Er machte 
einen auf blind, ein Vorwand, um allmorgendlich zur Kathedrale 
zu fahren und dort jeweils einen Dollar für sein Schnäpschen und 
einen für sein tägliches Brot einzusacken. Vier Monate lang hatte 
er Don Fernando bei dessen alltäglichem Ritual des Sparens beob-
achtet. Als der so viel zusammenhatte, dass es für die Bluetooth-
Musikbox reichte, schlug er zu. Don Juan hatte auf unterhaltsame 
Nachmittage gehofft.
Don Fernando hingegen baute sich ein neues Geschäft auf und 
suchte sich ein neues Geldversteck für sein Sparvorhaben. Er ent-
schied sich für ein Loch in einem Baum, der am Zaun des Innenhofs 
wuchs. Mit Verstecken wie dem unter dem Stein, in der Kutsche, 
in der Innenwand des Brunnens oder im Tortillakorb hatte er be-
reits schlechte Erfahrungen gemacht.
Seinen Schlaf fand Don Fernando nach wie vor auf der zerfetzten 
Hanfmatte, einer Hinterlassenschaft seines Vaters, auf der sich früher 
dessen Chef ausgeruht hatte, wenn er von der Baumwollplantage 
zurück kam.
Don Fernando wurde eines Tages von einem Fahrschüler in der 
Nähe seines Hauses überfahren, es war 11 Uhr. Er verstarb noch 
am Unfallort. Dies war das Ende seines Geschäfts. Er starb, ohne 
erfahren zu haben, dass ein paar Eichhörnchen zwei Tage vorher 
aus seinem Ersparten ein Nest im Schatten eines angrenzenden 
Baumes gebaut hatten. n

Luis Gutiérrez, 28 Jahre alt, Dozent für Sozialwissen
schaften, schreibt für verschiedene salvadorianische 
Zeitschriften.  n  Übersetzung: Simon Hirzel

Der Tod eines Talents

J					         von Morlin 
 
uan besaß das Talent, von den anderen überhaupt nicht be-

merkt zu werden. Er war schüchtern, aalglatt und seine Präsenz 
war eher wie eine Abwesenheit. Viele (um nicht zu sagen alle) 
wussten nicht, wie seine Stimme klang. Wenn sich die Lehrerin 
an jenem Schulzentrum, dem „Ofelia Guandique“, an ihn erin-
nerte, wandte sie mit strenger Stimme an ihn und fragte ihn zu-
erst nach seinem Namen, schließlich war dies der einzige Name, 
den sie sich von den über 40 Schüler*innen nicht behalten hatte.
Es war gegen Mitte des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts, 
die organisierte Kriminalität nahm gerade enorm zu und für die 
salvadorianischen Jugendlichen wurde es immer komplizier-
ter. Die Probleme der Vergangenheit hatten tiefe Spuren im so-
zialen Gefüge des kleinen Landes auf der zentralamerikanischen 
Landenge hinterlassen. Die Kugeln schlugen zwar nicht mehr we-
gen des Bürgerkriegs im vergangenen Jahrhundert im Rahmen ei-
ner erklärten Konfrontation krachend ein; nun sorgten sie für den 
Klang, der die Rivalität der pandillas begleitete, die Rechnungen, 
die mit heftigen Angriffen beglichen wurden.
Vor diesem Hintergrund, mit einem Bauch voller Hunger und 
Würmer, nachdem ihn sein alkoholkranker Vater, von Beruf 
Müllsammler und sparsam mit Worten gegenüber seinen vier 
Söhnen, verprügelt hatte, ging Juan zur Schule, wo ihn lediglich 
die Pausen und der Sportunterricht motivierten.    
Obwohl er beim Sport herausragende Leistungen zeigte, war er 
immer schüchtern und zurückhaltend, niemand beachtete ihn 
in seiner Klasse, außer seinem Gegenspieler Mario, der Raufbold  
Nr. 1 im Klassenzimmer jener siebten Klasse. Für Mario war Juan 
die geeignete Figur, um an ihr sein schroffes Verhalten vorzufüh-
ren, damit wirklich alle kapierten, dass dieser Typ, der zwei Jahre 
älter als alle anderen war, hier der Chef war und dass sich nie-
mand seiner Autorität entziehen konnte, auch nicht die höhe-
ren Jahrgänge.
Es war normal, dass Mario seinen Klassenkameraden auf den Kopf 
schlug, ihnen Geld wegnahm und gemeine Witze machte, ohne 
dass sich jemand darüber beschweren konnte. Allerdings änder-
te sich einmal in der Woche seine Haltung. Wenn er freitags aus 
der Schule kam, warteten am Schulausgang einige Jungs auf ihn, 
denen er sich unterordnete und die ihn offensichtlich Sachen er-
ledigen ließen, wenn er aus dem Unterricht kam.
Die Lehrerin ignorierte die Situation oder übersah sie stillschwei-
gend. Wenn sie mit ihrem Unterricht fertig war, musste sie zu ei-
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ner anderen Schule hetzen, wo sie eine Nachmittagsschicht über-
nahm, und sie hatte keine Zeit, um auf die Probleme, die die 
Schüler*innen außerhalb der Schule hatten, zu achten. Dies ent-
zog sich ihrer Verantwortung, so ihre Auffassung. Ihre erregte Art 
zu unterrichten war nicht besonders produktiv; sie hatte auch kei-
ne Zeit, um sich fortzubilden oder um den Unterricht in den bei-
den Schulen vorzubereiten, was typisch ist für die Lehrer*innen im 
salvadorianischen Bildungssystem, damit sie überleben können.
Nachmittags haute Juan manchmal ab; sein Vater mochte es al-
lerdings nicht, wenn er rausging. Dann spielte er Fußball auf 
dem Bolzplatz von La Jerusalén, wo die Schulen des bescheide-
nen Clubs Jerusalén-Santa Úrsula aus der Stadt San Miguel trai-
nierten. Dieser dünne Junge begeisterte mit seinen Fähigkeiten 
Einheimische und Auswärtige gleichermaßen, doch er sah sich 
nicht in dem Team, weil sein Vater es nicht erlaubt hätte.

E 
ines Tages hielten ihn die Freunde von Mario an und ver-

langten von ihm eine „Unterbrechung“, die darin bestand, ein 
Päckchen mitzunehmen und es an „El Crazy“ auszuliefern, einen 
jungen pandillero, der in der Schule der Wortführer war. Er hatte 
die Idee gut gefunden, denn niemand würde bei diesem Jungen 
– aufgrund seiner Eigenschaften –  Verdacht schöpfen. 
Juans Stimme zitterte, als er antwortete, dass er ihnen diesen 
Gefallen nicht tun mochte, denn er wusste, dass in diesem Paket 
Marihuana war und dass die Polizei vorher einen Lehrer festge-
nommen hatte, der zuständig für diesen Job gewesen war.
Auf die ablehnende Antwort von Juan erwiderte „El Suster“ mit 
einem harten Schlag in die Magengrube und ließ ihn auf dem 
Boden liegend zurück. Er reagierte nicht, denn er wusste, wenn 
er sich gewehrt hätte, wäre es noch schlimmer gekommen. Als er 
sich wieder aufgerichtet hatte, blieb ihm nichts anderes übrig, als 
den Auftrag anzunehmen.
Und so gingen sie das ganze Jahr über vor und langsam gewöhn-
te sich Juan an diese Routine, sie begann ihm sogar zu gefallen, 
denn so belästigte Mario ihn nicht mehr. Er hatte erreicht, dass 
ihn alle respektierten und anerkannten, er schwamm auf einer 
Well der Popularität und die Mädchen begannen ihn zu beach-
ten, aufgrund dieser seltsamen menschlichen Neigung, die Gefahr 
und das Verbotene zu bewundern. 
Eines Nachmittags waren er und seine neuen Freunde am Ufer 
des Río Grande; sie rauchten Gras und bereiteten Fischsuppe zu, 
alles war „total crazy und abgefahren“, bis auf einmal Mario auf-
tauchte, aus purem Zufall.
Mario ging schon lange nicht mehr zur Schule und ab und zu lie-
ßen sie ihn Brennholz holen. Als Juan ihn sah, sprach er ihn an 
und sagte ihm, dass er rüberkommen und mit ihnen abhängen 
solle. Plötzlich, in einem unaufmerksamen Moment, als sie vom 
Bürgersteig runtergingen, um zu einem anderen Ort am Fluss zu 
gelangen, schlug Juan Mario in den Nacken, was ihn bewusstlos 
werden ließ; dann nahm er ihm die Machete ab und ritzte ihn 
an verschiedenen Körperstellen, während sich Marios schmutzi-
ge Kleidung langsam vom Blut rot verfärbte und Juan nicht mehr 
aufhörte zu lachen. 
Die pandilla unternahm nichts angesichts dieses Vorgangs, schließ-
lich schuldete Mario ihnen noch so einiges. So nahmen sie es eher 
wie eine heldenhafte Geste, mit der Rechnungen beglichen wur-
den: die zehn Dollar, die Mario beim Eintreiben von Rechnungen 
abgezwackt hatte. Seit diesem Tag war Juan unter dem Namen 
„Der Lächelnde“ bekannt und abgesehen von seinem Vater soll-
te dies sein zweiter Mord gewesen sein.

In der Schule ging alles normal weiter, die Mädchen schmink-
ten sich stärker als Clowns und kamen mit tiefen Ausschnitten 
und kurzen Röcken, die Jungs mit Sneakers, der typischen, sinn-
bildlichen Mode der pandillas, die Polizisten und Soldaten, 
die im Zuge des „Plan El Salvador Seguro“ in die Schulen gin-
gen, machten sich einen Spaß daraus, Jugendliche zu foltern, 
die nicht im geringsten nach pandilleros aussahen, und zwan-
gen sie dazu, bis zur Erschöpfung zu laufen und Kniebeugen zu 
machen, bis sie ohnmächtig wurden, und alles vor den Augen 
der Lehrkräfte, zur Freude einiger und zur Empörung anderer. 
Angesichts dieser Situation wusste der Direktor schon, was zu 
tun war: Sehen, hören, schweigen. Außerdem, wer will schon 
seinen Posten als Direktor verlieren wegen irgendwelcher 
Problemchen der Schüler?
Nachdem er die Dame vom Laden „Tienda Nelson“ auf äußerst 
barbarische Art und Weise umgebracht hatte, ging Juan nicht 
mehr zur Schule; denn abgesehen davon, dass ihn die Polizei 
fassen und foltern wollte, wollte ihn auch die Familie der Frau 
um jeden Preis umbringen, aber die pandilla kam dem zuvor. 
Sie tötete die beiden Söhne. Diese Abrechnung war erfolgt, weil 
der Laden drei Tage im Rückstand war mit den Zwangsgebühren 
an die pandilla und das konnte sie auf keinen Fall tolerieren. 
An einem schönen Tag im Oktober hatte Juan gerade für sein 
Fußballteam in einem Finale gespielt und danach feierten sie ihren 
Sieg, sie bis sie total betrunken waren, womit sie gegen die Regeln 
der pandilla verstießen. Schließlich durften sie so etwas nicht ma-
chen, sie mussten aufmerksam unterwegs sein und jederzeit das 
Vorgehen der Polizei im Auge haben. Die Kriminalbeamten nut-
zen die Situation, fingen ihn ab und nahmen ihn widerstands-
los fest. Der Junge weinte und flehte darum, aufstehen zu dür-
fen, während er auf den Knien war. Der Polizist reagierte darauf 
mit einem Tritt in den Rücken.
Juan mit seinen gerade mal 19 Lebensjahren hatte schon mehre-
re Tote auf dem Gewissen, darunter Polizisten und Soldaten oder 
deren Angehörige. Deswegen hatte er sich viele Feinde gemacht, 
sogar innerhalb seiner eigenen kriminellen Struktur. Dennoch 
hatte ihm diese Errungenschaft dabei geholfen, weiterzukommen 
und Anerkennung von seiner pandilla zu bekommen. 
Im Moment sitzt er seine Strafe in einem der Hoch
sicherheitsgefängnisse ab, aus dem er die nächsten 130 Jahre, 
die sie ihm als Strafe verpasst haben, nicht mehr herauskommen 
wird. Er ist umgeben von seinen Kumpels, eingepfercht in diese 
kleinen Räume, von denen aus sie weiterhin ihre Erpressungen 
und Morde planen und ausführen lassen und von denen aus sie 
Geld in Bewegung setzen, um ihre Strukturen und ihre Familien 
aufrecht zu erhalten. Im Gefängnis hat Juan es geschafft, sogar 
noch weiter innerhalb seiner clica aufzusteigen, womit offensicht-
lich wird, dass diese Haftzentren dafür sorgen, dass Jugendliche 
wie er ihre Abschlussprüfung ablegen.
Das Sonnenlicht dringt nur spärlich durch die Gefängnisgitter 
von Ciudad Barrios, die geklauten Tücher machen den Ort noch 
dunkler. Wer draußen etwas schuldig geblieben war, muss hier 
drinnen dafür bezahlen. Das Essen kommt zwei Mal am Tag dank 
des großen Geschäfts, das eine Ex-Ehefrau eines Ex-Präsidenten 
damit macht. In diesem Landkreis im Norden von San Miguel 
wird nicht mehr so viel Kaffee verkauft wie früher und die Anrufe 
und Geldüberweisungen von diesem kleinen Gebäude aus sor-
gen für große Gewinne für die Telefongesellschaften des Landes.
Manchmal überkommt Juans Herz die Nostalgie, vor allem wenn 
er sich daran erinnert, wie gut er im Fußballspielen war. n

Morlin bevorzugt sein Pseudonym. 
Er ist Soziologe und Karikaturist. 
Übersetzung:  Britt Weyde
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setzte sich hin, trank Wasser und fächelte sich mit dem Hut Luft 
zu, während er mit seinem Stab auf einen Stein schlug, als ob er 
seine Leiden zählen würde. José zog in seinem Versteck das Gummi 
lang, bis er sich sicher war, dass der Schuss saß; der Stein traf und 
ein trockener Aufprall ertönte im Brunnen.
„Endlich werde ich sehen, was in den Töpfen des Alten ist“, sagte 
er zu sich selbst.
Der Alte schaute verblüfft in alle Richtungen. José bereitete den 
nächsten Schuss vor, er freute sich, dass er ihn nicht gesehen hatte. 
Der anscheinend sehr geduldige Tlameme grübelte darüber nach, 
wie der Angreifer zu bestrafen sei. Da war der zweite Stein zu hören.
„Jetzt weiß ich, wo das Arschloch ist“, dachte sich der Alte.
Der Junge wusste nicht, was ihm geschehen würde. Nach dem 
dritten Stein stand der Alte auf und ging direkt zum Gebüsch, von 
wo die Steine geflogen kamen. José versuchte abzuhauen, doch der 
Alte hatte trotz seines Alters eine gute Idee, um ihn aufzuhalten, 
er streckte den Stock aus und brachte ihn zu Sturz.
Auf dem Boden bat José um Gnade, sein Knöchel tat ihm so weh 
wie noch nie, doch der Alte blieb unerbittlich, während er ihn 
mit seinem Stock schlug, er bestürmte ihn mit Worten, die der 
Junge im Wirbel der Schläge kaum verstand.
Ein Jahr später, während sie die Hügel von Morazán entlanggingen, 
dachte José an die Schimpftirade der Großmutter: „Du wirst schon 
erfahren, was in den Töpfen des Tlameme ist, ich werde dich nicht 
schlagen, aber du wirst ein Jahr lang mit dem Alten mitgehen 
müssen, um deinen Fehler zu bezahlen“.
Jeden Freitag ruhten sie sich an demselben Brunnen aus und 
der Tlameme und José lachten bei der Erinnerung an die Tracht 
Prügel, die sie beide zusammengebracht hatte. Nun war im Laufe 
der Zeit eine Freundschaft zwischen den beiden entstanden. Ein 
Jahr später auf einer ihrer zahlreichen Reisen verriet der Alte, der 
unter einem plötzlichen Schmerz mit dem Tode rang, was in den 
Töpfen sei: „Sie enthalten Träume“, brabbelte er. n

Tlameme: Person, die auf ihrem Rücken Küchenutensilien 
aus Ton trägt.

Amadeo Mata Blanco, 1985 mitten im Bürgerkrieg geboren, hat 
Literaturwissenschaften studiert und ist Literaturdozent auf dem Land.  
Er hat zwei Gedichtbände veröffentlicht.  n   Übersetzung:  Britt Weyde

E				            von Amadeo Mata 
 
r sah ihn immer vorbeikommen, mit seinem langsamen, 

stetigen und festen Gang: ein achtzigjähriger Alter, der so aussah, als 
ob er mit den Töpfen auf dem Rücken schon zur Welt gekommen 
war. Er kam immer freitags zur gleichen Stunde vorbei. José 
beobachtete ihn und fragte sich, was zum Teufel dieser Herr in 
den Töpfen mit sich herumtrug; er dachte sogar, dass dieser Mann 
eine Strafe für seine Sünden abbezahlen müsse, die er in seiner 
Jugend begangen hatte. Das hatte er von der Großmutter gelernt. 
Wenn er jemanden sah, der schwere oder unangenehme Sachen 
verrichtete, dann sei die einzige Erklärung dafür, dass diese Person 
irgendetwas schuldete und es damit abbezahlte.
José, ein Junge, der allein mit seiner Großmutter lebte, war mit 
seinen zehn Jahren extrem neugierig. Das Großmütterchen, 
die dem Tod ein Schnippchen geschlagen hatte mit ihrer Diät 
und weil sie auf ihre Gesundheit achtete, war so religiös wie die 
anderen alle auch, als ob sie mit dem Rosenkranz auf der Brust 
zur Welt gekommen sei. Sie gab sich sehr viel Mühe, um aus José 
ein Vorbild für die anderen Jungen zu machen und um selbst die 
Superoma zu sein. Sie sagte: Wer keine guten Kinder hinterlässt, 
sollte nicht zur Welt gekommen sein. Deswegen erteilte sie ihrem 
kleinen Nachkommen unermüdlich Lektionen, dieser unruhigen 
Gesellschaft, die ihr ihre einzige Tochter hinterlassen hatte, die 
bei der Geburt starb.  
An einem Sonntag kamen die Cousins zu Besuch und schenkten 
José eine Steinschleuder, für den Jungen die beste Waffe überhaupt, 
weil sie so unauffällig war. Ab dem Zeitpunkt begab er sich 
bereitwillig auf Feuerholzsuche, weil er dann auf dem Weg 
Steinchen verschießen konnte, bis er eines Tages zum richtigen 
Experten geworden war, ohne zu wissen, dass das sowohl gut als 
auch schlecht war. Die Großmutter fand diese Veränderungen 
verdächtig, forschte aber nicht weiter nach.
Am Freitag in dieser Woche fand er sich zur richtigen Uhrzeit 
gegenüber vom Brunnen ein, an dem sich der Alte immer 
auszuruhen pflegte. Wenige Minuten später erschien der Tlameme, 

Der Tlameme
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Callcenter:
Wölfe im Schafspelz

S				       von Erica Alvarenga 
 
ie sind gekommen, um zu bleiben. Callcenter gibt es nun seit 

über einer Dekade in El Salvador. Sie schießen wie Pilze aus dem 
Boden und sorgen für 20  000 neue Arbeitsplätze pro Jahr. Auf den 
ersten Blick scheint es ein Sechser im Lotto zu sein. Wenn wir die-
sen multinationalen Unternehmen einen freundlichen Empfang 
bereiten, können wir die alarmierend hohe Arbeitslosigkeit ab-
bauen. Doch wir sollten uns fragen, welchen Preis wir dafür zu 
zahlen bereit sind.
Ich arbeitete über ein Jahr lang in einem Callcenter, länger hät-
ten es meine Nieren und mein Reizdarm auch nicht ausgehalten. 
Die ständigen Arztbesuche, die zahllosen Antibiotikapillen und 
der Stress zeigten mir denPreis dafür, so einen Job angefangen zu 
haben, der mir zwar doppelt so viel einbrachte wie mein vorheri-
ger, aber mich auch doppelt so viel kostete, nämlich in physischer 
und psychischer Hinsicht.
Der Körper stellt dir zum Beispiel in Rechnung, dass du kein Wasser 
mehr trinkst, damit du nicht aufs Klo musst, er stellt dir den Stress 
in Rechnung, den du angesichts eines wütenden Kunden hast, der 
gar nicht weiß, dass du kein direkter Teil des Unternehmens bist, 
sondern eine outgesourcte Arbeitskraft, die die Kunden beraten 
soll und meistens Null Entscheidungsbefugnis hat. Der Körper 
stellt dir in Rechnung, dass du Anrufe voller Hass annimmst und 
voller Rassismus, wenn die Anrufenden deinen Akzent bemerken. 
Aber vor allem stellt dir der Körper in Rechnung, dass es für das 
multinationale Unternehmen nicht um die arbeitenden Personen 
geht, sondern um Produkte, die 500-prozentig rentabel sind, wes-
halb du jede Sekunde bei der Anrufannahme kontrollieren musst, 
denn Zeit ist Geld.
Während eines Jahres war ich öfter im Krankenhaus als vorher 
in meinem ganzen Leben. Die Diagnose war immer die glei-
che, Harnwegsentzündung oder das Krankheitsbild eines akuten 
Reizdarms. Die Ärzt*innen und Krankenschwestern in den öffent-
lichen Kliniken kennen diese Art von Leiden sehr gut. Für sie ist 
es Alltag, junge Menschen mit den gleichen Symptomen zu be-
handeln, die auch alle den gleichen Job haben. Natürlich sind die 
Callcenter eine Möglichkeit, die Anzahl der nicht erwerbstätigen 
Personen zu reduzieren, doch wir lösen ein Problem, indem wir 
ein größeres schaffen. Die Jobs, die wir heute feiern, werden dem 
Staat morgen eine enorme Last in Sachen Gesundheitsversorgung 
aufbürden.
Meine Arbeitskolleg*innen waren alles junge Leute, unter 26, 
viele von ihnen mit höheren Abschlüssen. Doch aus verschie-
denen Gründen ließen sie ihre Unidiplome beiseite, um sich 
auf einem Quadratmeter in einem fensterlosen Gebäude mit 
Belüftungsproblemen einzurichten.     
Die Callcenter haben in El Salvador Wurzeln geschlagen. Sie preisen 
ihre freien Stellen wie sauer Bier an, verbreiten Bilder von jungen 
Menschen, die ihre Arbeit genießen und ihre Zeit mit Videospielen, 
in Bibliotheken oder auf Sofas verbringen. In Wirklichkeit arbeitest 
du zehn Stunden lang mit den Leuten vom IT-Team im Nacken, die 
genau mitschneiden, wie viele Anrufe du angenommen hast und 
wie viele nicht, und du nimmst so viele Anrufe an, mehr als die 
größten Masochisten ertragen würden, bist du nicht mehr kannst.
Trotzdem muss ich zugeben, dass man von dieser Arbeit etwas mit-
nehmen kann: Disziplin, Pünktlichkeit, Zielerfüllung, emotiona-
le Selbstkontrolle, das sind alles Lehrfächer, die in den salvadoria-
nischen Schulzentren noch ausstehen und die dir in den Maquilas 
des 21. Jahrhunderts eingebläut werden. n

Erica Alvarenga ist Kommunikationswissenschaftlerin, 
arbeitet zurzeit im Ministerium für Arbeit und 
Soziales.  n   Übersetzung:  Britt Weyde

In mittelamerikanischen Callcenters sind 
aus den USA Abgeschobene wegen ihrer 
Englischkenntnisse als Angestellte begehrt.
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El Salvador ist ein kleines Land mit einem sehr hohen 
Umweltrisiko: aktive Vulkane, Erdbeben, Hurrikane, 
tropische Stürme, Überschwemmungen, Erdrutsche, 
Wasserknappheit. Deswegen landete das Land 2009 
auf dem Platz Nummer 1 des Klima-Risiko-Index 
der Organisation Germanwatch. Doch seitdem hat 
das Land viele Anstrengungen unternommen, um 
Präventivmaßnahmen für Naturkatastrophen und 
Klimawandelfolgen zu treffen. So ist El Salvador zum 
Beispiel das erste Land der Welt, das den Bergbau 
aus Umweltschutzgründen verboten hat.

E				           von Javier Rivera 
 
l Salvador, ein kleines Land in Zentralamerika, hat eine 

Fläche von gerade mal 20 742 Quadratkilometern. Es gilt als ein 
Land mit einem sehr hohen Umweltrisiko, da es aufgrund seiner 
Lage verschiedenen Naturphänomenen ausgesetzt ist. Diese be-
treffen unmittelbar 88,7 Prozent seiner Fläche und 95,4 Prozent 
seiner Bevölkerung. 
50 Vulkane gibt es in diesem Land, davon sind 23 aktiv. Das führt 
zu vulkanischen Erdbeben. Dazu kommen Beben, die durch die un-
terirdische Plattenverschiebung ausgelöst werden, bei der sich die 
Cocosplatte unter die Karibische Erdplatte schiebt. El Salvador ist aber 
auch von meteorologischen Phänomenen betroffen wie Hurrikanen, 
tropischen Stürmen und Dürren. Etwa zwölf Prozent seiner Fläche 
sind von Wald bedeckt und zwei Drittel des Landes weisen eine fort-
geschrittene Erosion auf, die zur Versteppung führen wird.
Das Land verfügt nur über Trinkwasserressourcen von durchschnitt-
lich 3500 Kubikmeter pro Kopf im Jahr. In Guatemala sind es 11 900 
m³ und in Honduras 11 600 m³. Aufgrund dieser Wasserknappheit 
haben nur 76,5 Prozent der Haushalte einen Trinkwasseranschluss; 
in den Städten sind es 85,6 Prozent, auf dem Land nur 59,6 
Prozent. Wegen der gravierenden Auswirkungen der mangelhaften 
Trinkwasserversorgung auf die Bevölkerung hat das Parlament zu-
sammen mit dem Umweltministerium und dem Beauftragten für 
Menschenrechte und Zivilgesellschaft einen Gesetzentwurf für ein 
Wassergesetz erarbeitet, das jedoch aufgrund der rein wirtschaftli-
chen Interessen des privaten Unternehmens für Wasserversorgung 
nicht verabschiedet wurde.
Im Jahr 2011 veröffentlichte die UN-Wirtschaftskommission für 
Lateinamerika und die Karibik (CEPAL) eine Studie über die 
möglichen Auswirkungen des Klimawandels auf El Salvador, pro-
gnostiziert auf das Jahr 2100. Dort heißt es, dass die fehlenden 
Wasserreserven große Auswirkungen auf die Landwirtschaft, die 
Biodiversität, die Infrastruktur und andere Bereiche haben und 
54 Prozent des Bruttosozialproduktes dadurch negativ beeinflusst 
werden. Die Verfügbarkeit von Trinkwasser pro Person wird auf et-
wa 80 Prozent der heutigen sinken. 
Diese extreme Situation sozialer und umweltpolitischer Vulnerabilität 
führte dazu, dass das Land 2009 an der Spitze des Klima-Risiko-
Index von Germanwatch stand. Dieser Index listet die durch 
Überschwemmungen, Erdrutsche und andere Klimarisiken am meis-
ten gefährdeten Länder der Erde auf. Neben den ökonomischen 
Einbußen geht es dabei auch um die Verluste an Menschenleben. 
Vor diesem Hintergrund forderten verschiedene Organisationen 
der Zivilgesellschaft die Zentralregierung auf, zusammen mit 
den Umweltbehörden, dem Bauministerium und dem Rat für 

Ein heißer Nachmittag

Sebastián Benítez ist Sozialwissenschaftler und 
hat in salvadorianischen Wissenschaftszeitungen 
publiziert.  n   Übersetzung: Simon Hirzel

E				       von Sebastián Benítez 
 
s war ein heißer Nachmittag in dem entlegenen Dorf in 

Morazán, als die zwei Bauern nach einem langen, anstrengenden 
Arbeitstag aufbrachen. Zwölf Stunden hatten sie mit der Arbeit auf 
ihren Mais-, Hirse- und Bohnenfeldern zugebracht, von vier Uhr 
in der Früh bis vier Uhr am Nachmittag. Ihr Heimweg führte sie 
durch die Landschaften des Kantons La Joya del Matasano, vorbei 
an Mangohainen, den weiten Kronen der „Teufelsohren“ 1 sowie 
an den zahlreich gepflanzten Lorbeer- und Breiapfelbäumen. Wie 
jedes Mal, wenn sie sich während des Rückwegs von den Strapazen 
des Tages ablenken wollten, heiterten sie sich mit Geschichten aus 
ihrer Kindheit auf, die von dem Fluss erzählen, als er noch reich 
an Krebsen war und alle erdenklichen Fischarten das Wasser be-
völkerten, dort, wo die Siguanaba 2 weit mehr als nur einen un-
bedachten Mann, ob Betrunkener oder Schürzenjäger, in sein 
Verderben lockte. Oder davon, als die Erde noch bewirtschaftet 
werden konnte, ohne düngen zu müssen, als noch niemand je et-
was von Nierenversagen gehört hatte, als es noch keine Pestizide 
gab, mit denen man sich selbst, geschweige denn Mutter Erde ver-
giftete. Alles in allem die Geschichten jener goldenen Jahre, als 
die Präriebussarde noch den Winter verkündeten und anhand der 
Nester der Tropfentrupiale vorhergesagt werden konnte, ob es ei-
nen regenreichen oder trockenen Winter geben würde.
Die Namen dieser beiden dicken Freunde waren Lucrecio und 
Juan. Ihre Haut war durch die Sonne gegerbt, ihre Kleidung voll-
gesogen mit Schweiß und den Aromen der Felder, an ihnen haf-
teten, neben vielen anderen, die markanten Gerüche der Kugel
kopfakazien, der Mimosen oder auch der Glockenblumen. Zwei 
Freunde, die die Rekrutierungsmaßnahmen des Militärs oder der 
Guerilla ERP 3 während des Bürgerkriegs überstanden hatten, eben-
so wie die Anschuldigungen der Nationalgarde, kommunistische 
Kollaborateure zu sein. Dies alles lediglich dank ihrer Überzeugung, 
harte Arbeit forme den Charakter des Menschen und nicht die 
Waffen und erst recht nicht die Gewalt. Plaudernd gelangten sie 
zum Wasserfall der zwei Bäche, wo sie etwas Ungewöhnliches 
beobachteten. Ein paar Aasgeier überflogen gerade den Sumpf, 
der sich aus genanntem Wasserfall speist. Von der Neugier ge-
trieben, in der Erwartung, ein verendetes Tier vorzufinden, be-
traten sie den Sumpf, machten jedoch eine weitaus grausigere 
Entdeckung: zwei an Händen und Füßen gefesselte männliche 
Körper, die Anzeichen von Folterungen und Einschusslöcher an 
den Schläfen aufwiesen. Sie wussten, wer sie waren: die Söhne 
von Don Macario, die bereits vor zwei Wochen verschwunden 
waren. Instinktiv machten sie sich so schnell wie möglich auf, 
um Don Macario die Nachricht zu überbringen; seine Söhne wa-
ren Tagelöhner auf einer Kaffeeplantage gewesen. So endete der 
Nachmittag in dem Dorf, das früher einmal zu den friedlichen 
und ruhigen Orten gezählt hatte, mit dem Wehklagen des Vaters, 
der seine Söhne niemals mehr zu Gesicht bekommen würde. n

1) Conacaste oder Guanacaste, in Mittelamerika  
verbreitete Baumart

2) mythische Figur einer Sirene aus El Salvador

3) Ejército Revolucionario del Pueblo – Revolutionäre 
Volksarmee
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Schritte in die richtige Richtung
Der Umgang El Salvadors mit Naturkatastrophen und den Folgen des Klimawandels 

Nachhaltigkeit eine Strategie zur Anpassung an den Klimawandel 
und zur Risikominimierung zu erarbeiten, unter Beteiligung der 
Zivilgesellschaft. 
Damit hat das Land den Fokus von der Reaktion auf Umwelt
probleme hin zu einer Kultur der Vorsorge und Prävention ge-
legt, zu einem integrativen und ganzheitlichen, zukunftsorientier-
ten, strategischen und praktischen Ansatz der Risikobewältigung. 
Dieser Ansatz ermöglicht die Gefährdungsreduzierung mit 
Programmen zur Wiederaufforstung und Wiederherstellung von 
Ökosystemen von 60 722 degradierten Hektar Land, die sich in 
Naturschutzgebieten (Áreas Naturales Protegidas, ANP) befin-
den, sowie die Erneuerung von 100  000 Kaffeeplantagen in den 
nächsten acht Jahren. Ziel ist es, die Bewaldung auf 24 Prozent 
des nationalen Territoriums zu erhöhen.
Durch den Druck der Zivilgesellschaft wurde in den letzten neun 
Jahren das „Nationale System für Zivilschutz“ ausgebaut. Heute gibt 
es in 200 der 262 Gemeinden Frühwarnsysteme und Informationen 
in Echtzeit über Unwetter durch ein Radarüberwachungssystem, das 
im Umweltministerium angesiedelt ist. So können Menschenleben 
gerettet werden.
Die aktuelle Regierung führte umfangreiche Infrastruktur
maßnahmen zur Sicherung von 768 Erdlöchern und ausgewa-
schenen Schluchten durch, die erdrutschgefährdet sind, das sind 
78 Prozent der bisher entdeckten gefährdeten Zonen. Durch die 
gemeinsame Arbeit von Bauministerium und lokalen Regierungen 
konnten eine Umweltzonierung und ein Flächennutzungsplan 
in 176 Gemeinden eingeführt werden. Dies ist wichtig, um die 
Gemeinden vor Umweltschäden zu schützen. Diese Pläne kön-
nen jedoch schnell wieder in der Versenkung verschwinden, wenn 
in den Gemeinden der Bürgermeister oder der Stadtrat wechselt. 
Ebenfalls wichtig ist die Reduzierung der Energiegewinnung 
aus fossilen Brennstoffen durch eine Politik der Energiewende. 
Dadurch konnte die Energieproduktion aus fossilen Brennstoffen 
um 45 Prozent im Jahr 2009 und um 27 Prozent im Jahr 2016 
gesenkt werden. Leider kann auch diese Politik für erneuerbare 
Energien durch einen Regierungswechsel wieder rückgängig ge-

macht werden. Von daher ist die Verabschiedung von entsprechen-
den Gesetzen im Parlament unbedingt notwendig, damit diese 
Initiativen langfristig Bestand haben. 

E 
l Salvador hat in seinem Bemühen um den Schutz des knappen 

Wassers und durch die politische Arbeit von Umweltorganisationen, 
Menschenrechtsgruppen sowie von Stadt- und Gemeinderäten per 
Gesetz den Abbau von Edelmetallen verboten (siehe auch Beitrag 
auf S. 31-32). Das neue Gesetz verbietet sowohl den Bergbau un-
tertage als auch im offenen Tagebau. Darüber hinaus untersagt 
es die Erkundung neuer Lagerstätten, die Weiterverarbeitung und 
die Nutzung von Chemikalien wie Quecksilber und Zyanid, die in 
großem Umfang im Bergbau zum Einsatz kommen. Damit ist El 
Salvador das erste Land der Welt, das extraktivistische Aktivitäten 
aus Umweltgründen verbietet. 
Was die Lebensmittelsicherheit betrifft, war El Salvador noch in 
den 90er-Jahren ein Land, das Grundnahrungsmittel wie Mais, Reis, 
Bohnen und ähnliches importierte und so direkt vom internationalen 
Markt abhängig war. Um das zu ändern, ging die Regierung auf die 
Forderungen der Bäuerinnen und Bauern sowie der Zivilgesellschaft 
ein und initiierte eine Reihe von Programmen, um die Landwirtschaft 
zu reaktivieren. Trotz einer fünfjährigen Dürreperiode verzeichnete 
die Saison 2016/2017 ein Rekordergebnis für die Produktion von 
Lebensmitteln. 26,3 Millionen Zentner an Grundnahrungsmitteln 
wurden geerntet und der Agrarsektor wies mit 4,2 Prozent das höchs-
te Wirtschaftswachstum auf. Damit wurde ein Prozess in Richtung 
Ernährungssicherheit und -souveränität gestartet. 
Durch diese verschiedenen Maßnahmen wanderte El Salvador 
von seiner Spitzenposition 2009 auf dem Klima-Risiko-Index auf 
Position 47 im Jahr 2017. Doch obwohl das Land jetzt besser gerüs-
tet ist und weniger verwundbar durch mögliche Naturkatastrophen, 
ist es dringend nötig, weiter in diese Richtung zu arbeiten, sich 
auf Notfälle vorzubereiten, um Tote und wirtschaftliche Verluste 
durch Klimawandelfolgen zu vermeiden. Genauso wichtig ist es, 
dass Gesetze verabschiedet werden, um diesem Prozess Kontinuität 
zu verleihen. n

Übersetzung: Laura Held 
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Am 5. September 2017 beschloss US-Präsident Trump, 
das 2012 aufgestellte Programm Deferred Action 
for Childhood Arrivals (DACA) zu beenden. Dieses 
basiert auf einer damaligen Exekutivverordnung 
Obamas (anstelle eines Gesetzesbeschlusses durch 
den Kongress). Durch DACA sind derzeit noch über 
800 000 Dreamer, wie jene Personen auch genannt 
werden, vor der Abschiebung aus den USA geschützt. 
Das Programm regelt den Status für undokumentier-
te Personen, die von ihren Eltern in die Vereinigten 
Staaten gebracht wurden, als sie noch Kinder wa-
ren. Die Dreamer sind im Grunde genommen US-
Amerikaner*innen, abgesehen von der Tatsache, dass 
ihr Aufenthaltsstatus in der Schwebe ist. Und damit 
kann sich der Traum in einen Albtraum verwandeln.

nen Gesetzentwurf (Clean Dream Act) durchzubringen, der den 
DACA-Begünstigten einen permanenten Aufenthaltsstatus in den 
Vereinigten Staaten garantiert hätte, sind gescheitert.1 Noch wäh-
rend der letzten Senatsdebatte im Februar setzte sich ein Block 
von Republikanern unter der Führung des ultrakonservativen 
Kongressabgeordneten Goodlatte gegen den Clean Dream Act durch. 
Stattdessen reichte er eine Gesetzesvorlage ein, die die familienba-
sierte Einwanderung zugunsten einer Einwanderungspolitik nach 
ökonomischen Verwertungskriterien ablösen sowie 28 Milliarden 
Dollar für den Bau eines Grenzzauns zwischen Mexiko und den 
USA bereitstellen soll. Goodlattes Gesetzentwurf genießt die 
Unterstützung von Präsident Trump.
Die Dreamer stellen sich gegen diese Vorschläge zur 
Einwanderungspolitik. Sie werfen Trump vor, den Clean Dream 
Act in Geiselhaft zu halten. Sie werden kein Gesetz akzeptieren, 
das eine Art Apartheidsystem für sich und ihre Familien legalisiert. 
Sie fordern ein Gesetz, das ihren Status legalisiert, ohne dass ihre 
Eltern und andere Immigrant*innen in Zukunft von Abschiebung 
bedroht sind. Die Dreamer kämpfen jeden Tag, um Jugendliche 
und andere Immigrant*innen zu schützen und Widerstand ge-
gen Abschiebungen zu leisten.
Die Dreamer haben bereits eine starke Widerstandsbewegung 
aufgebaut, um ihre Rechte zu verteidigen. Sie weigern sich, als 
Verhandlungsmasse herhalten zu müssen, um andere Einwanderer 

1) https://www.newcanaannewsonline.com/local/ar-
ticle/DACA-deadline-comes-and-goes-as-Dreamers-
stage-12729944.php

2) https://www.nytimes.com/2018/01/09/us/
trump-daca-improper.html
3) http://www.carecen-La.org/tps

Wenn Träume zu Albträumen werden
Millionen „Dreamers“ droht Abschiebung, wenn der US-Kongress nicht handelt

D				       von Angela Sanbrano 
 
er DACA-Schutz endete am 5. März 2018, ohne dass der 

Kongress Gesetze zur Regelung des Status der Dreamer verabschie-
dete. Die Versuche einer Gruppe von Senator*innen (sowohl von 
der republikanischen als auch der demokratischen Partei), ei-

https://www.newcanaannewsonline.com/local/article/DACA-deadline-comes-and-goes-as-Dreamers-stage-12729944.php
https://www.newcanaannewsonline.com/local/article/DACA-deadline-comes-and-goes-as-Dreamers-stage-12729944.php
https://www.newcanaannewsonline.com/local/article/DACA-deadline-comes-and-goes-as-Dreamers-stage-12729944.php
https://www.nytimes.com/2018/01/09/us/trump-daca-improper.html
https://www.nytimes.com/2018/01/09/us/trump-daca-improper.html
http://www.carecen-La.org/tps
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in Internierungslager zu sperren, Familien auseinander-
zureißen oder die Idee der Familienzuwanderung zu untergraben. 
Sie werden es nicht zulassen, dass ihre Angst, ihr Schmerz und 
ihr Leben dazu benutzt werden, diejenigen, die Zuflucht suchen 
oder mit ihren Familien zusammen sein wollen, davon abzu-
halten. Sie widersetzen sich jeglichen Erpressungsversuchen und 
weigern sich, bei der Zerstörung des moralischen Gefüges in den 
USA mitzuwirken. Laut den Organisator*innen von United We 
Dream Action wollen sie nicht „dafür benutzt werden, dass wei-
ße Vorherrschaft und Massendeportationen weiter vorangehen“.
Im Januar 2018 erließ ein Bundesrichter in Kalifornien eine lan-
desweite Verfügung, in der die Trump-Regierung angewiesen wur-
de, das Programm weiterzuführen. Das Bundesbezirksgericht in 
San Francisco schrieb, dass die Regierung „das DACA-Programm 
auf einer landesweiten Basis aufrechterhalten muss“, so lange die 
gerichtliche Anfechtung von Trumps Entscheidung weiterläuft.2

E 
inen vergleichbaren Kampf wie den der Dreamer führen 

Tausende von Migrant*innen aus El Salvador, Honduras, Nicaragua, 
Haiti und dem Sudan. Sie sind mit einem ähnlichen Albtraum 
konfrontiert, da die Trump-Regierung ihren zeitlich begrenzten 
Schutzstatus (Temporary Protected Status, TPS) für beendet er-
klärt. Über 300 000 Immigrant*innen leben seit über 15 Jahren 
unter diesem Schutzstatus in den USA. Dieser Schutzstatus soll 
für Salvadorianer*innen nun am 9. September 2019 enden.3

Wenn über 200 000 Salvadorianer*innen nach El Salvador abge-
schoben werden, wird das verheerende Auswirkungen auf das Land 
haben, das sich vom Bürgerkrieg der 80er-/90er-Jahre und dem 
Erdbeben von 2001 nicht erholt hat. Die Überweisungen (reme-
sas), die hauptsächlich von Angehörigen aus den USA kommen, 
stützen die verarmte Wirtschaft des zentralamerikanischen Landes. 
Im Jahr 2016 beliefen sie sich auf insgesamt 4,58 Milliarden US-

Die Autorin ist Vorstandsvorsitzende des 
„Central American Resource Centre“ (CARECEN).

Übersetzung: Anne Voigtländer

4) http://time.com/5100058/donald-trump-shitho-
le-countries/
5) https://www.nytimes.com/interactive/2016/09/02/
us/sanctuary-cities.html

Dollar; durch die Abschiebungen werden sie erheblich sinken. 
Verbale und gesetzesmäßige Interventionen vonseiten der USA 
haben nach wie vor negative Auswirkungen auf El Salvador. Im 
Vorfeld der salvadorianischen Kommunal- und Parlamentswahlen 
Anfang März 2018 beschuldigte die Opposition die derzeitige lin-
ke Regierungspartei (FMLN), dass sie für Trumps Entscheidung, 
das TPS-Programm zu beenden, verantwortlich sei. Solche irrefüh-
renden Behauptungen erzeugen Unsicherheit und Angst. 
Es ist höchst unwahrscheinlich, dass Präsident Trump seine 
Meinung ändern und seine Position, die Abschaffung von TPS 
für Mittelamerikaner*innen, revidieren wird. Vorläufiger negati-
ver Höhepunkt in Trumps verächtlicher außenpolitischen Linie: 
seine rassistischen Äußerungen über El Salvador, Südafrika und 
Haiti, die er shithole countries nannte. Die USA solle doch lie-
ber mehr Einwanderer aus Ländern wie Norwegen anlocken, so 
Trump in der „Washington Post“.4

Die Personen, die den TPS-Schutzstatus noch genießen, organisie-
ren sich gerade und mobilisieren nach Washington DC, um sich 
für einen dauerhaften Aufenthaltsstatus einzusetzen. Schließlich 
sind sie seit mehr als 15 Jahren Teil dieses Landes, zahlen Steuern, 
viele besitzen Eigenheime. Sie haben Kinder, die in den USA ge-
boren und damit amerikanische Staatsbürger*innen sind. Die 
USA sind daher jetzt ihre tatsächliche Heimat.
Die Bewegung für die Rechte der Immigrant*innen arbeitet da-
ran, sogenannte Sanctuary Cities („Zufluchtstädte“) im ganzen 
Land zu fördern, um Leute ohne Papiere vor der Abschiebung zu 
schützen. Sanctuary Cities sind bereits überall in den USA entstan-
den. Obwohl es keine offizielle Definition einer Sanctuary City 
gibt, bedeutet dies oft, dass die örtlichen Polizeibeamten nicht 
nach dem Einwanderungsstatus einer Person fragen oder mit der 
nationalen Einwanderungsbehörde (Immigration and Customs 
Enforcement, ICE) kooperieren. Das „Immigrant Resource Center“ 
berichtet, dass es in mindestens fünf Bundesstaaten sowie in 633 
Bezirken und Städten Gesetze gibt, die die Zusammenarbeit der 
lokalen Polizei mit der Bundesbehörde beschränken und damit 
Immigrant*innen schützen.5

Die Trump-Regierung verklagt nun den Bundesstaat Kalifornien 
wegen mehrerer Gesetze auf bundesstaatlicher Ebene, welche 
die Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Auftraggebern und 
Privatunternehmen einerseits und der Einwanderungsbehörde 
(ICE) andererseits einschränken. Die Trump-Administration will 
deswegen auch finanzielle Mittel für diejenigen Gerichtsbarkeiten 
zurückhalten, die nicht mit der ICE kooperieren. Der Gouverneur 
von Kalifornien, Jerry Brown, und der Generalstaatsanwalt Xavier 
Becerra werfen der Trump-Regierung nun vor, einen Krieg ge-
gen Kalifornien zu führen. Sie setzen Trump entgegen, dass 
die Politik der Sanctuary Cities die öffentliche Sicherheit erhö-
he, da so Vertrauen zwischen Einwanderergemeinschaften und 
Strafverfolgungsbehörden geschaffen werde. Es fördere die Meldung 
von Straftaten, sodass sich die Polizei um die Bekämpfung schwe-
rer Straftaten kümmern könne.
Da wir uns dem Ende der Legislaturperiode 2018 und den be-
vorstehenden Parlamentswahlen nähern, ist es unwahrschein-
lich, dass die Gesetzgebung zum Schutz der Dreamer und der 
TPS-Begünstigten vor Ende des Jahres vom Kongress verabschie-
det und von Präsident Trump unterzeichnet wird. Diejenigen, 
die unter dem Schutzstatus von DACA und TPS standen oder ste-
hen, haben keine andere Wahl, als ihren Widerstand weiter auf 
die Straße, vor die Gerichte und den Kongress zu tragen, um ih-
re Familien vor der Abschiebung zu schützen. n
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Für die Migration wird ein hoher 
Preis bezahlt

Gespräch mit Luis Alberto López Martínez vom „Komitee der Angehörigen verstorbener 
und verschwundener Migrant*innen aus El Salvador“ (COFAMIDE)

Luis Alberto López Martínez ist Gründungsmitglied 
des „Comité de Familiares de Migrantes Fallecidos 
y Desaparecidos de El Salvador“ (COFAMIDE), das 
im Jahr 2006 von einigen Familienangehörigen ins 
Leben gerufen wurde. Bei COFAMIDE sind 305 Fälle 
von Verschwundenen registriert. Das salvadoriani-
sche Außenministerium spricht von 1150 Menschen, 
die auf ihrem Weg durch Mexiko „verschwunden“ 
sind. Vermutlich ist die Dunkelziffer noch höher, 
da viele Familien erst gar keine Anzeige erstatten. 
López Martínez erzählt im Gespräch mit der ila von 
seiner persönlichen Geschichte und erläutert, wie die 
Suche nach seinem Bruder verlaufen ist.

stellbares Ausmaß erreicht. Als junger Mensch ist das Risiko sehr 
hoch, entweder zum Opfer der pandillas, der Jugendbanden, zu 
werden oder der Verfolgung seitens der Polizei oder der Streitkräfte 
ausgesetzt zu sein, die Jungsein mit Bandenmitgliedschaft gleich-
setzen. Deshalb wollen viele nur noch weg aus El Salvador. Und 
einige werden dann auf ihrem Weg Opfer von Entführungen, wer-
den umgebracht oder ausgebeutet – die Frauen sexuell und die 
Männer als Arbeitskräfte.“                   

A 
uch Luis‘ Bruder wollte dem salvadorianischen Alptraum ent-

kommen. „Anfang 2001 gab es in El Salvador zwei Erdbeben kurz 
hintereinander. Unser Haus stürzte dabei ein. Mein Bruder trug 
damals am meisten zum Familieneinkommen bei, aber es kam 
nicht genügend Geld rein, um unser Haus wiederaufzubauen. Da 
mein Bruder einige Freunde in den USA hatte, beschloss er eben-
falls zu gehen. Am 26. Februar 2001 brach er auf. Das letzte, was 
wir von ihm hörten, war an dem Tag seiner Abreise, als er uns am 
Telefon sagte, dass er bereits in Tecún Umán kurz vor der mexika-
nischen Grenze sei. Der coyote, der Schlepper, der ihm über die 
Grenze helfen sollte, war schon vorher losgefahren. Mein Bruder 
traf ihn in dem guatemaltekischen Grenzort. Das war der letzte 
Kontakt, von dem wir Kenntnis haben.“
Ab da setzte die Suche der Familie ein. „Kurz darauf machte in 
El Salvador die Nachricht von einem Schiffbruch vor der me-
xikanischen Küste die Runde. Als meine Mutter davon erfuhr, 
sagte sie: ‚Carlín war mit dabei‘. Carlín, so nannten wir meinen 
Bruder Juan Carlos. Wir wandten uns an die Behörden, damit sie 
uns bei der Suche halfen. Aber zu dem Zeitpunkt waren die ver-
schwundenen und umgekommenen Migrant*innen noch über-
haupt kein Thema. Was zählte, waren die remesas, die von den 
Salvadorianer*innen überwiesen wurden, die es in die USA ge-
schafft hatten.“ Die Familie wandte sich an die Organisation 
CARECEN (Central American Resource Center), die Angehörige 
dabei unterstützt, verschwundene Familienmitglieder zu finden. 
„Bei der Suche kamen verschiedene mögliche Versionen auf: Die 
erste war, wie gesagt, die Möglichkeit, dass mein Bruder bei dem 
Schiffbruch umgekommen war; eine weitere Version ergab sich 
aus der Vermutung, dass der Schlepper Streit mit meinem Bruder 
hatte und ihn dann umbrachte; schließlich sahen wir auch die 
Möglichkeit, dass mexikanische Polizisten meinen Bruder zusam-
mengeschlagen und ihn geistig behindert zurückgelassen hätten. 
Die letzte Version rückte immer mehr in den Mittelpunkt. Mehrere 
Leute, die in die USA gereist waren, bestätigten nämlich, auf dem 
Weg jemanden gesehen zu haben, der so aussah wie mein Bruder, 
der aber verrückt gewesen sei. Das erfuhr ich, als ich 2009 das ers-
te Mal nach Mexiko reiste. Zwei Jahre später war ich in Oaxaca. 

http://cofamide.blogspot.de/
https://movimientomigrantemesoamericano.org/

I					     von Britt Weyde 
 
m Jahr 2017 sind über 25 000 Menschen aus den USA und 

Mexiko nach El Salvador abgeschoben worden. „El Salvador hat gar 
nicht die Kapazitäten, so viele Menschen innerhalb kurzer Zeit auf-
zunehmen“, meint Luis Alberto López Martínez. „Schließlich sind 
darunter sehr viele Menschen, die bis zu 30, 40 Jahre lang in den 
USA gelebt haben. Ihr Leben spielte sich dort ab. Sie erleben einen 
totalen Kulturschock und haben oft auch gar keine Angehörigen 
mehr in El Salvador. Wer kümmert sich also um sie?“ Mittlerweile 
gibt es ein Programm mit dem Namen „Bienvenidos a Casa“ – 
„Willkommen zu Hause“. Es umfasst psychologische und recht-
liche Beratung sowie Gesundheitsversorgung. Es gibt sogar eine 
Stelle, die Anzeigen annimmt, wenn jemand Opfer von Straftaten 
geworden ist. „Dass es so etwas gibt, ist schon mal ein Fortschritt“, 
findet Martínez. „Es fehlen jedoch Ideen für eine wirtschaftliche 
Reintegration, damit diese Leute ein monatliches Einkommen 
zum Überleben erwirtschaften können. Vielleicht wird dir ein 
Job im Callcenter vorgeschlagen; aber die Arbeitsbedingungen 
dort sind ausbeuterisch. Eine andere Option: Die Leute bekom-
men ein Startkapital, um ein kleines Unternehmen hochzuziehen. 
Allerdings haben das nur etwa 300, 400 Menschen in Anspruch 
genommen. Bei durchschnittlich 30 000 Abgeschobenen jährlich 
(im Jahr 2016 waren es 38 000) stellt sich die Frage, was mit dem 
Rest passiert. Diese Leute werden doch hundertprozentig wieder 
auswandern wollen.“ Letztlich wird der Migrationsdruck dadurch 
verstärkt. Ein Teufelskreis: „Die Abgeschobenen kennen ja bereits 
die Migrationsroute und sagen sich vielleicht: Ich nehme noch drei 
Leute mit. Hinzu kommt die soziale Situation in El Salvador, die 
die Leute in die Migration treibt. Die Gewalt hat ein kaum vor-

http://cofamide.blogspot.de/
https://movimientomigrantemesoamericano.org/
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Dort verdichtete sich diese Version; deswegen konzentrierten wir 
uns auf diese Gegend. Wir knüpften Kontakte mit dem dortigen 
Centro de Orientación al Migrante. Von dort bekamen wir 2014 ein 
Foto geschickt von einem Mann, der haargenau wie mein Bruder 
aussah. Allerdings waren die 13 Jahre seit seinem Aufbruch nicht 
spurlos an ihm vorbeigegangen. Außerdem lag er im Wachkoma 
in einem Krankenhaus.“ Mit Unterstützung der mexikanischen 
Organisation Fundación para la Justicia del Estado Democrático 
de Derecho, konnte Luis zu dem Krankenhaus in Oaxaca fahren, 
um die Person zu sehen, die vielleicht sein Bruder war. „Diese 
Person ähnelte ihm wirklich sehr. Dennoch kamen mir Zweifel: 
Ist er es nun oder nicht? Man behält jemanden so in Erinnerung, 
wie man ihn zuletzt gesehen hat.“ Da die Familie sich nicht si-
cher war, wurde ein DNA-Test vorgenommen. Das Ergebnis war 
negativ. „Dies war eine der heftigsten 
Erfahrungen, die wir bei der Suche ge-
macht haben“, seufzt Martínez.
Im Zeitraum der Suche sind drei enge 
Familienmitglieder von Luis verstor-
ben: sein Vater, seine Oma und seine 
Mutter. „Für die Migration wird ein ho-
her Preis gezahlt. Und mein Bruder ist 
nur ein Fall von vielen. Innerhalb unse-
res Komitees kümmere ich mich auch 
um den Fall der 17 weiteren Personen, 
die mit meinem Bruder verschwun-
den sind.“ Die Version, dass diese 18 
Personen bei einem Schiffbruch ums 
Leben gekommen sind, ist insofern 
wichtig, weil damals der Drogenhandel 
immer virulenter wurde: In dem Boot, 
mit dem die 18 Personen unterwegs wa-
ren, waren wahrscheinlich Drogen ver-
steckt. „Die Hypothese lautet: Als das 
herauskam, ließen die Schlepper das 
Boot untergehen, damit die Behörden 
die Migrant*innen festnehmen und die 
Drogen unbemerkt die Grenze passie-
ren können.“  

C 
OFAMIDE ist Teil verschiedener 

Netzwerke, in denen auch Komitees 
von Angehörigen Verschwundener 
aus Guatemala, Honduras, Nicaragua und Mexiko vertreten 
sind. Gleichzeitig gibt es eine Zusammenarbeit mit salvadori-
anischen Organisationen, die sich für die Menschenrechte der 
abgeschobenen und zurückgekehrten Salvadorianer*innen ein-
setzen, sowie mit LGBTI-Organisationen. „Unser Komitee be-
teiligt sich auch an der Karawane, die nun schon 13 Mal durch 
Mexiko gezogen ist und vom mexikanischen Movimiento Migrante 
Mesoamericano (M3) mitorganisiert wird.“ Im Jahr 1999 gab es 
die erste Karawane  von Leuten aus Honduras, um auf ihre Suche 
nach verschwundenen Verwandten aufmerksam zu machen. Im 
Jahr 2009 organisierten Leute aus El Salvador eine Karawane. Seit 
2011 führen Organisationen aus Honduras, Guatemala und El 
Salvador die Karawane gemeinsam durch. Im Jahr 2013 stießen 
Familienangehörige aus Nicaragua und Mexiko dazu. „Unsere 
Kräfte zu bündeln war ein wichtiger Schritt. Schließlich sind wir 
mit ähnlichen Problemen konfrontiert. An der Karawane sind et-

wa zehn Personen aus jedem Land beteiligt, so dass wir alle in ei-
nen Reisebus passen. Im Jahr 2013 erreichten wir, dass sie uns in 
Gefängnisse hineinließen und wir so 16 vermisste Salvadorianer 
aufspüren konnten, die keinen Kontakt mehr zu ihrer Familie hat-
ten. In Frauenzentren fanden wir vermisste Salvadorianerinnen. 
Durch den Zusammenschluss der Angehörigen aus den fünf be-
troffenen Ländern haben wir es geschafft, über die reine Suche hin-
aus eine politische Bewegung zu erschaffen“. So haben sie auch bei 
unterschiedlichen Behörden ihre Forderungen vorbringen können. 
Bei der mexikanischen Generalstaatsanwaltschaft (Procuraduría 
General de la República) erstatteten sie Anzeige. „Zuvor waren wir 
immer mit dem Problem konfrontiert: Wenn wir uns in Mexiko an 
die Behörden wandten, erwiderten sie stets mit der Frage, ob wir 
denn schon Anzeige erstattet hätten und wo das amtliche Schreiben 

sei. Deswegen kamen wir oft nicht 
wirklich weiter.“
Das „Regionale Netzwerk für 
Wahrheit und Gerechtigkeit“, 
in dem Komitees aus Honduras, 
Guatemala, El Salvador und 
Mexiko vertreten sind, fordert, 
transnationale Vorgehensweisen 
zu etablieren, um solche Hürden 
bei der Suche zu überwinden. 
„Einige Punkte gefielen dem 
mexikanischen Staat überhaupt 
nicht, die ganze Verantwortung 
werde auf dessen Behörden ab-
gewälzt, was zum Teil stimmt, 
denn die Verantwortung der 
Herkunftsländer muss auch mit 
einbezogen werden“, meint 
Martínez. Im Jahr 2015 ist ein 
Mechanismus für auswärtige 
Hilfe geschaffen worden, da 
die Komitees aus Guatemala, 
Honduras und El Salvador 
Druck ausgeübt hatten. Die 
mexikanischen Behörden sol-
len mit den Behörden in den 
Herkunftsländern zusammenar-
beiten, um die Anzeigen der 
Angehörigen aufzunehmen und 

die Fälle zu verfolgen. „Im Moment steht das aber noch eher auf 
dem Papier, die Umsetzung ist noch nicht richtig in Gang gekom-
men“, erklärt Martínez.      
Für ihn besteht einer der wichtigsten Erfolge darin, dass sie 
Salvadorianer*innen finden und nachweisen konnten, dass 
deren Menschenrechte verletzt worden sind. „Da gibt es zum 
Beispiel einen Migranten, der zu 50 Jahren Haft verurteilt wor-
den ist für ein Verbrechen, das er gar nicht begangen hat! Es gibt 
jetzt eine Abteilung, die die Verbrechen, die an Migrant*innen 
begangen worden sind, untersucht; darunter fallen auch 
Verletzungen ihrer Menschenrechte. All das haben wir erreicht 
durch die Zusammenarbeit der verschiedenen Komitees mit me-
xikanischen Organisationen wie dem Servicio Jesuita und den 
Migrantenherbergen.“ Mit den Karawanen konnten seit 2013 ins-
gesamt 30 „verschwundene“ Salvadorianer*innen gefunden wer-
den, die glücklicherweise noch am Leben waren. n

Das Gespräch mit Luis Alberto López Martínez fand im Rahmen 
der El-Salvador-Rundreise im November 2017 in Köln statt.
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Die Schießübungen haben mir gefallen
Aus dem Leben einer Polizeipsychologin in El Salvador

In einem Essay, den wir in der Februarausgabe 
der ila (ila 412) veröffentlichten, erinnerte Jacinta 
Escudos daran, dass es in El Salvador für 28 500 
Polizeibeamt*innen lediglich 33 Psycholog*innen 
gibt. Gaby ist eine von ihnen. Sie erzählt hier von 
sich und ihrer Arbeit. 

len Subjekten man es denn zu tun habe, und dann eine Patrouille 
an den entsprechenden Ort geschickt. Dabei kommt es häufig 
vor, dass eine Patrouille von drei Beamt*innen auf eine Gruppe 
von zum Beispiel neun mareros stößt, die sie zur Rede stellt und 
gegebenenfalls festnimmt. Wehren sich die pandilleros, kommt 
es zu einem bewaffneten Zusammenstoß, der heutzutage oft 
kriegsähnliche Formen annimmt, denn die mareros sind nicht 
selten mit Schnellfeuergewehren bewaffnet. Am Ende solcher 
Schlachten sind dann häufig etliche mareros tot, aber nur weni-
ge Polizist*innen leicht verletzt, was den Verdacht nährt, dass es 
außergerichtliche Hinrichtungen gegeben hat. In einigen Fällen 
ist das auch nachgewiesen worden, etwa vom Ombudsbüro für 
Menschenrechte. Bei größeren Operationen gegen die pandil-
las werden Spezialeinheiten der PNC eingesetzt oder Grupos de 
Tarea Conjuntos (GTC), bei denen Polizist*innen und Soldaten 
zusammenarbeiten – allesamt schwer bewaffnet mit M16- oder 
Galil-Sturmgewehren und Uzi-Maschinenpistolen. Bei Patrouillen 
zum Zweck der Prävention ziehen sich die mareros aber auch oft 
zurück und warten, bis die Polizei wieder abgerückt ist. Gaby er-
zählt die Geschichte von einem Verkäufer raubgepresster CDs und 
DVDs, der zuvor marero war. Während einer Patrouille kauften sie 
bei ihm eine CD, während die mareros die Situation beobachte-
ten. Kaum war die Patrouille auf dem Kommissariat zurück, hör-
ten sie Schüsse – der CD-Verkäufer war mit 16 Schüssen ermor-
det worden. Im Allgemeinen war die Zeit in Sonsonate ziemlich 
ruhig, nur einmal wurde das Kommissariat angegriffen, nachdem 
die PNC einige mareros verhaftet hatte. Der Rest der clica griff das 
Kommissariat mit Schusswaffen an; dabei blieb es dann auch – sie 
hätten durchaus Granaten werfen können, die haben sie nämlich 
heutzutage ebenfalls. Auf die Zusammenstöße zwischen Polizei 
und Militär auf der einen und den clicas auf der anderen Seite, 
bei denen oft überproportional viele mareros getötet werden, re-
agieren letztere, indem sie Polizisten und Soldaten außer Dienst 
oder deren Familienangehörige ermorden. 

A 
ls Gabys Antrag, in ihre Heimatregion versetzt zu werden, 

nicht stattgegeben wurde, beschloss sie 2008, Psychologie zu stu-
dieren, und zwar neben dem Polizeidienst. Sechs Jahre lang fuhr 
sie jeden Tag für zwei Stunden Unterricht an einer Privatuniversität 
von ihrem Heimatort in die nächstgelegene Großstadt und mach-
te gleichzeitig Streifendienst. In dieser Zeit hatte sie bereits zwei 
Kinder, die von Gabys Schwägerin gehütet wurden, während sie 
beim Studieren oder auf Streife war. Im Februar 2013 schloss 
sie ihr Psychologiestudium mit einem Durchschnitt von 8,3 
ab (in El Salvador ist 10 die beste Note). Zwei Jahre später be-
warb sie sich um eine Stelle als Psychologin in der „Abteilung 
für Wohlfahrt“ der PNC-Beamt*innen (Departamento de 
Bienestar Policial). Ihre Hauptaufgabe sind die Tagesseminare 
für Achtsamkeit, Selbstschutz und Erholung, an denen opera-

1) territoriale Einheit einer kriminellen Gruppe, die mara oder pandilla 
genannt wird; ihre Mitglieder sind die mareros oder pandilleros.

G				         von Eduard Fritsch 
 
aby ist 1981, zu Beginn des internen Krieges in El Salvador, 

in einem Lager für salvadorianische Flüchtlinge in Honduras ge-
boren. Ihre Familie stammt aus einer grenznahen Region, die 
zu einer Konfliktzone geworden war. Die ersten neun Jahre ih-
res Lebens verbrachte sie in diesem Flüchtlingslager, wo sie le-
sen, schreiben, rechnen und sticken lernte. Noch vor Ende des 
Krieges,1990, kehrte sie mit ihrer Familie in ihre Heimatgegend 
zurück, wo sie die neunstufige Primarschule abschloss und 
schließlich auch das Abitur machte. Danach besuchte sie eine 
Fachoberschule, wo sie in drei Jahren Buchhaltung lernte. Dann 
beschloss sie zur Polizei (Policía Nacional Civil, PNC) zu gehen, 
bestand die Aufnahmeprüfung für die Polizeiakademie (Academia 
Nacional de Seguridad Pública, ANSP), und ließ sich ein Jahr 
und vier Monate lang zur Polizeibeamtin ausbilden. Bei dieser 
Ausbildung lernen die angehenden Polizist*innen das salvado-
rianische Strafrecht, treiben Sport, lernen auf dem Schießstand 
mit 9 mm- und 38 mm-Pistolen sowie mit Schnellfeuergewehren 
zu schießen, werden mit den Menschenrechten vertraut gemacht, 
erlernen grundlegende Verwaltungsaufgaben, zum Beispiel, wie 
man ein Einsatzprotokoll schreibt, und üben Selbstverteidigung. 
Dabei wird ihnen beigebracht, dass es bei der Polizeiarbeit nicht 
darum geht, die Gesetzesbrecher*innen zu töten, sondern dar-
um, sie zu neutralisieren. Nur bei äußerster Gefahr für das eige-
ne Leben darf der Polizist, darf die Polizistin schießen –  auf die 
Arme und Beine, eben nicht um zu töten, sondern um zu neut-
ralisieren, also um verhaften zu können. Das ist die Aufgabe der 
Polizei. Und dazu gehört auch, dass eine Frau – die Polizistin – 
einen Mann, den Verdächtigen oder auf frischer Tat Überraschten, 
verhaftet, auch wenn das in der extrem machistischen Gesellschaft 
El Salvadors ungewöhnlich ist. 

N 
ach Abschluss der Prüfungen an der ANSP machte Gaby 

ab 2004 zwei Jahre lang Streifenpolizeidienst im Departement 
Sonsonate im Westen des Landes. Dabei patrouillieren immer 
drei Beamt*innen durch ein Wohngebiet, gehen auch in die en-
gen Gassen und halten per Funk Verbindung mit ihrer Zentrale. 
Wird die PNC aus der Bevölkerung informiert, meist durch ano
nyme Anrufe, dass irgendwo eine mara-clica 1 ihr Unwesen treibt, 
wird die Lage genauer sondiert, zum Beispiel gefragt, mit wie vie-
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tives und Verwaltungspersonal der PNC in ihrer Heimatregion 
teilnimmt. Diese Seminare dauern jeweils von 9 bis 15 Uhr, wo-
bei die Beamt*innen ihr eigenes Essen mitbringen müssen, weil 
es dafür keine Mittel gibt. Der dem Kommissariat zugeordnete 
Priester oder Pastor steuert eine Mahlzeit bei. Das Seminar fängt 
mit 45 Minuten Sport an. Nach einer kurzen Pause geht es um 
10 Uhr mit Vorträgen über Gesundheit und Hygiene weiter, die 
meist von der Krankenschwester der Polizeieinheit gehalten wer-
den. Themen sind auch Selbstwertschätzung, Kameradschaft, 
gegenseitiger Respekt und Toleranz. Danach und bis zum 
Mittagessen tritt dann Gaby in Aktion. Sie macht mit den 20 bis 
25 Beamt*innen, die an einem solchen Seminar teilnehmen, grup-
pendynamische Übungen und Rollenspiele mit anschließen-
der Diskussion. Das Schwierigste dabei ist zumeist, 
die Teilnehmer*innen zum Reden zu bringen. 
Nach dem Mittagessen ist Freizeit, die man auf 
dem Fußballplatz oder im Schwimmbad ei-
nes Touristenzentrums verbringt. Es gibt sol-
che Tagesseminare auch ausschließlich für 
Polizistinnen. Sie werden in den Ciudades 
Mujer (wörtlich „Frauenstädte“ – Frauenzentren, in 
denen Frauengesundheitsprobleme behandelt und 
Ausbildungskurse veranstaltet werden) durchgeführt.
Nach dem im Januar 2015 vorgestellten Plan El Salvador 
Seguro („Plan für ein sicheres El Salvador“) befragt, er-
klärt Gaby, dass der Plan wohl im Kommissariat be-
kanntgemacht und erklärt wurde, nicht aber im 
Departamento de Bienestar Policial. Insofern kennt 
sie diesen Plan nur oberflächlich. Gleichwohl 
beteiligt sie sich an der Umsetzung ei-
ner seiner fünf Elemente, der 
Prävention, und zwar 
in den Schulen (Plan 
Escuelas Seguras 
– „Plan für siche-
re Schulen“), bei 
dem den Kindern 
und Jugendlichen un-
ter anderem erklärt 
wird, wie eine pan-
dilla entsteht. Zu den 
fünf Elementen, die 
der Plan El Salvador 
Seguro enthält, gehört 
neben der Prävention, 
der Strafverfolgung, der 
Resozialisierung und der Stärkung 
der Institutionen auch die Begleitung 
der Opfer. Innerhalb der PNC gibt es 
dafür die Oficinas de atención ciudada-
na a mujeres víctimas (ODAC, Büros 
für die Begleitung von Frauen, die Opfer 
von Gewalt geworden sind).
Was die tregua, den Waffenstillstand zwi-
schen den maras betrifft, der von 2012 
bis 2014 die Linie der Sicherheitspolitik 
der damaligen FMLN-Regierung be-
stimmte und mit dem es gelang, die 
Mordrate zu halbieren, vertritt Gaby die 
Mehrheitsmeinung: dass man Verbrechern 

nicht vertrauen kann und dass die pandillas den Waffenstillstand 
nutzten, um sich neu und besser zu organisieren.    

G 
abys Familie möchte, dass sie bei der Polizei aufhört – das 

sei einfach zu gefährlich. Ihr inzwischen zehn Jahre alter Sohn 
David hat sie schon zweimal ausdrücklich darum gebeten. Also 
hat sie überlegt, nicht endgültig bei der PNC aufzuhören, son-
dern für zwei Jahre Befreiung vom aktiven Dienst zu beantragen. 
Früher hat Gaby ihrem Bruder empfohlen, ebenfalls zur Polizei 
zu gehen, so wie sie Dienst zu tun und gleichzeitig zu studieren. 
Heute ist sie froh darüber, dass er nicht auf sie gehört hat; aktu-

ell würde sie ihm nicht mehr raten, Polizist zu wer-
den. Während ihr Antrag auf Dienstbefreiung 

läuft, arbeitet sie als Sekretärin für 
den Chef ihres Kommissariats in der 

Hauptstadt des Departements, aus dem 
sie stammt. Hier gibt es auch das üb-
liche Polizeigefängnis (bartolina), 
in das normalerweise Leute gleich 

nach ihrer Festnahme eingeliefert 
werden und so lange bleiben, 
bis sie dem Haftrichter vorge-

führt werden. Wie die bartolin-
as im ganzen Land ist auch dieses 

Polizeigefängnis hoffnungs-
los überfüllt, denn die 

Gefängnisse, in denen 
Untersuchungshäftlinge 
und Strafgefangene 
gleichermaßen einge-
sperrt werden, plat-

zen ihrerseits aus al-
len Nähten. Wer in ei-
ner solchen bartoli-
na einsitzt, hängt, was 
die Verpflegung be-

trifft, ganz und gar von 
Familienangehörigen ab. 

Aber nicht alle Gefangenen 
haben hier überhaupt noch 
Familienangehörige. Viele sind 
vor Jahren ohne Papiere in die 
Vereinigten Staaten ausgewan-

dert, haben dort den Kontakt zu 
ihren Familien in El Salvador ver-
loren, sind straffällig geworden – 
wobei der Umstand, keine Papiere 

zu haben, bereits als Straftat gewer-
tet wird – oder wurden verhaftet und 

deportiert. Zurück in der Heimat, die 
längst keine mehr ist, haben sie sich 
zum Beispiel einer mara angeschlos-
sen und sind so in die landesübliche 
Spirale der Gewalt geraten.

Weil Gabys Antrag auf Dienstbefreiung 
nicht bewilligt worden ist, hat sie der Polizei 

schließlich endgültig Lebewohl gesagt. Sie 
arbeitet inzwischen in einem Jugendzentrum 

ihrer Heimatgegend in der psychologischen 
Betreuung von Kindern und Jugendlichen. n  
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Machismo und Familienideologie
Ignacio Martín-Baró über das Geschlechterverhältnis in El Salvador

Familia ist traditionell einer der beliebtesten 
Kampfbegriffe der Rechten in Lateinamerika. Ob 
es um ihren Kampf gegen das Friedensabkommen 
in Kolumbien, für das totale Abtreibungsverbot in 
El Salvador oder gegen die linken Regierungen auf 
dem Subkontinent geht, alles dient zur Verteidigung 
der Familia. Und sei sie auch noch so absurd, die 
Propaganda verfängt. In Zeiten fortschreitender 
gesellschaftlicher Atomisierung scheint die Familie 
als letzter Hort, der nicht nach der Logik der 
Profitmaximierung funktioniert. Und das, obwohl 
die Vater-Mutter-Kind-Familie vor allem in den 
Unterschichten immer ein Mythos war, weil die 
Kindsväter meistens durch Abwesenheit glänzen. 
Auch wenn die Kirchen (die evangelikalen noch 
stärker als die katholische) zu den wesentlichen 
Trägern der Familienideologie gehören, kommt aus 
ihren Reihen auch einer ihrer fundiertesten Kritiker, 
der 1989 in El Salvador ermordete Jesuitenpater und 
Psychologe Ignacio Martín-Baró (siehe auch Beitrag 
in ila 412).

zum einen seine Fähigkeit, den alltäglichen Machismo zu be-
trachten und auf der Grundlage der simplen Beobachtung zu be-
schreiben, zum anderen sein ausgeprägtes Gespür für die politi-
schen Determinanten des menschlichen Verhaltens. Schon sehr 
früh wies er auf die herrschenden Machtinteressen hin, die den 
Machismo und die Situation der Frauen prägen.
Zunächst aber interessierte ihn der Machismo als lateiname-
rikanisches, dann speziell salvadorianisches Phänomen. Vier 
Eigenschaften des Machos beschrieb er: Er ist besessen davon, 
Frauen zu besitzen und sie dann zu verlassen; er ist aggressiv und 
will die Frauen beherrschen; sein valeverguismo („ist mir scheißegal“ 
Haltung) bedeutet Gleichgültigkeit und Verachtung für Gefühle 
wie Zuneigung und Liebe; sein guadalupismo ist die quasi-reli-
giöse Idealisierung der Mutter und ihrer Ehre (bezieht sich auf 
den in Mexiko entstandenen Kult der Jungfrau von Guadalupe).
Im Grunde genommen, analysierte Martín-Baró damals, kommt 
der Macho aus einer Familie ohne Vater: Sei es, weil dieser sich 
tatsächlich aus dem Staub gemacht hat, sei es, dass ihm seine 
Kinder völlig gleichgültig sind. Die Mutter hingegen ist seine 
Überfigur, die alles Beschützende. So entwickelt sich ein ambiva-
lentes Gefühl gegenüber der Mutter: Der Junge betet sie an und 
verachtet sie unbewusst, ist sie doch verlassen worden. Diese fa-
miliäre Konstellation und das soziale Modell, das ihm vorgelebt 
wird, prägen sein Verhältnis zu Frauen: Sie sind Menschen zwei-
ter Klasse, aber er braucht sie, um seine Überlegenheit bestätigt 
zu sehen. Auf diese Weise wird jegliche menschliche Beziehung 
zwischen den Geschlechtern unmöglich.
In einem 1972 veröffentlichten Buch schreibt Martín-Baró von ei-
nem „Machismo des Sitzenlassens”, einer Art Eskapismus. Durch 
die Genitalisierung der Sexualität wird die Aufmerksamkeit von 
den wirklichen sozialen Problemen abgelenkt. Die Einleitung zu 
diesem Band schrieb sein 1989 ebenfalls ermordeter Jesuiten-
Bruder Ignacio Ellacuría. Er empfahl darin, den Ansatz für eine 
lateinamerikanische Sozialpsychologie weiter zu entwickeln, in-
dem die objektiven Hintergründe für bestimmte Einstellungen 
und Verhaltensweisen mit einbezogen werden: die beengten 
Wohnverhältnisse, die Wanderarbeit, die Arbeitslosigkeit, die 
allesamt zu häufigen sexuellen Kontakten mit verschiedenen 
Partner*innen führen. 
Der herrschenden Familienideologie zufolge machte dies die 
Angehörigen der Unterschichten zu minderwertigen Menschen. 
In den 70er-Jahren in El Salvador diese Familienideologie zu kri-
tisieren, noch dazu als katholischer Priester, das war schon mutig! 

N 
ach seiner Rückkehr aus Chicago, wo er ein Masterstudium 

absolvierte und promovierte, kreiste Martín-Barós Schaffen in den 
80er-Jahren um die Ideologie, die den Interessen der herrschen-
den Klassen entspricht und das Alltagsbewusstsein der Menschen 
prägt. Mindestens zwei Eigenschaften machen diese Ideologie be-
sonders wirkungsvoll. Erstens die „Naturalisierung” historischer, 
sozialer Konstruktionen, und zweitens ihre Fähigkeit, nicht nur 

D				        von Eduard Fritsch 
 
ie Sozialpsychologin María Ángeles Molpeceres Pastor ver-

öffentlichte 1996 im Rahmen einer Gastprofessur an der Jesuiten-
Universität UCA in San Salvador einen Artikel über Ignacio Martín 
Baro und seine Überlegungen zum Geschlechterverhältnis. Der 
Theologe und Psychologe Martín-Baró ließ im Lauf der 20 Jahre, 
in denen er sich mit dem Machismo beschäftigte, den psychoana-
lytischen Ansatz immer mehr hinter sich und verstärkte nach und 
nach seinen psychosozialen Fokus, indem er die Rolle der Ideologie 
als Naturalisierung der geschlechtsspezifischen Unterdrückung 
beschrieb. Daraus erwuchs für ihn die Notwendigkeit, kulturel-
le Mythen zu entideologisieren, um eine Befreiung einzuleiten.
Der Machismo, die Unterdrückung der Frau und die 
Familienideologie sind untrennbar miteinander verbunden. Über 
keine anderen Themen hat Martín-Baró so regelmäßig geschrie-
ben wie über diese. 1968 veröffentlichte er seinen ersten Artikel 
über den Machismo in „Estudios Centroamericanos” der UCA. 
Da war er gerade einmal 25 Jahre alt und seit vier Jahren in El 
Salvador. Sein letzter Artikel über die Rolle der Frau erschien 1990, 
ein Jahr nachdem er, kaum 46 Jahre alt, zusammen mit fünf ande-
ren Padres, deren Haushälterin und ihrer Tochter ermordet wor-
den war. Insofern konnte die Autorin Molpeceres Pastor ihn nicht 
mehr persönlich kennenlernen und war sich durchaus der Gefahr 
bewusst, sein Werk aus dem Zusammenhang seiner intellektuel-
len Entwicklung zu reißen. Trotz der großen Veränderungen in sei-
nem Denken im Laufe dieser 20 Jahre fand sie zwei Konstanten: 
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verwandeln sie die Subjekte dadurch, dass sie diese Stereotypen 
verinnerlichen, zu sich selbst erfüllenden Prophezeiungen. Die 
Frauen suchen nach dem Mann, der sie kontrolliert, aber auch 
beschützt, weshalb sie leicht ausgenutzt und missbraucht werden 
können. Schließlich enthalten die naturalisierenden Stereotypen 
eine eindeutige Wertung: Die Frau ist ein minderwertiges Wesen. 

I 
n den Jahren vor seiner Ermordung analysierte Martín-Baró 

drei der kulturellen Mythen über die Frau; Mythen, die stark re-
ligiös legitimiert werden, weil die katholische Kirche wesent-
lich dazu beigetragen hat, die beschriebene Familienideologie 
aufzubauen und weiterhin dazu beiträgt, sie zu erhalten. Da ist 
zum einen der Mythos von der Ehefrau und Geliebten. Die Frau 

ist Adams Rippe, die señora de 
(sie heißt nicht Frau Martínez, 
sondern Frau von Martínez). 
Der Mann betrachtet die Frau 
als sein Eigentum, und sie be-
trachtet sich selbst als Eigentum 
des Mannes. 
Zweitens ist da der Mythos vom 
„ewig Weiblichen”, in dem die 
Frau unergründlich ist, eher ins-
tinktiv als menschlich, ein „Tier” 
minderen Charakters, definiert 
durch ihre Körperlichkeit und ih-
re kapriziöse Irrationalität. 
Schließlich ist da der Mythos 
von der Mutter, wahrschein-
lich der grausamste, subtils-
te und der zentralste. Mit ihm 
wird die Rolle der Frau als ei-
ne Agentin idealisiert, die we-
sentlich die Ideologie, die sie 
unterdrückt und entmensch-
licht, weitergibt. Zu sagen, dass 
es nichts Größeres für die Frau 
gibt, als Mutter zu sein, bedeu-
tet auch zu sagen, dass es nichts 
Größeres für die Frau gibt, als 
ihre Unterwerfung unter den 
Mann zu verewigen.
Diese Mythen stecken voller 
Elemente aus dem katholischen 

Marienkult, weshalb sie Martín-Baró unter dem Begriff „guadalu-
pismo” zusammenfasst. 
Sein1990 posthum veröffentlichter letzter Artikel zum Thema 
trägt den Titel: „Die Familie: Zufluchtshafen und Gefängnis 
der salvadorianischen Frau.” Darin vertritt er die These, dass 
die Familie ein ambivalenter Raum für die Frau ist; einerseits 
der sicherste Hafen, den die Gesellschaft ihr anbietet, anderer-
seits ein Gefängnis, wie die vorliegende Analyse gezeigt hat. Der 
Artikel basierte auf einem Vortrag, den Martín-Baró bereits 1988 
vor Frauen gehalten hatte. Hier zeigt sich seine Fähigkeit, die 
Perspektive der Frauen einzunehmen, und zugleich zu zeigen, 
wie schädlich diese Perspektive ist. Das ist „kritische Empathie”, 
unentbehrlich für eine Pädagogik der Entideologisierung. Ohne 
Kritik funktioniert die Empathie nicht, dann reproduziert sie 
eher die Ideologie. Aber ohne Empathie bleibt die Kritik eine 
akademische Übung. n

die Mentalität ihrer Erfinder*innen zu bestimmen, sondern die 
der ganzen Gesellschaft. So stellt die herrschende Ideologie si-
cher, dass die Angehörigen der unteren Schichten daran mitwir-
ken, die Strukturen, die sie unterdrücken, zu verewigen und sich 
selbst als Subjekte des Wandels zu annullieren. So kommt er zu der 
Überzeugung, dass die Entideologisierung des Alltagsbewusstseins 
der beste Dienst ist, den ein Sozialpsychologe der Masse der 
Bevölkerung erweisen kann. Auch kann er so mithelfen, ein neu-
es Bewusstsein zu schaffen, eines, das die Wirklichkeit besser wi-
derspiegelt und den Weg zu sozialen Veränderungen freimacht. 
Nebenbei gesagt, wird damit die Psychologie rehabilitiert, die 
allzu oft und allzu lange von der herrschenden Ideologie instru-
mentalisiert worden ist. 
Es folgen empirische Studien 
(aus denen hier Beispiele ge-
nommen werden), in denen 
Martín-Baró zeigt, dass sich im 
Alltagsbewusstsein der Leute 
die Geschlechterdifferenzen 
als biologische, „natürliche” 
Unterschiede darstellen. 70 
Prozent der Befragten waren 
zum Beispiel mit dem Satz ein-
verstanden: „Der Sexualtrieb 
ist beim Mann stärker als bei 
der Frau”, und 55 Prozent 
mit jenem: „Auch wenn es 
wünschenswert wäre, ist es 
menschlich unmöglich, dass 
der Mann bis zur Heirat un-
schuldig bleibt.” Wegen ih-
res „geringer ausgeprägten 
Geschlechtstriebes“ kann hin-
gegen die Frau nicht nur vor der 
Ehe Jungfrau sein, nein, sie muss 
es sogar. Wenig erstaunlich ist 
auch, dass unter den am besten 
geeigneten Beschäftigungen bei 
den Frauen Sekretärin, Hausfrau 
und Grundschullehrerin ge-
nannt wurden, bei den Männern 
Ingenieur, Architekt, Arzt und 
Manager. 
Über die Hälfte der Befragten 
war auch der Ansicht, dass es letztlich der Mann ist, der in 
Familienangelegenheiten entscheiden muss. Dass jeweils über 60 
Prozent der Befragten finden, dass Frauen leidensfähiger sind und 
letztendlich Heim und Familie ihre Bestimmung, verwundert eben-
so wenig. Dabei wird eine andere Rollenverteilung für möglich ge-
halten; nur 29 Prozent der Befragten finden, dass die Frau keinen 
Beruf ausüben kann. Und tatsächlich ist die Frau in den unteren 
Schichten auch oft die Ernährerin, während der Mann arbeitslos 
ist. Gleichwohl halten sich die Vorstellungen von den „angemes-
senen“ Geschlechterrollen. Um den Siegeszug der herrschenden 
Familienideologie zu sichern, muss sie schließlich noch in den 
Zukunftsvorstellungen der Leute verankert werden. So waren 85 
Prozent der Befragten der Meinung, dass es „nichts Größeres für 
eine Frau gibt, als Ehefrau und Mutter zu werden.” Was aber sind 
die Konsequenzen dieser besten aller Welten? Erstens rechtfertigen 
solche Stereotypen die ungleichen Machtverhältnisse. Zweitens 

Der Text von María Ángeles Molpeceres Pastor erschien 1996 in der Zeitschrift „Estudios 
Centroamericanos” (ECA) der Jesuitenuniversität UCA in San Salvador. Neuveröffentlicht wurde er 
2006 in dem dort erschienenen Sammelband Psicología social en la posguerra: Teoría y aplicaciones 
desde El Salvador (Sozialpsychologie in der Nachkriegszeit: Theorie und Praxis in El Salvador).
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Eine Chance auf ein Studium 
– eine Chance fürs Leben 

Im Jahr 1972 wäre es mir nicht möglich gewesen 
zu studieren. Ich bin Tochter eines Dorfbäckers 
in Süddeutschland, wir waren vier Kinder. Meine 
Chance kam mit der Einführung des BAföG durch 
die sozialliberale Koalition. Zwei Jahre lang konnte 
ich auf Zuschussbasis studieren. Abgesehen davon, 
dass sich die Voraussetzungen, BAföG zu bekommen, 
verschlechtert haben, bleibt weltweit sehr vielen 
Abiturient*innen der Zugang zu Universitäten aus 
finanziellen Gründen versperrt. Und wie sieht die 
Situation für junge Leute in El Salvador aus?

gewähren Jugendlichen Stipendien in Höhe von ca. 100 US-
Dollar monatlich und/oder haben Vereinbarungen über redu-
zierte Gebühren mit den Universitäten getroffen.

A 
us der beschriebenen Situation heraus wurde ein Stipen

dienprogramm in der Gemeinde Segundo Montes entwickelt. 
Segundo Montes liegt auf dem Gebiet der beiden Dörfer Meanguera 
und Jocoaitique im Departement Morazán, etwa 180 km von der 
Hauptstadt entfernt. Die Gemeinde wurde 1990 von über 8000 
ehemaligen Flüchtlingen gegründet, die wegen des bewaffneten 
Konflikts aus El Salvador geflohen waren und neun Jahre lang im 
Flüchtlingslager Colomoncagua im benachbarten Honduras gelebt 
hatten. Dieses Gebiet mit seinen kargen Böden gehört historisch 
zu den am meisten vernachlässigten Teilen El Salvadors. Es war 
während des Krieges eine der besonders umkämpften Zonen. Das 
im Exil aufgebaute Erziehungs- und Bildungswesen konnte vor al-
lem mit ausländischer Hilfe sukzessive ausgebaut werden. Neben 
Grundschulen und weiterführenden Schulen der Jahrgangsstufen 
1 bis 6 beziehungsweise 7 bis 9 gibt es in der Gemeinde ein 
Instituto, das vergleichbar ist mit einem Gymnasium. Zwei zentra-
le Bibliotheken stehen den Lernenden zur Verfügung. Der Besuch 
einer Universität war vor allem solchen Kindern und Jugendlichen 
vorbehalten, deren Eltern eine fest bezahlte Arbeitsstelle haben, 
oder denjenigen, deren Verwandtschaft in den USA mit Hilfe re-
gelmäßiger Überweisungen die Daheimgebliebenen unterstützte. 
Die Anzahl der Abiturient*innen stieg beträchtlich, auch durch 
finanzielle Mittel deutscher Unterstützergruppen. Aber hohe 
Studiengebühren der meist privaten Universitäten (es gibt nur ei-
ne staatliche Universität in San Salvador mit Nebenstellen) und 
sonstige Auslagen versperrten den Weg zum Universitätsstudium. 
Eine erste Reaktion auf diese Situation war eine individuelle 
Förderung einzelner Abiturient*innen der Gemeinde durch di-

S					     von Tonie Maier 
 
taatlicherseits existieren nur wenige Möglichkeiten, ein 

Stipendium zu bekommen. Einige staatliche Programme ver-
geben Stipendien, die aus einem Fonds stammen, der bei der 
Privatisierung der staatlichen Telefongesellschaft ANTEL einge-
richtet wurde. Für das Auslandsstudium vergibt der Präsident je-
des Jahr an die/den Jahrgangsbeste/n (Prueba de aprendizaje y 
aptitudes, PAES) und an den/die Notenbeste/n im Programm 
Mathematisches Talent des Bildungsministeriums Stipendien in 
Höhe von 100 000 US-Dollar. Das Stipendium umfasst die Kosten 
des Universitätsstudiums im Wunschfach sowie dem Wunschland 
und der Universität der Wahl des Studierenden. Außerdem wer-
den an drei Studierende mit den besten Noten (PAES) in jedem 
der 14 Departements des Landes Stipendien in Höhe von 5000 
US-Dollar für fünf Jahre vergeben. Man kann in jeder der an-
erkannten Universitäten des Landes studieren. Für Kinder von 
Kriegsveteran*innen sind 1300 Stipendien mit einem Volumen 
von jeweils 1000 US-Dollar jährlich vorgesehen. Einige Gemeinden 

Fotos: ACEDIM

Fotos: Veranstaltungen 
des Stipendienprogramms
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rektes Ansprechen von Förderern aus Deutschland. Die Auswahl 
der künftigen Studierenden traf anfangs das Pastoralteam 
der Gemeinde, inzwischen übernimmt diese Aufgabe eine 
Stipendienvergabekommission, in der Repräsentant*innen 
der Eltern aus den verschiedenen Gemeinden vertreten sind 
sowie Vertreter*innen der Studierenden, Vertreter*innen 
der ehemaligen Studierenden und Repräsentant*innen des 
Jugendzentrums. Die Universitätsstipendien sind von Beginn an 
Teil des Erziehungsprogramms in der Gemeinde Segundo Montes. 
Ausgehend vom 2002 errichteten Jugendzentrum wurde 2013 
ein internationaler Trägerverein ACEDIM (Asociación Centro de 
Desarrollo Integral de Morazán) gegründet. 

D 
er/die künftige Stipentiat/in muss in einem Antrag nach-

weisen, dass die finanziellen Verhältnisse der Familie ein 
Universitätsstudium nicht erlauben, der Notendurchschnitt 
über 7 liegt1 sowie dass er/sie in der Vergangenheit aktiv für 
die Allgemeinheit tätig war, etwa in Jugendgruppen oder in der 
Gemeinde.
Die Höhe des Stipendiums hängt unter anderem davon ab, ob an 
einer privaten Universität oder an der Nationalen Universität stu-
diert wird. Der Betrag von beispielsweise 170 US-Dollar für das 
Studium an einer privaten Universität kann nicht alle notwendigen 
Aufwendungen abdecken. Der Rest muss von den Studierenden 
selbst aufgebracht werden. Aufgrund guter Kontakte zu einigen 
privaten Universitäten in San Miguel, etwa mit der Universität 
Gerardo Barrios, konnten verminderte Gebühren für Studierende 
erreicht werden. 
Die Stipendiat*innen ver-
pflichten sich, einen 
Notendurchschnitt von 7 
zu halten und das Studium 
komplett zu beenden. 
Bei Nichtbestehen eines 
Semesters gibt es noch ei-
ne zusätzliche Chance, da-
nach besteht kein weiterer 
Anspruch auf Förderung;. 
Sie verpflichten sich auch 
zum souialen Engagement 
in der Heimatgemeinde 
(150 Stunden plus schriftli-
cher Abschlussbericht), zur 
obligatorischen Teilnahme 
an den beiden jährlichen 
Weiterbildungsseminaren so-
wie den Versammlungen, 
zum schriftlichen Kontakt mit den Spender*innen sowie zur 
Rückzahlung von zehn Prozent des Stipendiums bei Eintritt ins 
Berufsleben.
Bis jetzt haben 95 Studierende ihr Studium mit Hilfe des 
Stipendienprogramms abgeschlossen. Im Laufe von 16 Jahren 
gab es fünf Studienabbrecher*nnen, zum Teil wegen unheilba-
rer Krankheit oder Problemen mit den pandillas (Banden). Fünf 
Absolvent*innen sind in die USA gegangen. Die derzeitigen 
Stipendiat*innen haben vor einem Notar unterschrieben, dass sie 
im Fall der Aufgabe des Studiums (ohne triftigen Grund) oder der 
Emigration 100 Prozent des Stipendiums zurückzahlen müssen. 
Es werden nicht nur Jugendliche aus Segundo Montes, sondern 
auch aus anderen Gemeinden von Morazán unterstützt, aber al-

le müssen das „Instituto Nacional Segundo Montes“ besucht ha-
ben (aus administrativen Gründen). Es wird darauf geachtet, dass 
das Geschlechterverhältnis ausgewogen ist, so studieren derzeit 
39 Frauen und 41 Männer. In den letzten vier Jahren haben al-
le geförderten Absolvent*innen im Departement Morazán eine 
Arbeitsstelle gefunden. Es besteht ein hoher (Nachhol-)Bedarf an 
einheimischen akademischen Fachkräften. Exemplarisch berich-
ten drei junge Frauen von ihren Erfahrungen mit ihrem Studium 
und dessen Finanzierung durch Stipendien. 

S 
ulma kommt aus Los Quebrachos, das zum Dorf Jocoaitique 

gehört. Sie hat vier Schwestern und einen Bruder und kommt 
aus einer Familie mit sehr geringen finanziellen Mitteln. Im vier-
ten Jahr ihres Studiums (2009) verstarb ihr Vater nach einem 
Krebsleiden. Sie erlebte einen starken Familienzusammenhalt. Das 
Abitur machte sie am „Instituto Nacional Segundo Montes“. Ihre 
Schulzeit beurteilt sie positiv, auch wenn aufgrund der mangeln-
den Infrastruktur der Unterricht meist unter Bäumen stattfand. Ihre 
jüngere Schwester genoss den Unterricht bereits im Neubau des 
Institutos. Schon früh engagierte sie sich im Chor, der Katechese 
der Kinder und der Jugendgruppe der katholischen Kirche. Sie 
entschied sich, Erziehungswissenschaften zu studieren mit dem 
Ziel, Lehrerin zu werden, weil sie sich in die Gesellschaft einbrin-
gen wollte. Die Voraussetzungen für die Vergabe des Stipendiums 
erfüllte sie perfekt. Das Studium war breit angelegt und umfass-
te unter anderem allgemeine Pädagogik, Soziologie, allgemeine 
Philosophie, Psychologie, allgemeine Didaktik, Statistik, Englisch, 

Schulrecht und Praktika 
in Schulzentren. Studiert 
hat sie an der privaten 
Universität des Ostens 
UNIVO („Universidad de 
Oriente“) in San Miguel. 
Das Stipendium betrug 
monatlich 170 US-Dollar 
und wurde sechs Jahre 
lang vergeben. Die wich-
tigsten Ausgaben waren 
abgedeckt, für Essen und 
Fahrtkosten bekam sie 
Unterstützung von ih-
rer Familie. Mit Hilfe des 
Stipendiums konnte sie 
erfolgreich ihr Studium 
abschließen. Gleich 
nach dem Studium hat 
sie eine Arbeit gefun-

den, anfangs beim „Instituto Nacional de la Juventud“ (INJUVE, 
Nationales Jugendinstitut). Ihre Aufgabe bestand unter anderem im 
Aufklärungsunterricht in Schulzentren von Morazán. Später folg-
te eine Beschäftigung bei der Nichtregierungsorganisation (NRO) 
FUNDESA. Aktuell ist sie Mitarbeiterin bei der NRO FUNDACION 
CAMPO. Hier organisiert sie die Finanzierung von Gruppen, die 
sich selbst verwalten, mit dem Ziel, bessere Lebensbedingungen zu 
schaffen. Ihre Arbeit gefällt ihr, weil sie insbesondere Frauen und 
Kinder stärken kann. Ferner ist sie involviert im Stipendienprogramm 
der FUNDACION CAMPO für Schüler*innen und Studierende. Sie 
kann mit ihrem Gehalt die Ausgaben für den Grundbedarf abde-
cken. Glücklicherweise hat sie die Möglichkeit, ihre Angehörigen 
mit einem kleinen Beitrag zu unterstützen. Die Rückzahlung des 

1) die Notenskala liegt zwischen 1 und 
10; 10 ist die beste Note
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Stipendiums leistet sie in dem Wissen, dass der Betrag für die 
Unterstützung von Jugendlichen, die von einem Studium träu-
men, verwendet wird. Mit ihrer Stipendiengeberin pflegt sie seit 
Beginn des Studiums bis heute persönlichen Kontakt (Besuch in El 
Salvador) und über E-Mails. Auf die Frage, wie sie die Bildung und 
die Bildungspolitik einschätzt, antwortet sie, dass sich die Regierung 
wenig für Bildung einsetze und dass sich nichts verbessert habe 
an den Bedingungen der Schulen und bei der Lehrerversorgung. 
Es sei das Verdienst der NRO, dass im Erziehungssystem insge-
samt Fortschritte zu sehen sind. 

R 
osa-Emília kommt aus der Gemeinde Delicias de Concepción 

im Departement Morazán. Sie ist aufgewachsen in einer Familie 
mit drei Geschwistern und hat zwei Halbschwestern. Mit dem 
Einkommen aus der Herstellung von Seilen konnten die Eltern 
die Kinder bis zum Abitur unterstützen. Sie selber hatten nicht 
die Chance zu studieren. Sie ermutigten ihre Kinder zu lernen. 
Die Finanzierung eines Studiums ihrer  Kinder war der Familie fi-
nanziell nicht möglich. Rosa-Emília hat das Abitur am „Instituto 
Nacional  Segundo Montes“ abgelegt. Ihr Wunsch war, allgemei-
ne und angewandte Informatik zu studieren. Sie sah, dass ihr 
Land auf  dem Weg ist, neue Technologien einzusetzen, und er-
hoffte sich, mit entsprechender Qualifikation leichter eine Arbeit 
zu finden. Durch ihren Bruder entdeckte sie ihr Interesse an der 
Informatik. Die Voraussetzungen für ein Stipendium erfüllte sie. 
Studiert hat sie an der Universität Gerardo Barrios in San Miguel. 
Das Stipendium betrug 140 US-Dollar monatlich. Ferner hat-
te sie reduzierte Studiengebühren aufgrund einer Vereinbarung 
des Jugendzentrums und der privaten Universität. Sie empfand 
den Betrag als ausreichend, heute würde er nicht mehr ausrei-
chen, weil sich die Studiengebühren erhöht haben. Sie ist froh, 
dass sie das Studium erfolgreich abschließen konnte. Schon wäh-
rend des Studiums hat sie im Rahmen ihrer sozialen Arbeit eine 
Ärztin kennengelernt, die eine Praxis und eine Apotheke führt. 
Nach dem Studium bekam sie von ihr eine Stelle angeboten und 
nahm diese auch an. Sie arbeitet in der Apotheke. Ihr gefällt die 
praktische Arbeit, sie kann einiges von ihrem Studium einbrin-
gen, lernt viel über Medizin und hat auch ein bisschen Zeit, um 
mit den Kund*innen und Lieferanten zu reden. Ihr Verdienst 
reicht nur zum Überleben und für eine kleine Unterstützung ih-
rer Eltern. Sie ist sich dessen bewusst, dass es in ihrem Land vie-
len schlechter geht. Die am meisten vernachlässigten Bereiche sind 
Gesundheit und Bildung. Manchmal trifft sie noch einige wenige 
Studienkolleg*innen in San Miguel, dort lebt sie mit ihrem Mann. 
Wie versprochen, zahlt sie zehn Prozent ihres Stipendiums zurück. 
Das ist eher symbolisch. Dennoch ist es ihr wichtig, dass sie dies 
leisten kann. Ihre Stipendiengeberin hat sie 2013 und 2018 in El 
Salvador getroffen und pflegt zu ihr den Kontakt über E-Mail. Von 
den Politiker*innen ist sie enttäuscht, da sie ihre Versprechen zur 

Verbesserung der Bildungssituation nicht einlösen im Vergleich 
zu anderen Bereichen. Sie meint, dass es für die Politiker*innen 
bequemer sei, ein unwissendes Volk zu regieren. Aber dank der 
Hilfe aus anderen Ländern und des Engagements von nichtstaat-
lichen Organisationen, wie etwa dem Jugendzentrum in Las 
Quebrachos und ihrem Leiter, bekommen junge Menschen ei-
ne Chance, denkt sie. 

V 
ilma steht am Anfang ihres Studiums an der Nationalen 

Universität San Salvador. Ihr Berufswunsch ist es, da sie Zahlen 
liebt, als Akademikerin beim staatlichen Rechnungsamt zu ar-
beiten. Sie stammt auch aus Los Quebrachos. Ihre Mutter ist 
Hausfrau und betreibt ein kleines Geschäft. Sie verkauft Getränke 
und Snacks wie pastelitos, fresco de horchata, yuca, enchiladas 
con pollo y queso. Dies schafft ein kleines Einkommen  zum 
Überleben der Familie und zur Finanzierung der Schulbildung 
des kleinen Bruders. Auch sie ist als Studentin noch auf die 
Unterstützung der Familie angewiesen. Ihr Vater ist Maurer 
und arbeitet als Gelegenheitsarbeiter. Sein Lohn fließt in die 
Unterhaltung des Hauses, in die Medikamente für den kleinen 
Bruder, der eine Blutkrankheit hat, und in ihre Zahnregulierung 
mit 25 US-Dollar monatlich. Sie denkt, dass schöne Zähne auch 
zum beruflichen Erfolg beitragen. Voller Stolz erzählt sie von ih-
rem kleinen Bruder, der sehr schnell lernt, insbesondere gut rech-
nen kann. Auch sie hat das Abitur mit guten Noten am „Instituto 
Nacional Segundo Montes“ in San Luis abgelegt und die ande-
ren Voraussetzungen für ein Universitätsstipendium erfüllt. Ihr 
Stipendium beträgt 120 US-Dollar monatlich. Davon muss sie 
schon 100 US-Dollar für die Unterkunft aufwenden, das heißt, 
das Stipendium reicht nicht zum Leben. Sie studiert gerne, belegt 
zum Beispiel die Fächer Mikroökonomie, Finanzwissenschaften, 
Englisch, Wissenschaftliches Arbeiten. Sie lernt vieles, auch sich 
selber zu helfen, sich zu verteidigen, Entscheidungen zu treffen. 
Geldsorgen und Probleme in der Familie machen ihr zu schaf-
fen, so dass darunter auch die Konzentration fürs Studieren lei-
det. Ihre Unterkunft ist sehr bescheiden, dort wohnt sie mit einer 
Freundin. In ihrer Freizeit malt sie oder hört Musik. Sie versucht, 
einen Job in einer Küche zu finden. Eigentlich spielt sie gerne 
Fußball, hat aber in San Salvador nicht die Möglichkeit dazu. Sie 
traut sich nicht, in Parks oder auf Sportplätze zu gehen wegen der 
Sicherheitslage, und kennt sehr wenige Menschen, denen sie ver-
trauen kann. Außer zu der Freundin, die auch ihr Fach studiert und 
mit ihr die Wohnung teilt, hat sie zu den anderen Studierenden 
keinen Kontakt. Die einzigen Freunde sind zwei Stipendiaten, die 
ebenfalls in der Hauptstadt leben. Die Sozialstunden leistet sie 
in der Bibliothek des Jugendzentrums in Los Quebrachos ab – in 
den Semesterferien. Die Zusammenkünfte aller Stipendiat*innen 
schätzt sie nicht so sehr. Während der letzten Weihnachtsferien 
hat sie ihre Stipendiengeberin aus Deutschland kennengelernt. n

Der Bericht entstand bei einer Reise nach El Salvador 
im Januar 2018 und dem Zusammentreffen mit den drei 
Stipendiatinnen. Ein Fragebogen diente als Ergänzung. 
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Davids Sieg gegen Goliath ist in Gefahr
Die erfolgreichen Kampagnenbetreiber*innen gegen Bergbau in El Salvador müssen wachsam bleiben

Als der Kleinbauer und Gemeindesprecher 
Tobías eines Tages sein Land bestellte und einen 
Unbekannten auf sich zukommen sah, war ihm nicht 
bewusst, was dieser Besuch für die Zukunft seiner 
Gemeinde und seiner Ländereien bedeuten würde. 
Tobías ging zu ihm hin und fragte ihn, was er hier 
an diesem verlorenen Flecken suche. Der Fremde 
antwortete, er suche nach Minen (also Minerale). 
Angesichts dieser Antwort lachte der Campesino 
laut. Er erinnerte den Fremden daran, dass die 
Minen (also die Antipersonenminen) vor über einem 
Jahrzehnt infolge der Friedensabkommen geräumt 
worden seien. Der Fremde korrigierte sich daraufhin. 
Er suche Edelmetall-Minen, weil er sich sicher sei, 
dass alle diese Ländereien reich an Edelmetallen 
seien. Dass es auf seinem Land Edelmetalle gab, war 
nichts Neues für Tobías, genauso wenig für die ande-
ren Einwohner*innen von San José Las Flores. Ihnen 
waren immer wieder Spuren dieser Metalle in ihren 
Flüssen und auf ihren Äckern begegnet. Neu war, 
dass sich Fremde für diese Metalle interessierten.

Die Gemeinde begann, Nachforschungen anzustellen. Über die 
Kommunalverwaltung, das repräsentative Organ der Versammlung 
aller Bürger*innen und die Glaubensgemeinschaft „Hermanas de 
la Asunción“ begannen sie, Kontakt zu anderen Gemeinden in 
Zentralamerika aufzunehmen, die von demselben kanadischen 
Bergbauunternehmen, „Aura Silver Resources“, ausgekundschaf-
tet worden waren. 
Diese ersten Kontakte knüpften sie mit Hilfe mehrerer nationaler 
und internationaler Umweltorganisationen. Einige Monate später 
besuchten sie sogar einige Bergbauprojekte in Honduras, um vor 
Ort die schädlichen Auswirkungen des Abbaus von Edelmetallen 
kennenzulernen. 
Zusammen mit verschiedenen Vereinen und Gruppen begann 
die Gemeinschaft von San José Las Flores, sich zu organisieren 
und bei weiteren Gemeinden, die möglicherweise ebenfalls be-
troffen sein könnten, Bewusstsein zu schaffen über die Gefahren 
des Bergbaus in der Region. Ihre Kampagne umfasste Aktivitäten 
wie den Besuch aller Kantone, Schulen und Gesundheitszentren, 
die Einberufung von Versammlungen sowie die Vorführung 
von Dokumentarfilmen für Gemeindevorsteher*innen der 
Region. Sie starteten diese Kampagne, um den schönfärberischen 
Informationen, die das Bergbauunternehmen verbreitete, etwas 
entgegenzusetzen und dem möglichen Verkauf von Ländereien 
an das Unternehmen vorzubeugen.
Angesichts der fortschreitenden Erkundungsarbeiten beschloss eine 
große Gruppe von Gemeindemitgliedern aus San José Las Flores 
eines Morgens, die Arbeiter des Bergbauunternehmens nicht mehr 
durchzulassen. Der Vorsitzende der Bürgerversammlung erklär-
te ihnen friedlich, dass sie über die Fortführung der Aktivitäten 
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E				         von Jesús Valencia 
 
s war im Jahr 2005, nachdem Tobías und andere 

Bürger*innen Alarm geschlagen hatten wegen der ständigen 
Anwesenheit von Arbeitern, die ihre Ländereien ausspionierten. 

Jesús Valencia ist Wirtschaftswissenschaftler und Dozent. In Las Flores arbeitete er 
in pädagogischen Projekten zu solidarischer Ökonomie. 2017 drehte er einen Film 
über die Geschichte der Gemeinde (aktuell in der Postproduktionsphase).
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Die Roya de Café (Kaffeerost) ist eine zyklisch auf-
tretende Pilzkrankheit (Hemileia Vastatrix), die die 
Blätter der Kaffeepflanzen angreift und zu erheb-
lichen Ernteverlusten in den letzten Jahren führte. 
Begünstigt durch den Klimawandel, den Niñaeffekt, 
Temperaturanstieg und Starkregen verbreiteten sich 
diese Royapilzsporen, verstärkt durch starke Winde, 
mit großer Geschwindigkeit durch Mittelamerika 
und Mexiko. Ausgangspunkt war Südamerika.1 Die 
Kaffeekooperativen in den betroffenen Ländern ge-
hen unterschiedlich mit dem Existenz bedrohenden 
Phänomen um.

des Unternehmens in der Region nicht verhandeln würden. Sie 
würden sich kraftvoll und organisiert zur Wehr setzen, falls das 
Unternehmen diese Entscheidung der Gemeinde nicht respektiere. 
Die Erkundungsarbeiten in San José Las Flores wurden eingestellt, 
allerdings nicht die Arbeit der Gemeinschaft zu diesem Thema. 
Mehrere Monate später unterstützte die Gemeinschaft Las 
Flores die Gemeinde San Isidro im Departement Cabañas 
auf deren ausdrücklichen Wunsch hin bei der Blockade eines 
Bergbauprojektes, das dort umgesetzt werden sollte und bei dem 
die Vorbereitungsmaßnahmen weit fortgeschritten waren. Erneut 
gelang es ihnen, gemeinsam mit anderen Gemeinschaften einem 
Bergbauprojekt Einhalt zu gebieten. 

N 
eun Jahre später, im September 2014, wurde eine 

Volksabstimmung im Land durchgeführt, wie es sie noch nie gege-
ben hatte: Die Einwohner*innen von San José Las Flores stimmten 
ab, ob sie für oder gegen eine Landgemeinde frei von Edelmetall-
Abbau wären. Von 812 Abstimmenden sprachen sich 804 für eine 
Landgemeinde ohne den Abbau von Edelmetallen aus, fünf dafür, 
drei Stimmen waren ungültig. Damit war klar, dass 99 Prozent 
der Einwohner*innen gegen den Abbau von Edelmetallen in ih-
rer Landgemeinde waren. 
In den folgenden Monaten wurde die Befragung gegen den Abbau 
von Edelmetallen in mehreren umliegenden Landkreisen durchge-
führt (San Isidro Labrador, Nueva Trinidad und Arcatao) und er-
zielte ähnliche Ergebnisse. Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse 
und angesichts der Tatsache, dass der Abbau von Edelmetallen 
in El Salvador durch kein Gesetz verboten war, schufen die 
Gemeinderäte Umweltanordnungen, deren Ziel es war, den Abbau 
von Edelmetallen in den Landkreisen zu verbieten.
Die Gemeinden wollten jedoch nicht nur auf lokaler Ebene ak-
tiv sein und gründeten gemeinsam mit weiteren Gemeinden den 
„Nationalen Ausschuss gegen den Abbau von Edelmetallen in 
El Salvador“ (Mesa Nacional contra la Minería Metálica en El 
Salvador). Dieser Runde Tisch wurde die wichtigste Institution im 
Kampf für ein Gesetz, das den Abbau von Edelmetallen im Land 
verbieten sollte. Nach mehreren Jahren öffentlichen Drucks und 
Überzeugungsarbeit (und während die FMLN an der Regierung 
war) wurde im März 2017 das Gesetz verabschiedet - mit den 
Stimmen von 70 von 84 Parlamentsabgeordneten. Damit wur-
de El Salvador zum ersten Land weltweit, in dem der Abbau von 
Edelmetallen verboten ist.
An einem regnerischen Abend zwölf Jahre nach diesem ersten 
zufälligen Aufeinandertreffen zwischen dem Floreño und dem 
Gesandten des multinationalen Unternehmens, auf einer Feier un-
ter Freunden anlässlich der Verabschiedung des Gesetzes, berich-
tete Don Tobías voller Weisheit, Erfahrung und Besonnenheit von 
dem großen Erfolg, den dieses Gesetz bedeutete. Gleichzeitig warn-
te er davor, dass die Gesetzgebende Versammlung in El Salvador 
immer schon Gesetze nach ihrem Gutdünken verabschiedet und 
wieder annulliert habe. Die Bevölkerung müsse also wachsam 
sein und bereit zum Widerstand.
Mittlerweile ist es März 2018, einige Monate sind vergangen 
seit diesem denkwürdigen Kommentar. Und es gibt die ersten 
Anzeichen dafür, die Tobías Recht geben. Die Lobbyaktivitäten der 
Bergbauunternehmen bei den Politiker*innen der ARENA-Partei, 
die nun die Mehrheit in der Gesetzgebenden Versammlung und 
auch Aussichten auf einen Sieg bei den Präsidentschaftswahlen 2019 
hat, können wahrmachen, was bislang nur eine Befürchtung ist, 
die Aufhebung des Gesetzes gegen den Abbau von Edelmetallen. n

Übersetzung: Ina Hilse 1) Siehe dazu auch „Adiós Arábica“ aus der  
ila-Beilage Kaffeeklatsch Nr. 37 (Juli 2015) auf  
www.cafe-cortadora.de
2) 1 Manzana (mz) = 0,7 Hektar

D				      von Jan Braunholz 
 
ie Gesamternte in Mexiko brach von ehemals 6,2 

Millionen Sack im Jahr 1999/2000 auf 2,2 Millionen Sack im Jahr 
2015/16 zusammen, was auch durch den Preisverfall und die zu-
rückgehende Anbaufläche von 762  000 auf 680 000 Hektar ver-
stärkt wurde.
Mexiko war einmal der größte Bioanbieter auf dem Kaffeeweltmarkt. 
Doch gerade der kleinbäuerliche und kooperative Bioanbau war 
aufgrund mangelnder Gegenmaßnahmen besonders heftig be-
troffen. Die Agrarbehörde SAGARPA reagierte nur langsam und 
forcierte zusammen mit der Kaffeefirma AMSA, die für Nestlé 
einkauft, den Anbau von resistenten Sarchimor- und Marsellesa-
Varietäten. Sie sind aber für den gehobenen Markt nicht geeig-
net. Dadurch werden die Anbauer in die Hände von AMSA und 
NESTLE getrieben, das heißt in den niedrigpreisigen Markt. Die 
Anbauer können dadurch nicht einmal ihre Investitionskosten 
wieder reinholen! Laut der Zertifizierungsorganisation CERTIMEX 
wurden auch diverse Roya-Bekämpfungspakete verteilt, die aber 
nicht für den Bioanbau zugelassen sind. 
Einige Kooperativenverbände haben mit homöopathischen Mitteln 
Erfolge erzielen können. CERTIMEX bietet entsprechende Kurse 
an. Die Kooperativen in Chiapas haben damit ihren Anbau zum 
Teil stabilisieren können.
Die Hauptwelle der Roya geht jedoch weiter in Richtung Norden 
und hat etwa im Gebiet Córdoba  im Bundesstaat Veracruz kom-
plette Ernten und den Anbau zerstört. In Oaxaca beginnt man 
bei der Kooperative „Michiza Yeni Navan“ mit der kompletten 
Renovierung der überalterten Cafetales. So werden in der Sierra 
Norte im Ort San Miguel Yotao und Tenatze mit Unterstützung ei-
nes Technikers von der Universität UNAM Chapingo (Veracruz) di-
verse neue Varietäten in unterschiedlichen Höhenlagen getestet. In 
der unteren Zone bis 1200 Meter sind das Geisha, Kaffa, Bourbon, 
Oro Azteca, Colombia, Costa Rica, Sarchimor; in der oberen Zone 
ab 1200 Meter sind es Geisha, Bourbon, Kaffa, Caturra, Criollo, 
Mondo Novo, Fruto Cuadrado, Pacamara. Und in der untersten 
heißen Zone wird nun verstärkt Kakao, Pfeffer und Zimt ange-
baut. Außerdem gibt es eine Regenwürmerzucht und vermehrte 
Düngung. Der Techniker von Chapingo ist der Ansicht, dass die 
Royakrise auch eine Chance für die Kaffeebauern sei. Sie würden 

Reaktionen der Kooperativen auf 
Klimawandelfolgen im Kaffeeanbau  

http://www.cafe-cortadora.de
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nun, statt nur Kaffee zu pflücken, auch mehr über  Anbautechnik 
und Agrarökologie lernen. Ähnliches sagt auch der Experte von 
CERTIMEX, denn im Bioanbau gibt es eigentlich nur ein zugelas-
senes Spritzmittel, das vom Weinbau her bekannte Kupfersulfat, 
auch „Bordeauxbrühe“ genannt. Oder eben homöopathische 
Mittel und Mikroorganismen sowie teure Stabbakterienpräparate 
wie beispielsweise Royano.
Bei der Kooperative „Cesmach“ in Jaltengo, Chiapas, hat man mit 
homöopathischen Mitteln Erfolge erzielen können, ebenso bei 
den Kooperativen „San Fernando“, „Maya Vinic“ und „Tzeltal-
Tzotzil“ im Hochland von Chiapas.
In den meist zapatistisch geprägten Gemeinden wurden ebenfalls 
neue Varietäten getestet: Catimor, Guarnica, Oro Azteco, Costa 
Rica 95 und Geisha. Die zapatistischen Kooperativen haben da-
von profitiert, schließlich litten sie besonders unter der Roya, 
weil sie ja jegliche  staatliche Hilfe ablehnen. Die Juntas de Buen 
Gobierno schätzten die Royapest am Anfang auch völlig falsch ein. 
Das Problem wurde einfach weggewischt, mit der Folge, dass es 
zu heftigen Ernteverlusten kam. Inzwischen hat sich aber auch 
hier die Situation verbessert und dieses Jahr wird es zu neuen 
Exporten in neue Strukturen kommen. Einige Kooperativen wie 
etwa  „J´Amtelitik“ haben es jedoch nicht geschafft und mussten 
schließen. Ebenso die Kooperative „Fiech“, allerdings aufgrund 
administrativer Fehlplanungen und Verfehlungen im Bio- und 
Fairtradehandel.
Klimawandel und Agrarökologie waren auch Thema auf dem 
zapatistischen Kongress „ConCiencias por la Humanidad“ in 
San Cristóbal im Dezember 2017. Es gab diverse Vorträge von 
US-Wissenschaftler*innen, die über den Strukturwandel in 
der Lebensmittelproduktion und die Klimawandelfolgen im 
Maisanbau Mexikos referierten. Die Problematik und deren 
Folgen sind dieselben wie im Kaffeeanbau: Sie sind einer der 
Hauptgründe für die weiter ansteigende Migration in die gro-
ßen Städte und in die USA.

I 
n El Salvador sind die Bioanbauer ebenfalls stark betroffen. Es 

gab Ernterückgänge von 80 bis 90 Prozent. Einige Kooperativen, 
wie etwa „Santa Adelaida“, fingen wieder an zu spritzen und ga-
ben dem Bioanbau die Schuld an dem Royadesaster. Auch die 
Hauptlieferkooperative „Las Lajas“ für den Biokaffee „La Cortadora“ 

ist betroffen. Ein Grund sind die überalterten Cafetales, die nun 
mühsam mit teuren Krediten renoviert werden müssen. Ein Hektar 
kostet etwa 6000 US-Dollar, Verschuldung und Risiko sind also 
hoch. Selbst Oikokredit, ein alternativer Kreditgeber, lehnte die 
Förderung ab, die Aussichten seien zu schlecht. 20 bis 25 Jahre 
wird es nach Aussagen von „Las Lajas“ dauern, bis sie wieder auf 
ihre alte Exportrate von 25 bis 30 Containern pro Jahr kommt. 
Zurzeit sind es nur drei bis vier! Immerhin wird seit 2013 renoviert 
und 292 Manzanas2 wurden bis 2017 unter anderem mit Pacas 
und der resistenten Sorte Cuscatleco neu bepflanzt. 
Bei der Kooperative „Acproa“ im Norden El Salvadors versucht man 
etwas anderes. Sie wollen konventionell produzieren und finden 
die neuen resistenten Sorten wie Cuscatleco, Sarchimor, Catimor, 
Lempira zu schlecht von der Qualität und vom Geschmack her. 
Sie setzen auf Bourbon, Pacamara, Pacas und Geisha. Viel ver-
sprechen sie sich von einer neuen Kreuzung aus Guatemala zwi-
schen Sarchimor und Pacamara: Café Catorce.
Die Nachbarkooperative „Agasacare“ geht den anderen Weg 
Richtung Bioproduktion. Sie setzt auf Ecobeneficio, also auf Kaffee
verarbeitung mit reduziertem Wasserverbrauch. Die Abwässer wer-
den weitergenutzt für die Bocashipilz-Produktion. Im Moment su-
chen sie nach einer Finanzierung für die Biozertifizierung. Beide 
Kooperativen sind Teil des Netzwerks „Redaprodare“ im Naturpark 
Montecristo, das seit Januar 2018 mit dem „Naturpark Bayrischer 
Wald“ ein Partnerschaftsprojekt zur Borkenkäferbekämpfung 
unterhält. Auch eine Rösterei ist Teil davon; sie nimmt der 
Kooperative „Agasacare“ einen Teil der Ernte ab. Sobald sie bio-
zertifiziert ist, kann sie auch Teil des „Café La Cortadora“ wer-
den. Erfolgversprechend ist auch das Projekt „Bioamigo“, bei 
dem Biodünger und -pestizide mit finanzieller Förderung aus 
Deutschland und technischer Unterstützung aus Cuba hergestellt 
und vertrieben werden.
In Honduras schließlich ist der Kaffeeanbau stark gefördert worden, 
sodass das Land mittlerweile neben Peru einer der Hauptanbieter 
für Biokaffee ist. Aber ausgerechnet bei der resistenten Sorte 
Lempira 90 macht sich im Departement Olancho seit Mitte 2017 
eine Abart des Royapilzes breit. Die Anbauer von Marcala, das 
nah an der Grenze zu El Salvador liegt, sind gewarnt und berei-
ten sich auf Schlimmeres vor. Ein Teil des „Café La Cortadora“ 
kommt von der dortigen Kooperative „Combrifol“. n

Weitere Informationen zu El Salvadors 
Kooperativen auf: www.cafe-cortadora.de
Infos zum zapatistischen Kongress bei Enlace 
Zapatista: http://enlacezapatista.ezln.org.mx/

Jan Braunholz ist Dokumentarfilmer, 
Kaffeeröster und Catador (Koster) sowie bei 
der Kaffeekampagne El Salvador und der 
Kaffeekampagne Mexiko aktiv.

Schlechte Zeiten für  
Bio-Kaffeeanbau, hier  

beim Wiegen der Ernte
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Captando la Paz – den Frieden einfangen 
Wie ein Fotoworkshop die Gefühlswelt von Jugendlichen erkunden hilft 

Carlos Eduardo Colorado ist verantwortlich für 
das Bild- und Tonarchiv im Museum „La Palabra y 
la Imagen” (MUPI, dt. „Das Wort und das Bild“) in 
El Salvador. Hier leitet er auch ein Fotoprojekt mit 
Kindern und Jugendlichen aus den sogenannten 
„roten Zonen“, also Stadtteilen, die bekannt sind für 
gewalttätige Auseinandersetzungen. Er berichtet 
auch von dem generell vorherrschenden Klima der 
Gewalt, das dazu führt, dass Kinder und Jugendliche 
nur sehr schwer einen friedlichen Raum finden, in 
dem sie sich entwickeln und für innere und äußere 
Konflikte gewaltfreie Lösungen finden können. Mit 
seinem Fotoprojekt eröffnet er Mädchen und Jungen 
einen Weg, um Frieden zu erfahren und ihn einzu-
fangen.
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I			         von Carlos Eduardo Colorado 
 
ch gebe Einsteigerkurse für Fotografie an Schulen, die in 

sogenannten „roten Zonen“ liegen. Bevor ich nun über diese 
Erfahrungen berichte, möchte ich verdeutlichen, dass die unter-
schiedlichen Spielarten von Gewalt und deren Auswirkungen auf 

die Jugend vielschichtig sind und sich deshalb auch auf unter-
schiedliche Art und Weise im Schulalltag manifestieren. Kinder 
wie auch Jugendliche sind die beiden Bevölkerungsgruppen, die 
am stärksten von physischer, psychischer, kultureller und sozio-
politischer Aggression betroffen sind. Aggression meint hierbei 
auch das Fehlen von Bildungs- und Erwerbsmöglichkeiten, wirt-
schaftliche Ungleichheit, den Einfluss der Konsumkultur, eine ge-
sellschaftliche Toleranz von Gewalt, ein nicht funktionierendes 
Rechtssystem sowie einen Anstieg des Drogenkonsums und -han-
dels. Diese Aspekte haben direkten Einfluss auf den Schulalltag 
und sind häufig nicht auf den ersten Blick erkennbar.  
Gewalt tritt immer dann auf, wenn der Wunsch, etwas Bestimmtes 
zu erreichen, nur mit Hilfe von gewaltsamen Mitteln erfüllt wer-
den kann. Die meisten Menschen greifen zu gewalttätigen Mitteln, 
wenn sie sich verletzt, jemandem unterlegen oder gedemütigt füh-
len. Auf jeden Fall ist es eine Position der Schwäche, aus der he-
raus die gewalttätige Person handelt. Schulkinder erleben diese 
Situationen häufig in ihrem Alltag. 
Es ist sehr wichtig zu verstehen, wie diese Gefühle bei Kindern und 
Jugendlichen umgeleitet werden können; dafür ist es notwendig, 
ihnen beizubringen, ihre Gefühle zu erkennen und damit umzu-
gehen. Was ist der Grund für ein bestimmtes Gefühl? Wie kann 
mit bestimmten Emotionen umgegangen werden, ohne Gewalt 
(gegen mich oder andere) anzuwenden? An dieser Stelle gilt es 
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darauf hinzuweisen, dass in der herkömmlichen, „traditionellen” 
Schulbildung die Lehrperson immer Recht hat und ihr Wissen 
sozusagen unantastbar ist; ihnen gegenüber stehen diejenigen, 
die zuhören und lediglich den Lerninhalt zu empfangen haben. 
Diese Art von Bildung und Lernen zeigt sich als überholt, wenn 
es um Gewaltprävention geht; denn hier sind Erzieher*innen und 
Sozialarbeiter*innen ebenso wie Eltern Vorbilder und stehen in 
der Pflicht, besonders darauf zu achten, gewaltfreies Handeln ge-
genüber ihren Kindern an den Tag zu leg en – das gilt im Alltag, 
in der Schule und in der Familie. Weder physische noch psychi-
sche oder verbale Gewalt, wie Spott oder Demütigung, sind er-
laubt. Stattdessen geht es darum, den Jungen und Mädchen krea
tive Konfliktlösungen und einen gewaltfreien Umgang mitein-
ander aufzuzeigen. 

A 
us diesem Gedanken heraus hatte ich die Idee, Fotografie 

als therapeutisches Mittel einzusetzen, als ich gefragt wurde, 
den Workshop „Den Frieden einfangen” durchzuführen. Für 
mich bedeutet das, dass die Teilnehmer*innen nicht nur eine 
Kamera zur Verfügung gestellt bekommen oder erstes Wissen 
über die fotografische Sprache erlernen; vielmehr geht es um die 
Interaktion zwischen den Teilnehmer*innen durch das gemein-
same Fotografieren, Erstellen von Videos und Spielen. Zum einen 
konnten sie in diesen Arbeiten ihren eigenen sozialen Kontext mit 
aufnehmen und re-
flektieren, zum an-
deren wurde da-
durch eine alter-
native Form der 
emotionalen 
Kommunikation 
und des emotio-
nalen Verarbeitens 
eingeübt. 
Durch das Stil
mittel des Selbst
porträts oder ei-
nes „Selfies“, wie 
es heutzutage in 
den sozialen Netz
werken heißt, ha-
ben die Teil- 
nehmer*innen 
ein sehr intimes 
Ausdrucksmittel 
gefunden, das wie ein Spiegel (der sogar über den Moment hi-
naus über einen längeren Zeitraum gespeichert werden kann) 
Beobachtungen und Reflexionen über die eigene Identität zu-
lässt. Natürlich werden die Aufnahmen der Teilnehmer*innen 
zu Symbolen und Metaphern, die aus dem Unterbewussten he-
raus entstehen und ganz im Stillen erlauben, ins eigene Innere 
zu schauen sowie tiefe Gefühle und Stimmungen auszudrü-
cken. In diesem Workshop konnte ich beobachten, wie jede/r 
einzelne der Teilnehmer*innen die Fotografie als ein Werkzeug 
zur Selbsterkenntnis und Selbsterfahrung nutzte. Die Kamera 
dient dazu, ein künstlerisches Bild mit unvermeidbarem the-
rapeutischen Effekt zu erschaffen; sie erlaubt, tiefe Emotionen 
auszudrücken, ohne daran die Verpflichtung zu knüpfen, dass 
die teilnehmende Person unmittelbar verbal von ihren persön-
lichen Konflikten erzählen muss. 

1) Schulen in El Salvador sind teilweise tatsächlich von ho-
hen Mauern umgeben, haben Sicherheitspersonal, viele 
Schüler*innen in kleinen Räumen und wenig Pausenräume.

Übersetzung: Jen Wörz

D 
ie Mehrheit der Teilnehmenden in den Foto-Workshops wa-

ren Mädchen im Alter von 14 bis 16 Jahren. Ich konnte erken-
nen, dass für sie das Selbstporträt ein wichtiges Mittel ist, um 
sich auszudrücken und sich mit sich selbst zu identifizieren. Man 
könnte daraus schließen, dass das Selbstporträt sie dabei unter-
stützt, sich gut mit sich selbst, sich wohl in ihrer Haut zu fühlen. 
Oder auch, dass sie dadurch den Druck der Schule oder des so
zialen Umfelds vergessen können. Zum Beispiel berichtete mir 
eine Gruppe von Jugendlichen, wie ihre Lehrer*innen sie mit ei-
nem enormen Pensum an Hausaufgaben ohne erkennbar päda-
gogische Ziele überhäuften. Die Lehrkräfte gaben an, dass sie da-
mit die Jugendlichen von den kriminellen Gruppen fernhalten 
wollten. Den Jugendlichen erschien die Schule allerdings wie ein 
Gefängnis, in dem sie die ganze Woche eingeschlossen waren.1 
Die Teilnahme am Fotokurs war dagegen ein wirklicher Freiraum, 
in dem sie lernen konnten, sich zu entspannen und sich selbst 
und andere durch die Kameralinse zu sehen und zu beobachten. 
Ich konnte dabei zuschauen, wie sich die Teilnehmer*innen 
gut untereinander koordinierten, wenn sie sich gegenseitig in 
Porträts fotografierten. Koordination ist ein wichtiges Element für 
Teamarbeit. Der Workshop fand in verschiedenen Räumen statt: 
im Klassenzimmer, im Innenhof oder Garten, an einer Wand; dies 
gab den Jugendlichen die Möglichkeit, sich einer neuen Gruppe zu-

gehörig zu fühlen. 
Eine Zugehörigkeit 
ohne die Erfahrung 
von Druck oder 
Demütigung. Eine 
Inklusion, ein Mit-
dabei-sein, eine ge-
meinsame Teilhabe 
am Fotoprojekt, 
das zulässt, alte 
Muster und ver-
drehte Ideen zu 
verändern und so-
mit den gegensei-
tigen respektvollen 
Umgang und das 
Miteinander inner-
halb der Gruppe zu 
stärken.
In den Porträt-
Fotosessions spra-

chen sich die Jugendlichen ab und verkleideten sich (mit Perücken, 
Brillen, Clownsnasen, Ketten etc.). Zu keinem Zeitpunkt wurde 
sich hier über die Wahl der Accessoires einer anderen Person lus-
tig gemacht. In diesem Moment gab es ausgezeichnete Teamarbeit. 
Die Konzentration lag ganz auf der Beobachtung durch die Linse, 
bevor dann für das Foto abgedrückt wurde. Es braucht solche 
Räume, ohne sozialen Druck. Räume, in denen sich Jugendliche 
integriert fühlen und Teil eines – ihres – Projektes sind.  
Aus diesem und aus anderen Gründen sage ich als 
Fotografiebegeisterter, dass die Fotografie mehr als ein künstleri-
scher Zeitvertreib ist: Sie ist vielseitig einsetzbares Handwerkszeug, 
um soziokulturelle Grenzen zu überwinden, gesellschaftliche 
Realitäten zu beschreiben, eigene Perspektiven mitzuteilen und 
somit das Wissen über die Problematiken der Jugendlichen zu 
erweitern. n

Es braucht Räume – ohne sozialen Druck
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Krieg im Frieden
Claudia Hernández' einzigartiger Roman Roza, tumba, quema ist eine Anleitung,  

El Salvador zu verstehen

I				        von Gaby Küppers 
 
n tropischen Gebieten greifen Bauern und Bäuerinnen bis heu-

te auf eine sehr alte, präkolumbische Methode zurück, um aus 
kargen Böden Ertrag zu ziehen. Sie säubern ein Stück Land von 
seiner Vegetation, beackern es und ernten, lassen es dann für ei-
nige Jahre brach liegen, roden ein neues Stück Land und begin-
nen von vorn. Die Ruhepausen und die Beachtung einer komple-
mentären Fruchtfolge ermöglichen es, zu den jeweiligen Feldern 
zurückzukehren und sie wiederum zu bebauen. Diese Form des 
Ackerbaus, der an widrige Gegebenheiten angepasst ist, nennt man 
Brandrodung, in Zentralamerika Roza, tumba, quema. So auch der 
Name von Claudia Hernández‘ Roman von 2017. Brandrodung 
ist Claudia Hernández‘ literarisches Prinzip.
Jedes der 40 Kapitel des Buchs ist wie eine durch Brandrodung 
entstandene Parzelle. Jede der nur wenige Seiten umfassen-
den Miniaturen steht für sich und hat doch mit allen anderen 
zu tun. Sie beschreibt eine neue Phase eines immerwährenden 
Überlebenskampfs, der gleichzeitig ein Vorher, ein Nachher und 
ein Jetzt ist. Die meistbenutzte Zeitform ist das Präsens, aber es 
gibt auch Kapitel im Futur, die schon geschehen sein können, oder 
in einer Vergangenheit, die vielleicht erst noch sein wird. Die er-

zählten Geschichten weisen nach vorne oder nach hinten, ergän-
zen sich, so wie der Bauer oder die Bäuerin ein verlassenes Feld 
neu bestellt, wenn die Zeit gekommen ist. Adjektive sind gänz-
lich abwesend. Es wird nichts ausgemalt, die Bestandsaufnahme 
ist nüchtern, wie der Ackerboden karg ist. Niemand hat einen 
Namen. Auch dies ist sinnbildlich: Es geht um Situationen, in die 
Tausende Kämpfer*innen geraten sind. Die Protagonistin ist le-
diglich „ella“ (dt. „sie“), ihre Töchter sind die Erstgeborene sowie 
Erste, Zweite und Dritte, die bei ihr aufgewachsen sind. 
Die vier Töchter stammen von mehreren compañeros, jeweils 
Lebensabschnittsgenossen. Zwei starben während oder wegen des 
Kriegs, einer ging mit einer anderen Frau weg. Drei Töchter wach-
sen gemeinsam mit der alleinerziehenden Mutter auf, ein Spiegel 
der salvadorianischen Realität. 

E 
rst in der zweiten Reihe stehen männliche Familienmitglieder. 

Alle sind tot und treiben so auch nicht die Handlung voran. Für 
den Fortgang des Geschehens dagegen wichtig sind Großmütter 
und ehemalige Mitkämpferinnen. Dass alle Hauptpersonen Frauen 
sind, fast alle aus derselben Familie stammen und bisweilen of-
fenbar ihre Rollen vertauschen, verwirrt die Lektüre und klärt sie 
zugleich. Wie bei der Brandrodung geht es eben darum, immer 
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wieder neu anzufangen, das Beste aus dem wenigen Vorhandenen 
zu machen, sich zu stützen und zu ergänzen.   
Und so wie der einmal gerodete Boden in tropischen Gebieten 
mager ist, liefert der Roman nicht die großen Informationen über 
Krieg und Nachkriegszeit in El Salvador. Es gibt keine Massaker und 
großen Siege. Der eigentliche Plot ist nicht mehr als dies: Ein jun-
ges Mädchen geht in die Guerilla. Im Laufe der Jahre bekommt sie 
dort vier Töchter, von denen ihr die erste abgenommen und ohne 
ihr Wissen ins Ausland verkauft wird. Nach dem offiziellen Ende 
des Krieges kämpft sie einen anderen Kampf, den um ein würdi-
ges Leben für sich und ihre Töchter. Das ist nur auf den ersten Blick 
unspektakulär. Denn die Kapitel holen aus dem vermeintlich dür-
ren Handlungsboden eine Unmenge an Einblicken in Krieg und 
Nachkriegszeit heraus, die jede Polemik vermeiden. Dennoch 
machen sie jedes Heldenepos, sei es über die Vaterlandsrettung 
durch das Heer oder die Vaterlandsbefreiung durch die Guerilla, 
buchstäblich lächerlich. Allerdings macht Claudia Hernández die 
Männer selbst nie lächerlich. Der männlichen Heroisierung setzt 
die Autorin den stillen, beharrlichen, nicht patriarchalischen, eben 
den  Frauenblick entgegen.

Z 
uerst einmal haben Frauen im Krieg mit der Waffe gekämpft, 

auch wenn Männer, egal ob Soldaten oder Guerilleros, sie lieber 
als Sexobjekte und Uniformwäscherinnen unter sich missbrauchen 
wollten. Sich zu behaupten war nie einfach. Oft gab es Situationen, 
in denen die Protagonistin nur durch („männlich“ konnotierten) 
Mut einer Vergewaltigung entkam. Gewalt und Vergewaltigung 
waren im Krieg und sind auch im Frieden allgegenwärtig. Claudia 
Hernández betreibt allerdings keine Viktimisierung der Frauen, 
sie sind nie Opfer. Die Mutter bringt ihren Töchtern das Schießen 
bei und lässt sie aus gutem Grund nie allein. In der Ex-Guerillero-
Siedlung, in der sie lebt und eine Mehlmühle betreibt, wird sie nicht 
nur bestohlen und hat daher finanzielle Einbußen hinzunehmen. 
Ein Mann und später dessen Sohn, stellvertretend für viele, stellen 
ständig Mädchen und Frauen nach, nicht zuletzt, um sie zu ernied-
rigen. Selbst der verheiratete Ortsvorsteher, ein früherer compañero 
aus den Bergen, versucht die Protagonistin zu seiner Geliebten 
machen. Als sie sich der von ihm erwarteten Rolle verweigert, be-
straft er sie durch Übergehen bei staatlichen Zuwendungen. Der 
Roman brandmarkt indessen nicht einfach die Männer, das wäre 
vereinfachende Schwarz-Weiß-Malerei. Statt solch einer indirekten 
Bestätigung der herrschenden Auffassung, der zufolge die Männer 
stark und gewalttätig sind, steht hier das patriarchale System am 
Pranger, das auch viele Frauen verinnerlicht haben. Im Dorf, und 
selbst in der Siedlung der Ex-Kämpfer*innen, heißen viele Frauen 
die Wünsche der zweiten Tochter, Medizin zu studieren, nicht gut. 
Starrsinnig, oder prinzipienfest wie die Mutter, boxt sie sich als Landei 
in der fremden Hauptstadt durch, fällt aufgrund ihrer mangelhaf-
ten Provinzvorbildung im universitären Hauptstadtmilieu durch, 
steht doch wieder auf und setzt am Ende ihr Studium im Ausland 
fort. Nachbarinnen und Verwandte, die ohnehin den ehemaligen 
Kämpfer*innen misstrauen, reden der Mutter immer wieder zu, 
den Töchtern doch einen Mann 
zu suchen, damit sie ihre Erfüllung 
darin fänden, Kinder zu kriegen 
und den Gatten zu bekochen. Die 
älteste der bei der Protagonistin 
aufgewachsenen Töchter lässt sich 
dadurch tatsächlich von ihrem 
Studium abbringen und heiratet. 

Erst später stellt sie fest, dass das nicht das Richtige war. Dauerhaftes 
Miteinander, ja Liebe zwischen Männern und Frauen ist in diesem 
Roman (in dieser Realität?) ein seltenes Gut. 
Neid und Missgunst sowie der permanente Verdacht, am Tod von 
Angehörigen schuld zu sein, sind dagegen in der Siedlung der Ex-
Kämpfer*innen allgegenwärtig. Manche Großeltern vermuten hin-
ter jedem Besuch einen getarnten Versuch, Geld für Kinder einzu-
heimsen, die nicht vom eigenen Sohn sind. Die Welt ist nicht bes-
ser, nicht sozialer geworden. Auch deswegen sieht die Protagonistin 
die Guerilla-Zeit in den Bergen als gescheitert an, wählt nicht 
einmal die Partei, die aus der Guerilla hervorgegangen ist. Den 
Kampf um Unterstützung für ehemalige Kämpfer*innen gibt sie 
auf, da sie sich trotz ihres Hörschadens nicht für versehrter hält 
als andere. Auch die Erniedrigungen im Bewilligungsverfahren 
hält sie nicht mehr aus. 
Bemerkenswerterweise gibt es in diesem Roman nur einen ein-
zigen Ortsnamen: Paris. Ein Ort der Wünsche und Projektionen. 
Im Roman jedoch steht er für das Ende von Illusionen. Nach Paris 
verkauft wurde die älteste Tochter der Protagonistin, nachdem sie 
diese in den Bergen geboren, auf Geheiß der Kommandanten ab- 
und, wie sie dachte, in Pflege gegeben hatte. Nach dem Krieg ist 
das Kind einfach weg, von Nonnen verkauft (Kirchenleute sind 
an anderer Stelle übrigens auch große Unterstützer*innen des 
Befreiungskampfes). Als die Mutter die verschwundene Tochter end-
lich findet und zu ihr reist, will diese nichts von ihr wissen, ist oh-
nehin depressiv. Die Mutter, die das Geld für den Transatlantikflug 
nur unter großen Schwierigkeiten hat zusammenbringen können, 
kann diese Erkenntnis nur schwer verkraften. Viel später – oder 
zumindest am Ende der Buchlektüre – nimmt sie symbolisch 
Abschied von der Tochter und gleichzeitig von der gerade gestor-
benen Mutter. Wiederum ein zirkuläres Element, das Inhalt und 
Form des Buchs vereint.

D 
ie schmerzliche Suche nach im Krieg zwischen 1981 und 

1992 geraubten Kindern von Guerrilleras oder aus gebrandschatz-
ten Dörfern ist in El Salvador eine traurige, ja oftmals dramatische 
Realität. In El Salvador waren es Tausende Kinder, von denen 435 
inzwischen gefunden wurden. Maßgeblich hierfür war die uner-
müdliche, oft bedrohte Arbeit der Organisation „Pro Búsqueda“ 
(siehe u.a. ila  371, 350, 331). Der Roman setzt deren Suche und 
Mitarbeiter*innen ein kleines Denkmal. Viele Eltern und Kinder 
haben tatsächlich eine ähnlich schwierige (Nicht-) Beziehung, 
wie sie der Roman beschreibt, selten war die Wiederbegegnung 
– oft über Kontinente hinweg – einfach.
Es war der Verlag „Laguna Libros“ in Kolumbien, der Claudia 
Hernández nahelegte, die 40 Geschichten des Buchs einen „Roman“ 
zu nennen. Nach fünf Bänden mit Erzählungen ist „Roza, tumba, 
quema“ damit der erste Roman der 1975 geborenen salvadoria-
nischen Erzählerin, die 2004 mit dem Anna-Seghers-Preis ausge-
zeichnet wurde. Keine Frage, dass dieser Roman unbedingt über-
setzt werden muss. Als literarischer Genuss und als Anleitung, den 
salvadorianischen Prozess zu verstehen. Interessanterweise wur-
de der Roman nach seiner Vorstellung auf der Buchmesse von 
Bogotá 2017 mehrfach als wichtiger Schlüssel für den gegenwär-
tigen Friedensprozess in Kolumbien bezeichnet. Auch dort ist der 
Frieden offiziell beschlossen und der Krieg weiterhin allgegenwär-
tig. Die Protagonistin von „Roza, tumba, quema“ vergisst das in 
keinem Moment und ist für alle Fälle bestens gewappnet. Dass die 
Leser*innen dies am Ende der Lektüre ebenfalls erfahren, macht aus 
den 40 Geschichten eben einen einzigartigen Roman. n

Claudia Hernández: Roza, tumba, quema. 
Laguna Libros, Bogotá 2017, 347 Seiten

https://www.ila-web.de/node/86
https://www.ila-web.de/ausgaben/350/f%C3%BChrt-eine-spur-nach-deutschland
https://www.ila-web.de/ausgaben/331/don-teo-und-seine-familie
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Der antidemokratische Pakt der 
Mächtigen in Brasilien

Das fragwürdige Gerichtsverfahren gegen den früheren brasilianischen Präsidenten Lula da Silva

Am 12. Juli 2017 wurde der frühere brasilianische 
Präsident Lula da Silva aus der Arbeiterpartei we-
gen Korruption zu neun Jahren und sechs Monaten 
Haft verurteilt. Ihm wird vorgeworfen, den Kauf 
einer Wohnung durch Schmiergeldzahlungen 
und Geldwäsche finanziert zu haben. Im 
Berufungsverfahren wurde der Schuldspruch im 
Januar 2018 bestätigt, die Anklage sogar noch erwei-
tert und Lula nun zu zwölf Jahren und einem Monat 
Haft verurteilt. Viele Beobachter*innen sehen in den 
Verfahren vor allem den Versuch, die Kandidatur 
Lulas bei den Präsidentschaftswahlen 2018 zu ver-
hindern. Im Falle einer rechtskräftigen Verurteilung 
dürfte Lula, der in allen Meinungsumfragen deut-
lich vorn liegt, bei den Wahlen nicht kandidieren. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die 
aus den alten Eliten rekrutierte brasilianische Justiz 
1961 die erneute Kandidatur des populären sozialli-
beralen Präsidenten Juscelino Kubitschek ebenfalls 
mit einem Verfahren wegen einer angeblich mit 
Schmiergeldzahlungen erworbenen Wohnung ver-
hindert hatten.

Genau wie die Absetzung der Präsidentin Dilma Rousseff vor zwei 
Jahren ist das jetzige gerichtliche Verfahren gegen Lula ein Angriff 
auf den Rechtsstaat und nährt Zweifel an der Vertrauenswürdigkeit 
und der Rolle der Justiz für das Gleichgewicht und die Sicherheit 
des Landes. Das Misstrauen in die gute Absicht des Richters Sergio 
Moro bei seinem Kampf gegen die Korruption, als er Lula vor 
Gericht brachte, wuchs mit der offensichtlichen Schwierigkeit 
zu beweisen, dass eine Dreizimmerwohnung in Guarujá an der 
Küste São Paulos tatsächlich Lula gehörte und mittels Geldwäsche 
erworben wurde. 
Der einzige Beweis, der bislang gefunden wurde, ist, dass die 
Wohnung der Firma OAS-Unternehmungen gehört. Trotzdem 
wurde Luiz Inácio Lula da Silva wegen Verheimlichung von Besitz 
im Rahmen des Verbrechens der Geldwäsche verurteilt. In dem 
Verfahren kamen die Richter sehr schnell zu ihren Urteilen und 
ignorierten alles, was in den mündlichen Aussagen des Anwalts 
der Verteidigung vorgebracht wurde, was an sich schon ein 
Skandal ist. Darüber hinaus wurde ein neuer Anklagepunkt ge-
schaffen, nämlich der der passiven Korruption, welcher sich le-
diglich auf die Einlassung eines Angeklagten stützt, dem eben-
falls in der Operation Lava Jato 1 der Prozess gemacht wird. 
Das erinnert stark an die Inquisitionsgerichte, wo die Richter 
stillschweigend davon ausgingen, dass der Angeklagte schuldig 
sei und in das Verfahren neue Anklagepunkte einbrachten, die 
selbst nicht mehr bewiesen werden mussten. Rechtsspezialisten 
sowie brasilianische und internationale Intellektuelle kritisier-
ten die Verurteilung wegen Verfahrensfehlern. Carol Proner, 
Rechtsprofessorin an der  Universität von Rio de Janeiro, geht in 
ihrem Artikel „Die lawfare 2 und die Opferung Lulas“ noch wei-
ter und spricht von „Inkompetenz des Gerichts, Festlegung des 
Strafmaßes weit über dem Allgemeinüblichen, Verleumdungen 
und Fehlen von kausalen Zusammenhängen sowie Beweisen 
– wie die umfassende Verletzung des Prinzips des gerechten 
Verfahrens, Missachtung derUnschuldsvermutung, Gebrauch von 
illegitimen Beweisen, Gewalt,  Begünstigungen, skandalös einsei-
tige Verhandlungsführung durch Richter, die die Ankläger sind“.

Der Kampf gegen Korruption in Brasilien hat 
nicht zum Ziel, die Korrupten zu bestrafen und  
Korruption zu bekämpfen, sondern dient als 
Instrument, politische Gegner zu vernichten, 
um sie aus dem demokratischen Spiel aus-
zuschließen. Die gesamte Konstruktion von 

Beweisen mit dem Ziel, den Kandidaten für 
die Präsidentschaft zu diffamieren und anzuklagen, weist gro-
ße Analogien zum Fall  des ehemaligen Präsidenten Juscelino 
Kubitschek auf. Im Artikel des Historikers Paulo Cesar de 
Araujo, der in der Zeitung „A Folha“ veröffentlicht wurde („In 
den 1960er-Jahren wurde gegen einen Ex-Präsidenten wegen ei-
nes Apartments ermittelt“), lesen wir die Ereignisse von damals, 

1) Operation „Hochdruckreiniger“ – spektakuläre Ermittlungen ge-
ge brasilianische Politiker*innen wegen Korruption im Rahmen der 
Teilprivatisierung des brasilianischen Energiekonzerns Petrobras

In Brasilien existiert 
die Korruption für den 

Politiker wie die Banane 
für den Affen

U			    von Viviane de Santana Paulo 
 
m das heutige Brasilien zu verstehen, muss man sich 

drei Ereignisse ins Gedächtnis rufen. Alle drei haben bei der 
Entstehung der Nation tiefe Wunden verursacht und eine stabi-
le Entwicklung verhindert: drei Jahrhunderte Kolonialherrschaft, 
dreihundert Jahre Sklaverei (das Land hat als letztes die Sklaverei 
abgeschafft) und 21 Jahre Diktatur (die längste in Lateinamerika – 
sie ging erst 1985 zu Ende). Sie haben nachhaltige Verkrustungen 
geschaffen, die sich leider immer noch in institu-
tionellen Strukturen und der brasilianischen 
Mentalität wiederfinden. Es bleibt zu hoffen, 
dass die gegenwärtige Krise dazu beiträgt, die 
tatsächlichen strukturellen und institutionel-
len Probleme der Nation ans Licht zu brin-
gen und die Bevölkerung befähigt, politische 
Manipulationen und Betrügereien zu erkennen. Das aktuelle 
Drama kann eine Chance sein, das Land auf einen besseren Weg 
zu bringen und die Nation solidarisch, sicher und gleichberech-
tigt neu zu gründen. Anderenfalls steht ein langer Weg in eine 
Zukunft bevor, die eher der Vergangenheit gleicht und Jahrzehnte 
von Rückschritt und Unterentwicklung bedeutet.
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als ob sie die heutigen wären, und zwar mit allen Einzelheiten. 
Das ist kein Zufall, sondern der Beweis für ein Schema, das 
seit Anfang des 20. Jahrhunderts angewendet wird und seit 
dem Staatsstreich von 2016 fröhliche Urständ‘ feiert. Jucelino 
Kubitschek, brasilianischer Präsident von 1958 bis 1961, der ge-
lungene Sozialreformen durchgesetzt hatte und Initiator des Baus 
der neuen Hauptstadt Brasilia war, wurde 1963, als er sich erneut 
als Präsidentschaftskandidat aufstellen lassen wollte, angeklagt, 
ein Apartment in Ipanema mithilfe von Schmiergeldern erwor-
ben zu haben. Auch diese Anklage gründete auf Unterstellungen 

und Vermutungen, nicht auf Beweisen. Genauso demontierten 
die größten Zeitungen und vor allem „O Globo“ seinen Ruf. 
Genauso wurden im damaligen Fall nationale wie internatio-
nale Unternehmen und Banken mit der Absicht untersucht, fi-
nanzielle Beteiligungen von Kubitschek und seiner Familie zu 
finden. Sie fanden nichts. Monate später, nachdem die Diktatur 
von 1964 installiert war, verfügte Marschall Castelo Branco ein 
Dekret, das das Mandat des Senators Juscelino Kubitschek kas-
sierte und seine Rechte für zehn Jahre suspendierte.

E 
s gehört zu den Eigenschaften Brasiliens, nichts zu revidie-

ren und nichts zu analysieren. Es fehlt ein selbstkritischer Blick 
auf die eigene Geschichte. Was man darüber weiß, stammt aus 
Schulbüchern, deren Texte vielfach manipuliert, relativiert und 
abgespeckt wurden, um sie harmlos zu machen, ein Erbe der 
Kolonisierung und der Diktatur. Die Bevölkerung harmlos und 
uninformiert zu halten und den Zugang zu qualitativ guter Bildung 
zu versperren ist eine der hauptsächlichen Strategien der Elite 
dieses Landes und deren Bündnispartner. Die Diktatoren und 
Folterer der vorgenannten Epochen wurden nie zur Verantwortung 
gezogen, geschweige denn für ihre Taten bestraft. Mord, Folter, 
Haft und Willkür blieben genau deswegen als Methoden unan-
getastet. Eine passive Gesellschaft hat kein Interesse daran, auf-
zuräumen und die Rechtsbrecher aufzufordern, für ihre Taten 

einzustehen. Und wenn sie doch Interesse daran zeigt, verdre-
hen die Medien Sachverhalte, veröffentlichen Unwahrheiten und 
lenken die Massen ab. Denn institutionalisierte Medien sind Teil 
der antidemokratischen Kolonisierung in Brasilien.
Was mit Lula juristisch geschieht, ist auch das, was Millionen 
armen Brasilianer*innen widerfährt, die wegen irgendeines 
Verbrechens angeklagt werden, ohne Beweise, allein auf Grund 
der Überzeugung des Richters, und die genauso gerichtlich ver-
folgt (wenn es überhaupt zu einem Verfahren kommt, denn nicht 
selten bleiben sie jahrelang ohne ordentliches Verfahren in Haft) 

und verurteilt werden, nur natürlich weniger spektakulär, ohne 
das Flutlicht der Medien und ohne dass sich die Aufmerksamkeit 
der Gesellschaft auf sie richtete. Was mit Lula passiert, ist das, 
was Rafael Braga geschah, einem Sammler von recyclingfähigem 
Material, der zu fünf Jahren Haft verurteilt wurde, weil er mit ei-
ner Flasche destilliertem Wasser und einem Haushaltsreiniger in 
der Nähe einer Demonstration unterwegs war. Den Richtern zu-
folge wären das Bestandteile, um Molotowcocktails herzustellen.  
Die brasilianische Justiz ist selten objektiv. Sie ist die Justiz der 
Herren, der Unternehmer, der Weißen und Reichen, sie ist eine 
selektive Justiz und im Umfeld der Politik agieren die Richter wie 
Vertreter der Anklage.

K 
eine Regierung ist frei von Korruption, einige Länder weisen 

isolierte Fälle auf, andere stecken richtiggehend im Morast eines 
veritablen mafiösen Systems. In Brasilien existiert die Korruption 
für den Politiker wie die Banane für den Affen. Es ist unmöglich, 
die Korruption in der Politik irgendeines Landes ganz abzuschaf-
fen, und das bedeutet, dass wenigstens die Kontrollmechanismen, 
um sie zu verringern, ständig weiter ausgebaut werden, und dass 
Gesetze und deren Anwendung immer strenger werden müssen. 
Wenn aber diese Kontrolle und die Anwendung von Gesetzen 
nur einer bestimmten Partei oder einem Politiker nützen, bedeu-
tet dies eine Zunahme und Legitimierung von Korruption  und 

2) Lawfare ist eine Form des juristischen Krieges, die darin besteht, das 
Rechtssystem gegen einen politischen Feind einzusetzen, ihn zu schädi-
gen oder zu delegitimieren oder die öffentliche Meinung zu beeinflussen.

Brasiliens Präsidenten: Michel Temer (z. Zt. im Amt), Dilma Rousseff (seine Vorgängerin)  und Lula da Silva (sein Vorvorgänger)
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Die indigene Politaktivistin Milagro Sala war 
seit 2001/2002 die bekannteste Organisatorin 
der Piquetero-Organisation „Tupac Amaru“ im 
nordargentinischen Bundesstaat Jujuy, der direkt 
an Bolivien grenzt. Während der Regierungen 
von Néstor und Cristina Kirchner baute sie mit 
erheblichen finanziellen Zuwendungen der 
Zentralregierung „Tupac Amaru“ zu einem impo-
santen Sozialprojekt aus, das Sozialwohnungen, 
Bildungs- und Freizeiteinrichtungen errichtete. Durch 
diese sozialen Errungenschaften und die dadurch 
entstandenen Arbeitsplätze wurde „Tupac Amaru“ 
zu einem relevanten Machtfaktor in der Provinz 
Jujuy, die bis dahin von den Repräsentant*innen der 
traditionellen Oligarchie kontrolliert worden war. 
Nach der Wahlniederlage des Kirchnerismus im Jahr 
2015 versuchte Gouverneur Morales in Jujuy, die 
Arbeit von „Tupac Amaru“ zu zerstören. Milagro Sala 
wurde unter dem Vorwurf der Zweckentfremdung 
öffentlicher Gelder festgenommen. Zunächst war sie 
im Gefängnis, derzeit befindet sie sich aufgrund des 
Drucks zahlreicher internationaler Institutionen in 
Hausarrest.

für die übrigen Parteien und Politiker die Gewissheit, dass 
sie über den Gesetzen stehen. So triumphieren institutionel-
le Misstände und der Obskurantismus. Wenn Lula korrupt 
war, können ihn nur die Beweise überführen und verurteilen, 
nicht die Überzeugung mancher Richter. Politiker, für deren 
Korruption stichhaltige Beweise vorliegen, vor allem die der 
konservativen Parteien, laufen weiterhin frei herum und sind 
nicht den Krallen der Justiz ausgeliefert. So sieht es auch der 
Philosoph Safatle, als er sagte: „Die Antikorruptionswut in 
Brasilien geht bis Lula und hört dort auf“, und dann hinzusetz-
te: „Man wird unschwer feststellen, dass die Untersuchungen 
der Fälle derjenigen, die wegen Korruption verurteilt wurden, 
hauptsächlich im Umfeld von Lula, seinen Mitarbeiter*innen 
und seinen Unterstützer*innen durchgeführt werden.“ Wie 
kann man behauptten, es handle sich nicht um ein politisches 

Urteil und keinen Bezug herstellen zum 
zivilmilitärischen Staatsstreich von 
1964? Sind das nicht die Folgen ei-
nes juristisch-medialen Putschs von 
2016? Heute ist der Neoliberalismus 
am Ruder wie auch der nationalisti-

sche Neokonservatismus, die von Populismus begleitet wer-
den und die Demokratie unterminieren. Die gefährliche, 
an Gefühle appellierende Rhetorik des Populismus, die auf 
Euphemismen, Zynismus und Lüge basiert, mit dem Ziel, die 
Bevölkerung zu beschwindeln und in die Irre zu führen, er-
höht das Risiko einer Destabilisierung der Demokratien welt-
weit, insbesondere  der jungen, noch instabilen Demokratien. 
Juscelino Kubitschek starb 1976 bei einem Autounfall, 
neun Jahre nachdem er aus dem Exil zurückgekehrt war. 
35 Jahre später entdeckt die Wahrheitskommission, dass es 
sich um einen Mord gehandelt hatte, um ein für alle Mal 
seine Rückkehr in die Politik auszuschließen. Bis heute er-
eignen sich in Brasilien mysteriöse Unfälle, deren Opfer 
politische Gegner oder ideologische Feinde sind, die dem 
perversen Pakt der mächtigen Staatsmänner gefährlich zu 
werden drohen.

D 
as Gerichtsverfahren gegen Lula macht einmal mehr 

deutlich, in welchem Ausmaß das Land immer noch starke 
antidemokratische Strukturen besitzt, die über persönliche 
Beziehungen funktionieren und lediglich Partikularinteressen 
ökonomischer Art bedienen. Es zeigt, wie extrem mächtig und 
unehrlich die Oligarchien und Magnaten sind; es verdeutlicht 
die fortgesetzte Existenz von Praktiken der Begünstigung, die 
seit der Epoche der Kolonisierungen und der Diktaturen etab-
liert sind; und es macht schließlich das Ausmaß der Einseitigkeit 
und Parteilichkeit im Justizapparat sichtbar. Einen voraus-
sichtlichen Kandidaten mithilfe fragwürdiger und schwacher 
Indizien zu verurteilen, einen ehemaligen Präsidenten, der 
nachweislich der beste war, den das Land je gehabt hat und 
dazu noch der Favorit für die nächsten Wahlen ist, und das 
mit einer beispiellosen Schnelligkeit, beweist einmal mehr im 
Laufe der Geschichte nicht die Schuld des Angeklagten, son-
dern den Betrug und die Ablehnung der Demokratie, wie sie 
skrupellose Mächtige der Nation an den Tag legen, gutgehei-
ßen von einem Teil der Bevölkerung, die ihre Seele an diese 
Teufelsbrut verkauft hat, um sich Privilegien  zu sichern und 
dabei die Zukunft des  Landes zu Grabe trägt. n

Übersetzung: Gaby Küppers

Argentiniens bekannteste politische Gefangene
Interview mit dem Abgeordneten Juan Manuel Esquivel über die Lage von Milagro Sala

Die Eliten halten 
die Bevölkerung  
bewusst dumm

W			       von Sandra Schmidt 
 
as denken Sie über Milagro Sala?“ mit dieser Frage 

wandte ich mich kurz vor Weihnachten auf der Plaza Belgrano 
von San Salvador de Jujuy an Passanten. Genau dort also, wo so-
ziale Organisationen im Januar 2016 aus Protest ihre Zelte vor der 
Landesregierung aufgeschlagen hatten, was der Provinzgouverneur 
Gerardo Morales als Anlass genutzt hatte, Milagro Sala, den Kopf 
der Bewegung Tupac Amaru, festzunehmen. „Oh, keine Worte!“ – 
In welchem Sinn? – „In negativem Sinne!“ antwortet mir die ers-
te Frau, mittleren Alters, dem Ansehen nach mittlere Schicht. Die 
nächsten drei Versuche scheitern, alle winken ab. Ein Paar um die 
40 bleibt stehen. „Aus meiner Sicht hat sie gute Dinge getan und 
schlechte Dinge. Die ganze Welt sagt, dass sie Geld genommen 
hat,“ sagt sie. „Für mich hat sie sehr schlechte Dinge getan, es war 
eine Parallelregierung, sie hatte die Macht über das ganze Geld, hat 
die Leute nicht bezahlt, das war eine Mafia,“ sagt er. Beide wollen 
mir nicht mal ihre Vornamen verraten. Anders Segundo Zarate, 
Ex-Eisenbahner, der jetzt auf dem Platz Diätprodukte verkauft: 
„Fragen Sie doch da drüben, da im Regierungssitz, bei Morales! 
Wir werden von allen verarscht, den Radikalen, den Peronisten,von 
allen.“ Die öffentliche Meinung scheint einhellig, einhellig ne-
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gativ. Also treffe ich Juan Manuel Esquivel, momentan einziger 
Abgeordneter der Tupac Amaru im Landesparlament von Jujuy.

Wie ist die Lage von Milagro Sala momentan?

Sie ist weiterhin Gefangene in ihrem eigenen Haus, die Auflagen 
des Interamerikanischen Gerichtshofes für Menschenrechte wer-
den nicht erfüllt. Aber sie ist guter 
Dinge und verfolgt die lokale und na-
tionale politische Entwicklung und 
mischt sich ein, so weit es geht. Wir 
betrachten den gesamten Prozess 
als willkürlich und politisch inten-
diert. Die UNO-Arbeitsgruppe für 
willkürliche Inhaftierungen hat das 
ganz klar bestätigt. Es werden immer 
weiter Anklagen erhoben, sodass sie 
in Haft bleibt. Sie ist bis heute nicht 
von einem Gericht verurteilt und 
wird trotzdem festgehalten. Sie ist 
eine politische Gefangene.

Gibt es Einschätzungen eines Gerichts 
höherer Ebene?

Verschiedene Organisationen, auch 
die Organisation Amerikanischer 
Staaten und die Interamerikanische 
Kommission für Menschenrechte, 
haben ihre Positionen formuliert, 
denen zufolge sie unter Hausarrest oder einer ähnlichen Form 
überwachter Freiheit stehen. Aber die Justiz in Jujuy hat dies 
nicht umgesetzt. Als die Forderung explizit an Argentinien, also 
Präsident Mauricio Macri, gerichtet wurde, weil es hier um inter-
nationale Abkommen geht, da hat man sie aus dem Gefängnis 
in einen Hausarrest überführt. Man hat sie in ein Haus gebracht, 
das völlig isoliert außerhalb der Stadt liegt und im Grunde ist es 
ein kleines Gefängnis: Sie wird dort vom Militär überwacht und 
von der regionalen Polizei. Wir nennen es das Guantánamo von 
Jujuy. Wir haben ein republikanisches System hier, das heißt, die 
Gewalten sollten unabhängig sein, aber es gibt, das sagt auch die 
UNO, Verstrickungen zwischen der politischen Macht und der 
Justiz. Provinzgouverneur Morales selbst hat alles dafür getan, 
dass Milagro Sala festgenommen wird. Das steht ihm nicht zu.

Als im Dezember 2015 die Besetzung der Plaza Belgrano begann, 
haben verschiedene soziale Gruppen daran teilgenommen. Agiert 
Morales explizit gegen die Tupac Amaru?

Die Tupac Amaru haben eine wichtige Rolle gespielt, das hatte auch 
mit den Fähigkeiten von Milagro zu tun, mit der Nationalregierung 

(jener unter Cristina Fernández de Kirchner, 2007-2015, A.d.R.) 
über Beihilfen und Mittel zu verhandeln. Damit sind in einer 
Spanne von acht bis zehn Jahren rund 8000 Sozialwohnungen 
entstanden, auf Betreiben einer Stadtteilinitiative, einer sozialen 
Organisation. Wir sind keine Baufirma, keine Unternehmer, son-
dern ursprünglich ein Zusammenschluss von Arbeitslosen, die 
sich selbst Arbeit gegeben haben.

Wann ist die Tupac Amaru 
hier entstanden?

Während des wirtschaft-
lichen Zusammenbruchs 
und der Krise von 2001 
sind damals viele soziale 
Organisationen entstanden, 
auch die Tupac. Die Ziele wa-
ren klar: etwas gegen den 
Hunger tun, etwas für die 
Gesundheit, die Erziehung 
und die Arbeit, und zwar in 
Selbstverwaltung. Natürlich 
suchen wir Unterstützung 
beim Staat, aber wir sind zu 
keiner Zeit eine parastaatli-
che Organisation gewesen, 
wie uns vorgeworfen wird. 
Die Zuwendungen haben 
uns lediglich erlaubt, im 
Inneren eine eigene finan-

zielle Struktur aufzubauen und nicht nur Häuser zu bauen, son-
dern auch Gesundheitszentren, Orte der Kultur sowie Schulen 
und Sportstätten.

Es heißt, Milagro Sala habe eine große Schwäche für Schwimmbäder?

Das mag vielleicht an anderen Orten der Welt seltsam klingen, aber 
wir haben über die Jahre 19 Schwimmbäder gebaut. Bis zum Jahr 
2000 gab es in Jujuy, einer Provinz mit 800  000 Einwohner*innen, 
drei Schwimmbäder, zwei öffentlich, eins privat. Jetzt gibt es 19 
Schwimmbäder, außerdem Mehrzweckhallen und Schulen – bis 
2015 haben wir jedes Jahr 5000 Schüler neu aufgenommen. Und 
Gesundheitseinrichtungen, die auch präventive Arbeit machen, 
die versuchen, die Lebensbedingungen der Menschen zu verbes-
sern, und sich nicht komplett einem Profitstreben unterwerfen. 
Bei all dem war es niemals unsere Absicht, mit dem Staat in ei-
nen Wettbewerb zu treten, der ja ähnliche Einrichtungen betreibt. 
Zu einem bestimmten Zeitpunkt haben fast 60 000 im Kontext 
der Tupac gearbeitet, das sind fast zehn Prozent der Bevölkerung 
und das war ein Problem. 2013 haben wir entschieden, uns auch 
als politische Partei zu formieren.

Foto: Der Abgeordnete Esquivel mit einem 
Bild der Aktivistin Milagro Salas
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Was ist seit der Festnahme von Milagro Sala mit der Organisation 
geschehen?

Uns wurden die finanziellen Mittel gestrichen, 4500 Menschen 
standen von einem Tag auf den nächsten auf der Straße. Vertreter 
der Organisation werden verfolgt, man versucht, sie zu Aussagen 
gegen Milagro zu bewegen. Sie wird als öffentlicher Feind Nummer 
eins dargestellt, die Tupac insgesamt werden stigmatisiert, sehr 
viele Menschen haben sich abgewandt.

Hat aus Ihrer Sicht Gerardo 
Morales die Tupac als Bedro_
hung seiner Macht aufgefasst?

Ich glaube, dass so etwas wie 
die Macht des Volkes auf gewis-
se Art und Weise immer präsent 
ist, der Unterschied besteht da-
rin, sich selbst auch wirklich 
zu organisieren. Argentinien, 
ganz Lateinamerika, hat ei-
ne lange Tradition, seine po-
litischen Bewegungen eng mit 
zentralen Persönlichkeiten, mit 
mächtigen Caudillos zu ver-
knüpfen. Milagro steht in die-
ser Traditionslinie, mit einer 
enormen Fähigkeit, das zu 
katalysieren, zu konzentrie-
ren und zu kanalisieren, was 
die Menschen aus den unte-
ren Schichten brauchen und 

wollen. Deshalb ist sie eine Gefahr, wenn sie in Freiheit ist. Sie 
wäre eine Gefahr für die herrschende Macht, wenn sie jetzt frei 
auf den Straßen von Jujuy oder sonstwo in Argentinien herum-
laufen würde. Sie würde Forderungen formulieren, auch grund-
sätzliche, zum Beispiel Argentinien nicht – wie es unter Macri ge-
schieht – auszuliefern, und das unter dem Motto, sich der Welt 
zu öffnen. Das bedeutet ja letztlich nur, dass Argentinien nichts 
weiter tut, als Ressourcen für den Rest der Welt zu liefern, aber 
seine eigene Industrie und Technologie sich nicht weiter entwi-
ckeln wird. Das sind grundsätzliche Fragen, die nicht nur die un-
teren Schichten betreffen.

Aber die inhaftierte Milagro hat viel Zuspruch erfahren. Schadet 
das Morales nicht auch enorm?

Es stimmt, dass es quasi Morales’ Verdienst ist, dass Milagro jetzt 
auf dem ganzen Kontinent ein bekanntes Gesicht geworden ist 
und man eventuell sogar hier und dort in Europa weiß, dass sie 
eine politische Gefangene in Argentinien ist. Es gibt 60 lokale 
Komitees, die sich für die Freiheit von Milagro einsetzen, es gibt 
Menschen, die bis nach Jujuy reisen, ja quasi herpilgern, um sie 
zu treffen. Das ist für uns seltsam, aber natürlich freuen wir uns 
auch über so viel Empathie und Zuspruch von Menschen, die sie 
gar nicht kennen.

Welches sind aus Ihrer Sicht die zentralen Punkte, für die Milagro 
in der Provinz Jujuy steht?

Ich würde einige Aspekte ausmachen, die sie als Person verkör-
pert, aus Sicht derjenigen, die sie gefangen halten: Erstens, sie hat 
dem herrschenden wirtschaftlichen System der Provinz die Stirn 
geboten, den vier, fünf Unternehmern, die hier alles in Händen 
hielten, darunter auch die Firma Ledesma und ihr Besitzer Carlos 
Pedro Blaquier. Wir nennen das in Argentinien auch die reale 
Macht. Es gibt die institutionelle Macht, aber dahinter gibt es die 
reale Macht, die Wirtschaft eben. Milagro hat sie herausgefordert 
und dafür bezahlt sie jetzt. Jujuy war immer eine enge und kon-
servative Gesellschaft, in der die Armen eben arm sind und arm 
bleiben. Es gab kaum Möglichkeiten des sozialen Aufstiegs. Mit 
Milagro sind die Armen plötzlich ins Zentrum von Jujuy gekom-
men, das wurde sofort als Gefahr interpretiert.
Zweitens, Milagro hat den religiösen und kulturellen Status quo 
der Provinz angegriffen, indem sie die indigenen Völker auf die öf-
fentliche Bühne gebracht hat. Sie durften Reden in ihren Sprachen 
halten und die Fahne der indigenen Völker, die Wiphala, schwin-
gen. Die Gesellschaft hat dazu gesagt: „Die Bolivianer sind ange-
kommen, sie haben die argentinische Fahne eingeholt, wir verlie-
ren Jujuy!“ Obwohl wir hier fast alle bolivianisches Blut haben, 
werden die Bolivianer*innen extrem stigmatisiert.
Drittens, Milagro ist eine Frau, eine tapfere, rebellische, indige-
ne Frau. Das hier ist eine machistische Gesellschaft. Die Frau soll 
fügsam sein, weiblich und liebend – und wenn sie groß gewach-
sen und dünn ist, ist es noch besser. Aber keine Leaderin, die im 
Fußballtrikot ins Stadion geht und die Hymnen der Fans mitsingt. 
Milagro hat auch in diesem Sinne den Status quo herausgefor-
dert. Hier in der Gegend, überall in der Andenregion, gibt es zwar 
starke matriarchalische Strukturen, aber gleichzeitig gibt es einen 
sehr ausgeprägten Machismus. 
Wäre sie ein Mann gewesen, 
hätte man ihr alles verziehen, 
aber so nicht.
Und viertens hat sie das 
Zweiparteiensystem hier durch-
brochen. Die Geschichte die-
ser Provinz war im gesamten 
20. Jahrhundert ein Kampf 
zwischen Radikalismus und 
Peronismus. Ihr ist es gelun-
gen, auch auf politischer Ebene, 
eine dritte Kraft zu etablieren. 
Wir sind zu Wahlen angetre-
ten und gewählt worden und 
das haben uns beide traditio-
nellen Kräfte sehr übel genom-
men. Historisch sind wir dem 
Peronismus sehr verbunden, 
rund 80 Prozent der Menschen 
bei der Tupac kommen aus dem 
Peronismus und viele unserer 
Grundprinzipien sind den peronistischen ähnlich. Trotzdem hat 
auch der klassische Peronismus uns als Gefahr wahrgenommen.

Was wird Ihrer Meinung nach geschehen?

Ich bin überzeugt, dass Milagro in Haft bleiben wird, so lange es 
diese Regierung gibt. Und zwar ohne dass es je ein ordentliches 
Verfahren und ein Urteil geben wird. n

Das interview mit Juan Manuel Esquivel führte 
Sandra Schmidt am 22. Dezember 2017 in Jujuy.
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Nach dem Beben ist vor dem Beben
Vor den Wahlen ist Mexiko in jeder Hinsicht durcheinandergeschüttelt

Am 16. Februar 2018 bebte in Mexiko die Erde. 
Sieben Komma Zwei, meldete die Richterskala. 
Damit war der Ausschlag vergleichbar mit dem im 
September 2017. Auch damals lag das Epizentrum 
in Oaxaca, einem der ärmsten Bundesstaaten im 
Süden Mexikos. Nach den Verwüstungen, die selbst 
die ferne Hauptstadt betrafen, sprach man seinerzeit 
von einer nationalen Katastrophe. Das neuerliche 
Beben schien geradezu eine Versinnbildlichung 
des politischen Erdbebens, das derzeit das Land 
erschüttert. Sogenannte Megawahlen am 1. Juli und 
das Zauberwort AMLO lassen bei den einen je nach 
Interessenslage Befürchtungen oder Hoffnungen 
aufkommen und andere vorab desillusioniert ab-
winken. Eine denkbar schwierige Gemengelage für 
Europaabgeordnete auf ihrer zehnten Delegation 
in den letzten acht Jahren. Zwei waren gekom-
men, um ein Ende der Verschleppungen und 
Verschleierungen bei der Aufklärung des Mordes 
an zwei Menschenrechtsaktivist*innen aus Mexiko 
und Finnland im April 2010 anzumahnen und 
exemplarisch ein Ende der Straflosigkeit einzu-
fordern. Ein Dritter nahm vorab am vorausgehen-
den Gemeinsamen Parlamentarischen Ausschuss 
EU-Mexiko teil. Gaby Küppers schildert deren 
Erfahrungen in Mexikos Vorwahlkampfzeit.

Steigende diffuse Gewalt ist eine Alltagserfahrung. Dass dane-
ben die politisch motivierte Gewalt in die Höhe geht, ist für ei-
nen Staat mehr als bedenklich. In den ersten drei Monaten von 
2018 wurden bereits wieder drei Journalisten ermordet. 2017 wa-
ren es insgesamt zwölf. Schon das war trauriger Rekord. Im selben 
Jahr wurden 48 Menschenrechtsverteidiger*innen außergericht-
lich hingerichtet. Das heißt, der Staat war zumindest mitschuldig.

D 
erzeit ist Wahlkampf und zwar in drei Teilen (Vor-, Interim- 

und eigentlicher Wahlkampf bis zum Wahltag am 1. Juli – wo 
gibt es das sonst?). Das Thema der massiv unter Druck stehenden 
Verteidiger*innen von Rechten, gerade auch Umweltrechten, indi-
genen und kommunalen Rechten, ist den meisten keine Rede wert. 
Wohl aber María de Jesús Patricio Martínez, genannt Marichuy. 
Ein Grund, den Aufenthalt in Mexiko mit einem Besuch einer ih-
rer öffentlichen Veranstaltungen zu beginnen.
Am frühen Sonntagnachmittag, zehn Tage vor dem Stichtag für 
die Einschreibung der Kandidat*innen zur Wahl, steht Marichuy,  
Angehörige des Nahua-Volkes, auf einem Podium vor dem beein-
druckenden Bellas-Artes-Gebäude im dank Diego Riveras famo-
sen Freskos weltweit noch bekannteren Alameda-Park. Es geht 
um ihre Themen, aber auch um die Werbung um Unterschriften 
zur Zulassung ihrer Kandidatur. Rechts und links von ihr sitzen 
ausschließlich weibliche consejalas, Gemeinderätinnen, um die 
Stoßrichtung der Kampagne der einzigen indigenen und partei-
unabhängigen Kandidatin zu betonen. Getragen und unterstützt 
wird diese Kampagne von den Zapatistas und dem Nationalen 
Indigenenrat CNI. Die consejalas sprechen von Landvertreibung, 
vom nicht umgesetzten Recht auf Wasser, von Frauenrechten. Zwei, 
drei Professoren, bekannte Historiker und Anthropologen, halten 
flammende Reden. Der Autor Juan Villoro betont in einer klugen 
Rede die Notwendigkeit einer unabhängigen indigenen Kandidatur 
gegen die von Korruption zerfressenen Parteien. 
Aber die Stimmung bleibt verhalten, vor dem Bellas-Artes-Gebäude 
haben sich kaum mehr Leute versammelt, als wenn Marichuy 
vor der mexikanischen Community und Solidaritätsbewegten 
in Berlin aufgetreten wäre. Als glaube man selbst nicht, dass sie 
es schafft, die für eine unabhängige Kandidatur notwendigen 
Unterschriften von mindestens einem Prozent der Wahlberechtigten 
in 17 Bundesstaaten zusammenzubekommen, was mindes-
tens 866  000 Signaturen erfordern würde Tatsächlich sieht die 
Registraturprozedur vor, mittels einer App seinen Ausweis zu scan-
nen und zu unterschreiben. Doch wer hat in Indígenaregionen ein 
Handy neuester Generation? Da gibt es oft nicht einmal Strom, ge-
schweige denn ein Internetsignal. Das ist allgemein bekannt und 
wird erstaunlicherweise allgemein hingenommen. Tja, Indigene 
sind eben abgehängt. Ist so.
Aber es kommt noch schlimmer. Am Folgetag hat die Karawane 
Marichuys im Bundesstaat Baja California einen Unfall – warum 

I				         von Gaby Küppers 
 
hr trefft auf ein Land in Auflösung. Das Jahr hat alles ande-

re als vielversprechend angefangen“, schrieb ein Freund vor der 
Abreise. Das war noch vor dem Erdbeben. „Seit Neujahr gab es 
beim Staudammwiderstand in Acapulco/Guerrero elf Tote, drei 
davon durch direkte Polizeigewalt. In Cocula/Guerrero wurde der 
dritte Streikanführer im selben Konflikt ermordet, trotz Solidarität 
durch US-Gewerkschaften. In Michoacán  müssen wir von geziel-
ten Morden an der Umweltaktivistin Guadalupe Campanur ausge-
hen, wie auch beim Journalisten Carlos Domínguez in Tamaulipas. 
In Oxchuc/Chiapas wurden gerade drei Oppositionelle getötet, 
17 verletzt, und 20 Personen sind verschwunden. In Oaxaca wird 
versucht, das Verschwinden des jungen Journalisten Agustín Silva 
als Familienangelegenheit zu verharmlosen.“ Und die allgemei-
ne Gewalt? In Oaxaca werden im statistischen Mittel zwei bis drei 
Menschen täglich umgebracht. Im Februar 2018 sind es 15 in 24 
Stunden. Eine Bankrotterklärung für jeden sozialen Zusammenhalt. 
Schöne Aussichten.
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auch immer. Eine consejala stirbt. Marichuy kommt mit einem 
gebrochenen Arm davon.

D 
ie Kandidatin der Indigenen hat am Stichtag erwartungsge-

mäß nicht die nötige Zahl an Unterschriften bekommen, um sich 
für die Präsidentschaft Mexikos zu bewerben. Am Ende werden vier 
Kandidat*innen antreten: für die PRI José Antonio Meade, bis vor 
kurzem dreimal Minister (für Finanzen, für Soziale Entwicklung, 
für Äußeres). Mit ihm bewirbt sich erstmals ein Nicht-PRI-Mitglied 
für diese Partei. Für eine kuriose Allianz aus der konservativen 
PAN sowie der ehedem sozialdemokratischen PRD kandidiert 
Ricardo Anaya. Der Versuch, mit einem jungen Gesicht zu punk-
ten, scheint aber nicht sehr erfolgversprechend. Eine zweite kon-
servative Kandidatin ist Margarita Zavala. Die Ehefrau des ehe-
maligen Präsidenten Felipe Calderón verließ die PAN im Streit, 
nachdem sie nicht aufgestellt wurde. Sowohl aus der PRI wie aus 
der PAN und der PRD wechseln jetzt bereits teils prominente 
Mitglieder zur aus der PRD 
hervorgegangenen MORENA-
Partei von Andrés Manuel 
López Obrador, kurz AMLO. 
Ihm wird in seiner dritten 
Präsidentschaftskandidatur in 
den meisten Umfragen ein 
Sieg vorhergesagt. Für die ei-
nen der Chávez Mexikos, ist er 
für viele Linke mehr und mehr 
das kleinere notwendige Übel, 
um einen weiteren Rechtsruck 
in Lateinamerika zu stop-
pen, und für manche von ih-
nen trotzdem schon nicht 
mehr wählbar. Tatsächlich 
ist AMLOs Wahlprogramm 
schwammig, ökonomisch 
eher links, ethisch-mora-
lisch sehr konservativ. Zu 
seinem Schattenkabinett gehört als künftiger Agrarminister 
Victor Villalobos, ehemaliger Mitarbeiter von Monsanto und 
Gen-Verfechter.
Der Montag des Unfalls der Karawane von Marichuy ist nicht nur 
ein Unglückstag für die verhinderte Kandidatin. In einem Gespräch 
mit Aktivist*innen geht es um die aktuelle Politik im Umfeld 
steigender Gewalt. Im Zentrum der Diskussionen steht das um-
strittene, im Dezember 2017 verabschiedete Gesetz zur Inneren 
Sicherheit. Kurz gesagt soll das Militär dem neuen Gesetz zufol-
ge künftig legal polizeiliche Aufgaben übernehmen. Warum wird 
stattdessen die Polizei nicht besser ausgebildet und ausgestattet, 
werfen unsere Gegenüber ein. Warum soll ausgerechnet diejeni-
ge Instanz mehr Kompetenzen bekommen, die verantwortlich ist 
für die steigende Zahl an Menschenrechtsverletzungen? Nicht nur 
Aktivist*innen fragen das. Die eher behäbige, als staatstragend 
angesehene Nationale Menschenrechtskommission CNDH so-
wie Städte wie Cholula, staatliche Ombudsmänner und -frauen 
und Jurist*innenverbände haben sogar Verfassungsbeschwerde 
gegen das Gesetz eingelegt.

A 
m späten Abend nimmt Josep-Maria Terricabras (ERC), 

Europaabgeordneter von der katalanischen Esquerra Republicana 
in der Fraktion der Grünen/EFA, zu diesem Komplex Stellung. Er 

wird in ihrer täglichen TV-Sendung in CNN befragt von Carmen 
Aristegui, wegen ihrer kritischen Analysen vom offiziellen Fernsehen 
gemobbt und geschasst, von Verfahren überzogen, aber landesweit 
heißgeliebter Star des kritischen Enthüllungsjournalismus. Sie will 
wissen, was er von der Modernisierung des Freihandelsabkommens 
EU-Mexiko, der bisherigen Menschenrechtsklausel im Abkommen 
und der herrschenden Straflosigkeit hält. Terricabras befürwortet 
umstandslos Sanktionen gegen Mexiko, da sich unter der bishe-
rigen, folgenlosen Klausel seit 2000 die Menschenrechtssituation 
stetig verschlimmert habe.
Fast gleichzeitig mit Carmen Aristeguis Anmoderation fallen im 
Süden Mexikos Schüsse. Mitglieder des Indígenarats von Oaxaca 
CODEDI befinden sich im Auto auf dem Rückweg in ihre Gemeinde. 
Auf Einladung der Regierung waren sie zu einer Besprechung 
in der Hauptstadt des Bundesstaats gewesen. Ein Auto nähert 
sich dem CODEDI-Wagen und überholt. Jemand zielt auf die 
CODEDI-Mitglieder. Drei von ihnen werden erschossen, ein vierter, 

der CODEDI-Führer Abraham 
Ramírez Vázquez, döst auf der 
Rückbank. Vermutlich sollte er 
getroffen werden. Er wird spä-
ter bestätigen, dass die Angreifer 
Uniform trugen. Seither ist sein 
Leben in Gefahr. Die Regierung 
Oaxacas, die zu der Sitzung mit 
tödlichem Ausgang geladen hat-
te, hat sich nie zu dem Vorfall 
geäußert.
Zurück nach Mexiko-Stadt 
und Cuernavaca. Die offizielle 
Delegation des Europäischen 
Parlaments interessieren auf  
ihren Sitzungen gemein-
sam mit ihren mexikani-
schen Kolleg*innen diese Art 
„Niederungen“ nicht, sie be-
wegen sich in anderen Sphären. 

Die Abgeordneten diskutieren nämlich mit dem mexikanischen 
Chefunterhändler Ildefonso Guajardo die Modernisierung des EU-
Mexiko-Abkommens und wie man dessen Abschluss beschleu-
nigen könne. Da geht es um wichtige Fragen wie wer das Recht 
hat, einen bestimmten Käse Manchego zu nennen. Manchego 
gibt es hüben wie drüben. Die EU-Unterhändler*innen be-
anspruchen den Namen für sich, die Mexikos ebenfalls. Eine 
Abgeordnete aus Spanien ereifert sich: Warum auch hätten sich 
die Mexikaner Anfang des 19. Jahrhundert vom Mutterland los-
gesagt, ohne auch gleich dem Käse einen anderen Namen zu ge-
ben? Dann gäbe es den Streit um die Namensalleinvertretung 
jetzt nicht. So manche eineR schämt sich. Man ist versucht, für 
die Mexikaner*innen Partei zu ergreifen. Doch die vordergrün-
digen Ränke um Partikularinteressen verstellen nur die Sicht dar-
auf, dass mit dem Abkommen das unter Präsident Peña Nieto ul-
traliberal umgekrempelte Wirtschaftsmodell ein für alle Mal fest-
geschrieben werden soll.

D 
ie Machtgruppen halten dazu ihre Reihen fest geschlossen. 

Das zeigt sich auch im Fall der verhinderten Aufklärung der Morde 
an Jyri Jaakkola und Bety Cariño. Die grüne Fraktionsvorsitzende 
im EP Ska Keller und die ehemalige Europa- und jetzige finnische 
Abgeordnete Satu Hassi reisen zur zweiten Wochenhälfte an und 
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müssen feststellen, dass auch nach fast acht Jahren die jetzige 
Regierung Mexikos weiterhin darauf setzt, in der ihr verbleiben-
den Zeit bis zur neuen, vermutlich nicht mehr von der PRI gebil-
deten Regierung Straflosigkeit zu gewährleisten. In vielen Staaten 
wird am 1. Juli ein neuer Gouverneur gewählt. In Oaxaca bleibt 
noch bis 2022 die PRI an der Regierung. José Murat, der Vater 
des aktuellen Gouverneurs von Oaxaca, Alejandro Murat, hatte 
die paramilitärische Truppe namens UBISORT gegründet und fi-
nanziert, die für die Morde an Jyri Jaakkola und Bety Cariño ver-
antwortlich ist – das hat selbst die zumeist inaktive Nationale 
Staatsanwaltschaft PGR zugegeben.
Die Lage ist für die nationale Regierung somit nicht einfach. Soll 
sie der PRI-Landesregierung in Oaxaca den Rücken decken, oder 
soll sie auf Rechtstaatlichkeit und endlich ein zügiges Verfahren 
pochen?
Ein Treffen zwischen den Abgeordneten und den verantwort-
lichen Stellen der mexikanischen Regierung macht zumindest 
stutzig. Der mexikanische Gesprächsleiter des Treffens macht er-
staunliche Vorschläge, was man alles in die Wege leiten könnte. 
Jedoch: Gab es bislang noch nie eine Koordination zwischen den 
staatlichen Stellen der Regierung Mexikos und dem Bundesstaat 
Oaxaca? Ist es eine total neue Idee, nach knapp 
acht Jahren, sich mit beiden Seiten, also auf bun-
desstaatlicher und föderaler Ebene, mal zusam-
menzusetzen? Werden wir den netten Menschen 
mit den tollen Ideen aus dem Außenministerium 
je wiedersehen?
Was für eine Komödie wird hier auf wessen Kosten gespielt? Etwas 
perplex erfahren wir, dass die Generalstaatsanwaltschaft (PGR) lei-
der die 2012 ausgestellten Haftbefehle nicht ausführen konnte. 
Und zwar, weil sie diese nie auf den Schreibtisch bekommen habe 
und die von den Anwälten (!) aufgearbeiteten und zur Verfügung 
gestellten Aufenthaltsorte der Gesuchten nicht kenne („Könnt Ihr 
vielleicht überhaupt oder nochmals diese Angaben schicken?“, 
wird da gefragt)! Aber hallo – sollte man nicht einfach sagen: 
„Wieso macht die Staatsanwaltschaft ihre Arbeit nicht?“ Oder di-
rekt konstatieren: „Mexiko hat kein Rechtssystem“?
Das hieße wiederum für die europäische Seite: Stopp der 
Verhandlungen zur Modernisierung eines Freihandelsabkommens. 
Aber das ist an diesem Ort gerade nicht das Thema. Die 
Abgeordneten schieben den Handelsaspekt fürs Erste beisei-
te und konzentrieren sich auf den Stand des Verfahrens in der 
Mordsache Jyri und Bety.
Schnell wird deutlich: im Vergleich zu den Vorjahren hat die 
Regierung ihre Taktik geändert – da der Generalstaatsanwalt vom 
Präsidenten ernannt wird, ist eine Unabhängigkeit der Justiz nicht 
zu erwarten. So wurde überrascherweise im Februar das erste Urteil 
im Mordfall Jyri/Bety gesprochen: Juan Macario Bautista wurde 
zu einer Jugendstrafe von drei Jahren verurteilt. Niemand, weder 
die Anwält*innen noch Zeug*innen, waren bei der Verhandlung 
anwesend oder überhaupt von dem bevorstehenden Urteil in-
formiert. Der Vorteil des dubiosen Verfahrens: nun könnte der 
Vorwurf der Straflosigkeit hinfällig sein, somit ein Gang zur 
Interamerikanischen  Menschenrechtskommission unmöglich wer-
den. Diese kann nämlich nur angerufen werden, wenn alle inner-
staatlichen Verfahren ausgeschöpft oder verstopft sind. Das Risiko 
besteht nicht, meinen die Anwält*innen. Denn das Verfahren ge-
gen Bautista habe keinen rechtsstaatlichen Normen entsprochen. 
Die Anwält*innen fürchten eher, dass Bautista bald freikommt. 
Und dass auch die übrigen fünf Einsitzenden bald pro forma ab-

geurteilt werden, dann Rechtsmittel einlegen und freikommen. 
Damit könne der Gouverneur seine Hände in Unschuld waschen 
und das Verfahren wäre vom Tisch. Dass weitere Verdächtige fest-
genommen werden, ist nach den Erfahrungen bei dem Treffen mit 
den Behörden in Mexiko-Stadt eher unwahrscheinlich.

N 
ach den kuriosen Begegnungen in der Hauptstadt fahren die 

Europaabgeordneten, begleitet von den in dem Fall durchaus en-
gagierten Botschaften der EU und Finnlands, nach Oaxaca. Schon 
weit im Vorfeld hatten sie um ein Gespräch mit dem Gouverneur 
des Bundesstaats gebeten. Sie wollen Zeugenschutz anmahnen 
sowie eine Zusammenlegung der Verfahren. Für ein einziges 
Verbrechen alle Verdächtigen einzeln vor Gericht zu stellen, war 
zweifellos lediglich ein Schachzug, um zu verschleppen und zu 
verschleiern. Dazu sollte dem Wunsch der Europaabgeordneten 
nach der Gerichtsort Oaxaca-Stadt sein, um Zeug*innen und 
Anwält*innen eine sichere Anwesenheit zu ermöglichen - der-
zeit sind die Gerichtsorte ohne materiellen Grund über Oaxaca 
auf Orte mit hoher Gewalt verteilt.
Doch es kommt nur zu einem Termin mit einem offensichtlich an 
dem Fall desinteressierten Gerichtspräsidenten. Zu dem vage gehal-

tenen Treffen mit dem Gouverneur - „vielleicht heu-
te Abend!“ - kommt es nicht. Um halb sechs bebt 
am Freitag die Erde in Oaxaca. Alejandro Murat 
entscheidet, mit dem  Innenminister Mexikos, 
Alfonso Navarrete Prida, in einem Hubschrauber 
des Verteidigungsministeriums ins Epizentrum zu 

fliegen, um sich ein Bild vom Ausmaß der Schäden zu machen.
Murats Ausflug macht die Schäden noch wesentlich größer. Aus 
unbekannten Gründen - angeblich war es dunkel und staubig 
- fällt der Militärhubschrauber beim Landeanflug auf geparkte 
Kleinbusse, in die sich Erdbebengeschädigte für die Nacht zu-
rückgezogen hatten. Die Bilanz: 14 Tote, etliche Verletzte. Beim 
Erdbeben war niemand ums Leben gekommen.
Der Verteidigungsminister  übernimmt die Verantwortung für den 
seltsamen Absturz, bei dem die Insassen des Hubschraubers unver-
letzt blieben. Von Entschädigungen ist die Rede. In Oaxaca glaubt 
niemand, dass der Crash je aufgeklärt wird. Auch nicht, dass die 
Entschädigungen je bei den Opfern ankommen.
Für die vorgesehene Protestveranstaltung am Sonntag ist da-
mit ein weiteres Thema hinzugekommen. Ein Bündnis von 
Aktivist*innen hat Journalist*innen, Bewegte und Geschädigte auf 
den Zócalo, den Hauptplatz von Oaxaca-Stadt, gebeten. Hinter 
drei Särgen mit Kreuzen, auf denen die Namen der drei getöte-
ten CODEDI-Mitglieder stehen, prangern Vertreter*innen ver-
schiedener Organisationen direkt vor dem Gouverneurspalast 
Menschenrechtsverletzungen an: die Repression gegen CODEDI 
in Zeiten, wo Indigene Bergbauprojekten weichen sollen; Unrecht 
gegen Mitglieder der oppositionellen Lehrer*innengewerkschaft, 
die grundlos in Haft gehalten werden. Familienangehörige der 
43 verschwundenen Lehramtsstudenten von Ayotzinapa  for-
dern Aufklärung des Falles, der weltweit für Schlagzeilen sorgte. 
Ein Plakat mit den Fotos von Jyri und Bety hängt gegenüber an 
der Wand des Gouverneurspalastes. Die Liste der straflos began-
genen Verbrechen ist lang.
Es wird wohl weiteren Druck aus Europa geben müs-
sen. Vermutlich, um das Verfahren der Interamerikanischen 
Menschenrechtskommission zu übertragen. Weil es in Mexiko 
keine Gerechtigkeit gibt, wenn Machtgruppen geschützt werden 
müssen. n

Was für eine 
Komödie wird hier 
auf wessen Kosten 

gespielt?
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Neue Regierung mit alten 
Gesichtern

Chile: Sebastián Piñera und sein Kabinett aus Oligarchen

Mit 54,85 Prozent gewann Sebastián Piñera 
die Stichwahlen im Dezember 2017 gegen sei-
nen Kontrahenten Alejandro Guiller. Bei einer 
Wahlbeteiligung von knapp 50 Prozent gab also 
etwa ein Viertel der Wahlberechtigten dem neuen 
Präsidenten und seinem Parteienbündnis Chile 
Vamos aus konservativen und rechten Parteien 
ihre Stimme. Zum zweiten Mal übernimmt Piñera 
nun das höchste Regierungsamt. Seine letzte 
Legislaturperiode 2010-2014 wurde von starken 
Protesten von Studierenden für ein gerechtes 
Bildungssystem überschattet. Um Zugang zu den 
Universitäten zu erlangen, müssen Studierende 
hohe Gebühren zahlen und sind am Ende ihres 
Studiums meist hoch verschuldet. Die Pläne der 
neuen Regierung lassen nichts Gutes hoffen. Schon 
die Besetzung der verschiedenen Ministerien sagt 
einiges aus.

war er Teil der Gruppe der Amigos de la Colonia Dignidad (Freunde 
der Colonia Dignidad), um besonders deren Anführer, dem deut-
schen Pädophilen Paul Schäfer beizustehen. Gründungsmitglied 
dieser Gruppe war auch der neue Justizminister Hernán Larraín, 
der zudem nach der Festnahme Pinochets in London persönli-
chen Kontakt zu dem Exdiktator unterhielt. In einem öffentlichen 
Schreiben dankte er dem ehemaligen Chef der Militärjunta, die für 
unzählige Fälle von Folter, Verschleppung und Mord verantwort-
lich gemacht wird, für seine „staatsmännischen Fähigkeiten, wie 
sie nur wenige Chilenen in diesem Jahrhundert zeigen konnten“.

D 
och nicht nur dies. Neben den Verbindungen zur Diktatur 

haben besonders Vertreter wirtschaftlicher Interessen großen 
Einfluss auf die neue Regierung. Mit der Ernennung Alfredo 
Morenos zum Minister für soziale Entwicklung und Antonio Walker 
zum Agrarminister erhob Piñera zwei Großunternehmer und 
Multimillionäre in wichtige Regierungsämter, die enge Kontakte 
in die nationale und internationale Firmenwelt pflegen. Der neue 
Bildungsminister Gerardo Varela ist Vorstandsvorsitzender des 
millionenschweren Nahrungsmittelkonzerns Soprole. Er mach-
te auf sich aufmerksam, als er die Regierung Bachelets dafür kri-
tisierte, Bildung als „soziales Recht und nicht als Konsumgut“ zu 
behandeln.
Valentina Andrade, Sprecherin der Studierendenorganisation der 
Universidad de Chile, unterstrich dagegen, dass weder die Regierung 
Bachelet noch Piñera vorhatten, die Bildung als soziales Recht zu 
sehen. Unter der ehemaligen Regierung sei der Bildungsmarkt 
nicht „angegriffen worden, er wurde verbessert. [...] Die neue 
Regierung wird vor allem die Umsetzung von Maßnahmen zu ei-
ner nicht-sexistischen Bildung blockieren.“ So hatte die Regierung 
Bachelet ein Gesetz geschaffen, das es Transschüler*innen erlaubt, 
ihre Schuluniform nach Geschlecht frei auszuwählen. 
Die ehemalige Regierung hatte nach mehr als 20 Jahren neo-
liberaler Politik begonnen, zaghafte Reformen in Richtung ei-
nes sozialstaatlichen und gesellschaftsliberalen Modells umzu-
setzen. Besonders kritisiert wurde von der rechten Opposition 
der weniger konsensorientierte Politikstil von Bachelet. Sie hat-
te es gewagt, wichtige Reformen, wie etwa die Erleichterung des 
Abtreibungsverbots, trotz massivem Widerstand der parlamenta-
rischen Opposition voranzubringen. Die Konsenspolitik war in 
Chile seit dem Ende der Diktatur Tradition. Sie begründete sich 
aus der Angst vor einem erneuten Militärputsch und diente da-
zu, die Interessen der Eliten gegenüber den offiziell linksorien-
tierten Regierungen zu schützen. 
Piñeras erste Worte als neuer Präsidenten stellten klar, dass er an-
tritt, um den Status quo wieder herzustellen. So sagte er, „Präsident 
aller Chilenen“ zu sein, der die Gräben zwischen den politischen 

D		    von Thilo Kruse und Malte Seiwerth 
 
ie Weltbank gilt allgemein als zuverlässige Quelle 

für wirtschaftliche Statistiken zu verschiedenen Staaten 
der Erde. Regierungen, Nichtregierungsorganisationen und 
Forschungsinstitute verlassen sich auf die Daten der suprana-
tionalen Institution. Doch was passiert, wenn ein Ranking fal-
sche Zahlen angibt und das unter Umständen absichtlich? Laut 
Wallstreet Journal soll das Doing Business Ranking der Weltbank 
zur Unternehmerfreundlichkeit von Staaten Chile während der 
Regierungszeit Michelle Bachelets (2014-2018) systematisch schlech-
ter eingestuft haben. Sebastian Piñera, seit 11. März dieses Jahres 
offiziell neuer Präsident des südamerikanischen Landes, benutzte 
in seinem Wahlkampf unter anderem diese Zahlen, um die Mitte-
Links Regierung und ihren Kandidaten zu denunzieren. Mitglied 
in beratender Funktion des Weltbank-Rankings ist Felipe Larraín, 
neuer Finanzminister der Republik.
Der neue Finanzminister Felipe Larraín ist nicht die einzige zwielich-
tige Figur im Kabinett des Großunternehmers und Multimillionärs 
mit fragwürdigem Hintergrund. Zahlreiche Regierungsmitglieder 
weisen enge Verbindungen zu wirtschaftlichen Machtgruppen und 
in die Diktatur von Augusto Pinochet (1973-1990) auf.
Die Machenschaften des neuen Innenministers Andrés Chadwick, 
Cousin und rechte Hand des Präsidenten, reichen bis zur berüch-
tigten Colonia Dignidad, Tatort unzähliger Missbrauchsfälle und 
Folterzentrum der Diktatur. Zusammen mit weiteren Unterstützern 
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Spektren überbrücken will, und schlug fünf große Abkommen vor. 
Diese sollen zusammen mit der Opposition erarbeitet werden 
und den Fortschritt der Nation sicherstellen, „um das erste Land 
Lateinamerikas zu sein, das mit Stolz sagen kann: Wir sind nicht 
mehr unterentwickelt.“ Sein wichtigstes Abkommen ist, laut ihm, 
die Neustrukturierung des Dienstes für Minderjährige, der in den 
letzten Jahren wegen massiven Missbräuchen in Kinderheimen 
in der Kritik stand. Die Organisation „Marca AC – für eine neue 
Verfassung“ stellte dazu fest, dass dieselben Versprechen schon in 
der ersten Präsidentschaft von Piñera (2010 -2014) gemacht wurden.
Piñeras Bekenntnis zu einer konsensorientierten Politik ist keines-
wegs erstaunlich. Es bedeutet, am Status Quo festzuhalten, um das 
Wirtschaftsmodell nicht zu gefährden. Die sozialen Probleme, wie 

etwa die extreme Ungleichheit, werden dabei nicht an der Wurzel 
angegangen. So erzielen einem UN-Bericht zufolge 0,1 Prozent 
der Bevölkerung 19,5 Prozent des nationalen Einkommens. Eine 
kleine Oberschicht bezieht den Großteil der nationalen Einkünfte, 
und dies soll auch weiterhin so bleiben.
So wird Piñeras Politik darin bestehen, die Ausbeutung nationa-
ler Ressourcen weiter voranzutreiben und die Monopolstellung 
großer Unternehmen zu sichern. Musterbeispiel dafür ist das 
Minenprojekt „Dominga“. Dieses wurde im August 2017 von der 
Regierung Bachelet aus umwelttechnischen Gründen abgelehnt. 
Umweltschützer und soziale Organisationen warnen, dass Piñera 
plane, es nun doch zuzulassen. Er selber war bis 2010 an dem 
Projekt beteiligt und sein Wirtschaftsminister Ramón Valente ist 
im Vorstand des Unternehmens Penta, das wiederum Haupteigner 
der „Minera Dominga“ ist. Beide haben sich in der Vergangenheit 
für die Inbetriebnahme des Projekts ausgesprochen. Dieses wür-

de mehrere Millionen Tonnen an Eisenkonzentrat produzieren 
und über einen eigens gebauten Hafen exportieren. Durch den 
Bau und Betrieb der Anlage wären die lokale Flora und Fauna so-
wie der Fischfang bedroht.

D 
er Regierung Piñera steht keine leichte Amtszeit bevor. Seit 

seiner ersten Regierung (2010-2014) haben soziale Bewegungen an 
Stärke gewonnen. Bewegungen und Kampagnen wie #NiUnaMenos 
oder No+AFP haben in den letzten Jahren breite Gruppen der 
Bevölkerung erreichen können. Das neue Parteienbündnis aus 
diversen progressiven und linken Parteien Frente Amplio konnte 
den Dualismus der alten Parteienbündnisse brechen und ist mit 13 
Prozent der Sitze im Abgeordnetenhaus vertreten. Oppositionelle 

Kräfte, innerhalb und außerhalb des Kongresses, sind gut organisiert 
und verfolgen aufmerksam die Handlungen des neuen Präsidenten. 
Dieser hat zudem keine Mehrheit im Kongress und ist darauf an-
gewiesen, mit den Christdemokraten Bündnisse einzugehen. Sein 
Vorhaben, das Antiterrorgesetz zu modifizieren, sowie Äußerungen 
des Kongressabgeordneten Andrés Molina, vom ILO-Abkommen 
169 zum Schutz indigener Völker zurücktreten zu wollen, provo-
zierten schnelle Reaktionen und stießen auf breiten Widerstand. 
Im Kongress und im Senat steht Piñeras Parteienbündnis Chile 
Vamos eine Opposition gegenüber, die zwar in vielen Punkten 
uneins ist, die jedoch eine Art Anti-Piñera-Koalition verbindet. 
Die Studierendensprecherin Valentina Andrade sagt dazu: „Wir 
sind bereits dabei, breite Bündnisse aus Gewerkschaften, femi-
nistischen und Umweltorganisationen zu schließen. Von dort 
aus werden wir, zusammen mit den Parteien der Frente Amplio, 
in den nächsten Jahren starken Druck ausüben.“ n

Zwischen den Kanonen das neue Kabinett von Präsident Sebastián Piñera
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Kontrollieren – Neutralisieren – Eliminieren
Honduras: Unabhängige Expert*innengruppe legt Bericht zum Mord an Berta Cáceres vor

Die Untersuchung der unabhängigen Experten
gruppe GAIPE im Fall des Mordes an Berta Cáceres 
brachte das Muster „Kontrollieren – Neutralisieren 
– Eliminieren“ zutage, nach welchem hondurani-
sche Eliten agieren, wenn ihre wirtschaftlichen 
Interessen berührt werden. Der Bericht zeigt 
Details zur Planung und Durchführung sowie zu 
Auftraggebenden des Mordes an Berta Cáceres auf.

gegründet, um eine unabhängige Untersuchung rund um den 
Mord an ihr und den versuchten Mord an Gustavo Castro durch-
zuführen. Denn auf das staatliche Justizsystem kann man nicht 
zählen. Über 90 Prozent aller bei der Generalstaatsanwaltschaft 
angezeigten Fälle bleiben in Honduras straflos. Außerdem lehn-
te der honduranische Staat das Angebot der Interamerikanischen 
Menschenrechtskommission ab, die Untersuchung zu unterstützen. 
Im November 2016 nahm GAIPE die Arbeit auf und stell-
te ihren Bericht am 31. Oktober 2017, knapp einen Monat 
vor der Präsidentschaftswahl in Honduras, vor. Die fünf 
Strafrechtsexpert*innen aus den USA, Guatemala und Kolumbien 
hatten sich zum Ziel gesetzt, die Ereignisse um den Mord zu re-
konstruieren und Verantwortliche auf ausführender und auftrag-
gebender Ebene zu identifizieren. Ausgewertet wurden von der 
Expertengruppe vor allem Telefondaten der beschlagnahmten 
Mobiltelefone der Angeklagten: Telefonverbindungen, Chats und 
GPS-Daten. Aus der Fülle an Daten gelang es den Expert*innen 
zu rekonstruieren, welcher Strategien sich die Baufirma DESA 
(Desarrollo Energético S.A.) bediente, um Widerstände in den 
Gemeinden und in der Organisation COPINH zu brechen: 
Unterwanderungen, Spaltungen der Gemeinden, jahrelange 
Einschüchterungen, Hetzkampagnen und Kriminalisierung von 

https://www.gaipe.net/

Z				       von Rita Trautmann 
 
 wei Jahre ist es her, dass Berta Cáceres in ihrem Haus in 

La Esperanza ermordet wurde. Zwei Jahre, in denen ihre Familie 
und ihre Organisation – COPINH (Ziviler Rat der indigenen und 
Basisorganisationen von Honduras) – gegen Straflosigkeit in dem 
Mordfall kämpfen. Mit kleinen Erfolgen: Denn auch wenn die 
Hintermänner noch nicht bestraft sind, so sind sie zumindest be-
kannt, unter anderem dank GAIPE. 
Die Expertengruppe (Grupo Asesor Internacional de Personas 
Expertos – GAIPE) wurde auf Anfrage der Familie von Berta Cáceres 
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Aktivist*innen sowie Kooptierung von Justizangestellten und 
Sicherheitskräften bis hin zum Mord. Die Aktionen von DESA 
folgten dem Schema: Kontrollieren – Neutralisieren – Eliminieren 
von Wasserkraftwerksgegner*innen.

N 
achdem über Jahre die Gemeinden im Widerstand durch 

die genannten Strategien nicht erfolgreich eingeschüchtert wer-
den konnten und der Protest weiterging, wurde zum Äußersten 
gegriffen. Der Mord an Berta Cáceres war Monate vorher geplant 
worden. Nachweislich wurde ab November 2015 die operati-
ve Struktur dafür aufgebaut. Ein geplanter Anschlag für Februar 
2016 schlug fehl. Am 2. März 2016 konnte die Tat durchgeführt 
werden. Der Bericht zeigt anhand von Telefonprotokollen, dass 
hohe Angestellte der Firma DESA sowie Staatsfunktionäre und 
staatliche Sicherheitskräfte in das Verbrechen involviert waren.
Relativ kurz nach dem Mord präsentierte die honduranische 
Regierung aufgrund von internationalem Druck acht Schuldige, 
gegen vier von ihnen wurde der Prozess eröffnet. Auch muss der 
damalige stellvertretende Umweltminister, der illegal die Erlaubnis 
für das Wasserkraftwerk erweitert hat, vor Gericht erscheinen, wenn 
auch erst zwei Jahre nach dem Mord.
Laut der Expertengruppe GAIPE gäbe es ausreichende Beweise 
dafür, auch die Auftraggebenden vor Gericht zu bringen. Eine 
höchst ineffiziente Generalstaatsanwaltschaft, Vertuschung von 
Informationen und Verschwindenlassen von Beweismaterial be-
hindern jedoch transparente Ermittlungen. Im Bericht der GAIPE 
sind leitende Angestellte von DESA als Auftraggebende genannt, 
was sich anhand von Telefonprotokollen nachvollziehen lässt. 
Die im Ruhestand befindliche ehemalige Polizeikommissarin 
und derzeitige Abgeordnete für die Oppositionspartei LIBRE, 
María Luisa Borja, geht in ihren Aussagen noch weiter.1 Borjas hat 
Zugang zu Unterlagen der Generalstaatsanwaltschaft und hier ist 
die Liste der geistigen Urheber des Mordes lang: Mitglieder der 
Regierungspartei, Bürgermeister, leitende Angestellte von DESA 
und vor allem die Familie Atala, als Eigentümer von DESA. 
Die frühere Chefin der regierenden Nationalen Partei, Gladys Aurora 
López Calderón, und ihr Mann Arnoldo Gustavo Castro Hernández 
werden ganz klar von Borjas als Mitverantwortliche benannt. Castro 
Hernández selbst ist Eigentümer zweier Staudammprojekte im 
Lenca-Gebiet. Gegen beide Staudammprojekte von Castro leis-
ten die Gemeinden mit Unterstützung von COPINH Widerstand. 
Gladys Aurora unterhielt wiederum sehr gute Beziehungen zu den 
DESA-Eigentümern Atala. Das familiäre Netzwerk der Atalas, die 
zu den 20 mächtigsten Familien in Honduras gehören, ist breit 
gefächert von Funktionären der Nationalen Partei über Direktoren 
der Finanzgruppe FICOHSA bis hin zu den Eigentümern der 
Firma DESA. 

A 
m 2. März 2018, also zum zweiten Todestag, wurde überra-

schenderweise einer der Auftraggebenden, Roberto David Castillo 
Mejía, verhaftet. Castillo Mejía war zum Zeitpunkt des Mordes 
Direktor der Staudammbaufirma DESA. Der an der Militärakademie 
West Point in den USA ausgebildete Militär machte später Karriere 
im Aufsichtsrat des staatlichen Energieunternehmens ENEE in 
Honduras und wurde 2011 Direktor von DESA. Kurz nach seiner 
Verhaftung wurden Verbindungen von ihm zum Drogenkartell 
„Los Cachiros“ bekannt. DESA streitet jegliche Verantwortung 
ihres früheren Direktors ab und fordert seine Freilassung. Die 
Menschenrechtsorganisation Global Witness führte Castillo Mejía 
bereits 2017 in ihrem Bericht 2 als einen der Hintermänner des 

Mordes auf, der aber nicht nur Auftraggeber war, sondern Berta 
Cáceres auch direkt bedroht hatte und die Logistik für die Tat 
bereitstellte. Seine Verhaftung ist zweifellos ein Erfolg, aber im 
Gesamtszenario des Mordes ist er nicht der ganz große Fisch. Leider 
muss man befürchten, dass die Elite weiterhin straffrei ausgeht. 
Auch ist der Zeitpunkt der Verhaftung von Castillo zu betrach-
ten. Juan Orlando Hernández von der Nationalen Partei ließ sich 
verfassungswidrig für eine zweite Amtsperiode aufstellen. Durch 
Wahlbetrug wurde er – von den USA unterstützt – zum Sieger er-
klärt und trat Ende Januar 2018 erneut das Präsidentenamt an. 
Damit ist Honduras in die seit Jahrzehnten tiefste politische Krise 
gerutscht. Eine Protestwelle erfasste das ganze Land. Ein Großteil 
der Bevölkerung ist einerseits mit Hernández‘ Wiederwahl nicht 
einverstanden. Zum anderen haben die Honduraner*innen es satt, 
von einer korrupten Elite betrogen zu werden. Der Wahlbetrug 
brachte das Fass zum Überlaufen. 
Gegen die Protestierenden ging die Regierung mit Gewalt vor:  
38 Tote, mehrere Hunderte Verletzte, über 1200 Verhaftungen, 
von denen 24 Personen weiterhin in Haft sind, sind die traurige 
Bilanz von weniger als drei Monaten.
Das Image von Hernández wurde durch die Wahl und die nach-
folgenden Ereignisse stark beschädigt. Kurz vor Amtsantritt wurde 
zudem noch vom Kongress eine viel kritisierte Gesetzesänderung 
durchgebracht, der so genannte „Straflosigkeitspakt“, der die 
Untersuchung von Abgeordneten im Hinblick auf Korruption ver-

hindert. Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass 
die Regierung nun zeigen möchte, dass sie gegen Korruption und 
Straflosigkeit vorgeht. Eine Verhaftung in dem emblematischen 
Mordfall an Berta bringt Hernández durchaus einige Anerkennung 
durch die internationale Staatengemeinschaft. 

D 
ie Expertengruppe GAIPE hat Informationen offengelegt, die 

der honduranischen Staatsanwaltschaft ebenso vorliegen. Jetzt ist 
diese am Zuge und muss dafür sorgen, dass der Fall nicht straflos 
bleibt und vor allem, dass auch die Drahtzieher bestraft werden. 
Bisher wurden die Gerichtsverhandlungen der bisher Angeklagten 
häufig vertagt, so auch die erste Anhörung im Fall Castillo. Von 
daher gibt es noch keinen Grund zur Hoffnung, solange nicht 
ernstzunehmende, angemessene Strafen verhängt sind. 
Honduras ist eines der gefährlichsten Länder für Umwelt
aktivist*innen und Menschenrechtsverteidiger*innen. Wie mit 
dem Mord an Berta Cáceres umgegangen wird, ist richtungswei-
send für andere Fälle. Denn seit ihrem Mord wurden mehr als  
40 weitere Aktivist*innen umgebracht. n

1) https://criterio.hn/2017/11/22/comisio-
nada-maria-luisa-borjas-senala-gladis-auro-
ra-lopez-esposo-los-asesinos-berta-caceres/

2) https://www.globalwitness.org/en/campa-
igns/environmental-activists/honduras-dead-
liest-country-world-environmental-activism/

Kundgebung am 2. März 2018 in Berlin

https://criterio.hn/2017/11/22/comisionada-maria-luisa-borjas-senala-gladis-aurora-lopez-esposo-los-asesinos-berta-caceres/
https://criterio.hn/2017/11/22/comisionada-maria-luisa-borjas-senala-gladis-aurora-lopez-esposo-los-asesinos-berta-caceres/
https://criterio.hn/2017/11/22/comisionada-maria-luisa-borjas-senala-gladis-aurora-lopez-esposo-los-asesinos-berta-caceres/
https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/honduras-deadliest-country-world-environmental-activism/
https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/honduras-deadliest-country-world-environmental-activism/
https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/honduras-deadliest-country-world-environmental-activism/
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Ein „besserer Chef“ oder 
wirkliche Selbstverwaltung

Anmerkungen zur Diskussion um Venezuela

In Venezuela spitzt sich die Versorgungslage 
weiter zu, einschneidende Verbesserungen sind 
nicht in Sicht. In der letzten ila fragte die Gruppe 
Basuca, was den Chavismus bloß so ruiniert habe. 
Bei der kritischen Sicht auf die heutige venezo-
lanische Regierung blitzt bei vielen vormaligen 
Unterstützer*innen weiter die Hoffnung auf, die „au-
thentischen“ Chavist*innen könnten sich neu orga-
nisieren und die „revolutionären Errungenschaften“ 
verteidigen. Der nachfolgende Beitrag fragt, ob das 
chavistische Projekt zu Lebzeiten des Kommandanten 
ein grundsätzlich anderes als heute war, ob es 
also die Menschen jemals dazu ermutigt habe, ihr 
Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen, oder ob 
es letztlich von Beginn an ein autoritär-paternalisti-
sches Projekt eines Sozialstaats von oben war.

begann der Aufbau der neuen politischen Formation („Bewegung 
der Fünften Republik“), der in die Präsidentschaftskandidatur 
von Chávez mündete.
Aus dieser Konstellation erklären sich 1999 die großen Hoffnungen 
der verarmten Massen in den neuen Präsidenten Chávez. Sie erklärt 
auch die „Vorbehalte“ der US-Regierung und eines Teils der tradi-
tionellen Eliten gegen die neuen Töne aus dem Präsidentenpalast. 
„Was hat den chavismo bloß so ruiniert?“ fragt der Vorspann 
des Artikels von Basuca in der ila 413. Was Basuca korrekt be-
schreibt, war im chavistischen Projekt strukturell angelegt und 
lange vor März 2013, als Chávez‘ Tod verkündet wurde, auf klei-
nerer Stufenleiter Realität. Unliebsame Kader der Revolution wur-
den kaltgestellt, die Korruption umklammerte Herz und Hirn des 
neuen und alten Staats- und Parteiapparats, hunderte Milliarden 
Dollar wurden mit seiner Hilfe ins Ausland verschoben, ein nor-
maler Lohn reichte nicht zum Leben. Die angeblich umfassende 
staatliche Kontrolle des alles entscheidenden Ölsektors „zuguns-
ten des Volkes“ (el petróleo es nuestro 1) war ein gut inszenier-
tes Propagandaprojekt, das nicht über den Aufbau von empresas 
mixtas unter verstärkter Beteiligung des Staatskonzerns PDVSA hi-
nausging. Und der comandante supremo wurde zum weltlichen 
Opium des Volkes hochstilisiert.
Chávez hat nie ein anderes Projekt verfolgt als Maduro: antiimperia-
listische Rhetorik, von oben kontrollierte Bürger*innenbeteiligung, 
paternalistische Sozialprogramme. Das nationale Kapital wurde 
nicht angetastet, der größte (Lebensmittel)-Konzern, Polar, macht 
bis heute Gewinne. Das  Importkapital wurde mit der Zuteilung 
billiger Dollars eingebunden: Ab 2005 verkaufte der Staat sog. 
Präferenzdollar für lächerliche zehn Bolívares. Neben einem Teil 
der alten Bourgeoisie bereichern sich bis heute Zehntausende 
Kader der sozialistischen Partei, des Staatsapparats und in zu-
nehmendem Ausmaß des Militärs. Deshalb halten sie so verbis-
sen am „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ fest. 

E 
ntgegen allen programmatischen Überlegungen hat der cha-

vismo in der Praxis immer und ausschließlich aufs Öl gesetzt. 
Um die Massen mit einem Teil der Öleinnahmen zu befrieden 
und so die nächsten Wahlen zu gewinnen. Er profitierte von 
der  Hochpreisphase des Erdöls. Kurz nach dem Preiseinbruch 

N				         von Nina Hagen 
 
ach seiner politischen Unabhängigkeit ist Venezuela in 

einem halbkolonialen Status gefangen und den Interessen von 
US-Regierungen und Ölkonzernen unterworfen geblieben. Die 
Ölgesetze wurden ab den 1920ern von ausländischen Ölfirmen 
zusammen mit der einheimischen Kompradorenklasse formu-
liert. Jahrzehntelang konnten sie dort Rekordprofite einfahren. Die 
strategische Bedeutung des Landes zeigte sich in seiner Funktion 
als „Tankstelle“ der US-Armee während des Zweiten Weltkrieges.
Nach einer langen Phase von Diktaturen lösten sich ab 1958 die 
beiden größten Parteien einvernehmlich 40 Jahre lang beim mehr 
oder weniger demokratischen Regieren ab. Zur Niederschlagung 
einer Revolte gegen ein vom Internationalen Währungsfonds ver-
ordnetes Sparprogramm verübte die Armee 1989 auf Befehl derje-
nigen Parteien, die sich heute zur „demokratischen Opposition“ 
zählen, in wenigen Tagen eines der größten Massaker der latein-
amerikanischen Geschichte. Während die Regierung damals 276 
Todesopfer zugab, sprachen Menschenrechtsgruppen von zwei- 
bis dreitausend Getöteten. Das blieb ohne größere Resonanz bei 
den Verteidiger*innen der Menschenrechte in Europa. Bald danach 
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2008/09 wurde ein typisches Sparpaket geschnürt: Erhöhung 
des Mindestlohns weit unterhalb der Inflationsrate, Erhöhung 
der Mehrwertsteuer (die unterschiedslos alle, also vor allem 
die Armen trifft) von neun auf zwölf Prozent, Verringerung der 
Staatsausgaben. Der staatliche Ölkonzern PDVSA berichtete von 
massiven Senkungen bei den Sozialprogrammen, die aus seinen 
Devisentöpfen bestritten wurden.
Arbeiter*innenkämpfe wurden repressiv niedergemacht, wenn sie 
nicht im Sinn des Regimes waren wie zum Beispiel beim staats-
eigenen Stahlkonzern SIDOR in Guayana oder bei Mitsubishi 
in Barcelona. Die Leninsche Vorstellung von der korrupten 
Arbeiteraristokratie in den imperialistischen Ländern wurde nicht 
nur gegen die venezolanische Arbeiterelite in der Ölindustrie ge-
richtet, wo 200 000 Arbeiter*innen den Reichtum des Landes 
mit 30 Millionen Einwohner*innen produzieren. Auch Streiks 
von Metro- und Krankenhausarbeiter*innen wurden denunziert, 
weil sie angeblich auf Kosten „des Volkes“ die Erhöhung ihrer 
(Mindest)-Löhne einforderten. Die fábricas recuperadas beka-
men staatliche Aufseher, häufig waren das frühere Militäroffiziere. 
„Arbeiterkontrolle“ bedeutete „Kontrolle der Arbeiter*innen“.
Es gab nach 1999 zwei Situationen, wo sich die Volksmacht in ge-
ballter Weise eigenständig und ohne Kontrolle von oben zu Wort 
gemeldet hat, gegen den Putschversuch 2002 und gegen den pa-
ro petrolero 2002/03.
2002 wurden die Massen von Chávez persönlich wieder nach 
Hause geschickt und mit der programmatisch-rhetorischen 
Radikalisierung Richtung „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ be-
ruhigt. 2003 wurde von oben eine neue Führung bei der PDVSA 
eingesetzt, die Vorschläge der Techniker-Arbeiter*innen, die die 
Produktion während des „Streiks von oben“ aufrechterhalten hat-
ten, wurden ignoriert.
Die Vorstellung, mit Chávez sei alles besser gewesen, wird gerne 
gepflegt. Zum Beispiel in solchen Graffiti, die dem omnipräsenten, 
Che Guevara stilsicher nachempfundenen Chávez-Antlitz Sprüche 
wie „Maduro, du hast mein Herz verraten!“ in den Mund legen. Die 
Kritik am „Verräter“ Maduro mithilfe des Chávez-Mythos ist eine 
weitere Variante der von Basuca kritisierten Bittstellermentalität: 
„Wir wollen einen besseren Chef, der sich um alles kümmert.“

C 
hávez‘ Politik war dem Diktat der Staatsverschuldung und 

des sinkenden Ölpreises unterworfen. Das arco-minero-Projekt, 
das seit knapp zwei Jahren in einer riesigen Sonderwirtschaftszone 
den Abbau von Gold, Diamanten, Koltan u.a. in die Hände ka-
nadischer Konzerne gelegt hat, wurde bereits 2009 diskutiert. Es 
war klar, dass der hohe Ölpreis nicht ewig halten würde. Das im-
mer wacklige Modell „Rohstoffverkauf auf dem Weltmarkt“ wur-
de lediglich um einige Produkte erweitert.  
Basuca verweist (hoffnungsvoll?) auf Plünderungen von Lastwagen 
mit Lebensmitteln durch „hungrige Anwohner*innen“ beziehungs-
weise „ganze comunidades“. Das ist höchstens die halbe Wahrheit. 
Einen Teil der Plünderungen organisiert die private und halb-
staatliche Mafia, die ihre Beute später auf der Straße verkauft. Der 
größte Teil von „abgezweigten“ Lebensmitteltransporten geht auf 
Korruption in den Verteilungsstrukturen zurück. Diese reicht vom 
Hafen in La Guaira, wo die Lieferungen aus Mexiko etc. anlan-
den, bis in die Verteilungskomitees in den barrios. Die Maduro-
Regierung denunziert alle Plünderungen als volksfeindlich, auch 
wenn offensichtlich ein Teil der eigenen Basis beteiligt ist.
Basuca erinnert an den Caracazo, als 1989 Zehntausende ge-
gen ein von der damaligen Regierung bereitwillig umgesetz-

tes IWF-Sparprogramm demonstrierten und sich massenwei-
se an Plünderungen beteiligten. Diese spontan ausgebroche-
ne Revolte hatte eine lange Vorgeschichte in selbstorganisierten 
Barriostrukturen sowie den Organisierungsversuchen von kleinen 
Parteien und (Stadt)-Guerillagruppen. Der chavismo hat genau 
solche Strukturen erfolgreich in sein staatliches Projekt integriert, 
Basisaktivist*innen regelrecht mit Geld zugeschissen, die Massen 
jedes Jahr in eine demokratische Wahl gehetzt, bei denen es an-
geblich immer um „alles oder nichts“ ging. Auf diese Weise wur-
den auch radikalere Initiativen, für die der chavismo Spielräume 
hätte öffnen können, so zumindest die Hoffnung vieler seiner 
Sympathisant*innen, von vornherein nachhaltig kooptiert.

I 
n der aktuellen Phase absoluter Lebensmittel- und 

Medikamentenknappheit beziehen sich viele Menschen aus-
schließlich auf ihre unmittelbaren Familienstrukturen. Das ist 
plausibel, schlägt aber häufig bereits der Nachbarin die Tür vor 
der Nase zu. Eine kollektive Überlebensstrategie, die über den Tag 
hinausreicht, ist aktuell kaum noch auffindbar. 
Es gibt nur wenige Initiativen, die jenseits des Streits zwischen 
Regierung und US-höriger Opposition politisch eingreifen und/
oder Schritte zur praktischen Selbsthilfe bei der Organisierung 
des Alltags unternehmen. Das ist nicht zu verwechseln mit der 
Abhängigkeit von irgendwelchen Programmen aus Caracas, de-
ren Mittel zu häufig im Sumpf der allgegenwärtigen Korruption 
versickern. Eine Vernetzung solcher Initiativen ist bisher nicht er-
kennbar, es sei denn, wir begreifen die Aufstellung von einigen 
eigenen Kandidaten der kommunistischen Partei gegen die der 
PSUV bei den kürzlichen Bürgermeister*innenwahlen als solche.
Inzwischen wandern nicht nur Angehörige der Mittelschicht aus. 
Auch Familien aus den ärmeren barrios haben jetzt Angehörige im 
Ausland, da selbst zehn Dollar monatlich das Familieneinkommen 
beträchtlich anheben. Das Regime profitiert kurzfristig von den 
Geldsendungen dieser Migrant*innen sowie von der Abwesenheit 
Hunderttausender potenzieller Wähler*innen der Opposition. 
Der größere Teil des (Lumpen)-Proletariats bleibt (noch) im 
Land. Es wird in größer werdenden Abständen mit staatlichen 
Lebensmittelpaketen abgespeist. Diese werden gezielt vor allem 
in den Armenvierteln eingesetzt. 
Auch so erklärt sich, dass im Dezember 2017 bei den Wahlen der 
Bürgermeister*innen ca. ein Drittel der Wahlberechtigten, sieben 
Millionen Menschen, die von oben ernannten „Kandidat*innen 
des Volkes“ der sozialistischen Partei gewählt haben. Die 
Propagandamaschine von Partei-, Staats- und Militärapparat 
brummte in den Wochen vor der Wahl auf Hochtouren, 
im Fernsehen liefen Reportagen über die Verteilung von 
Weihnachtspaketen durch „die Kandidaten des Volkes“. 
Die von USA/EU gesponserte politische Opposition ist für die 
Massen keine Alternative. Wer an linke Wahlalternativen glauben 
möchte, bekam im Bezirk Libertador der Hauptstadt im Dezember 
2017 eine Antwort: Eduardo Saman, von Chávez 2008 rausgewor-
fener sehr populärer Minister, kandidierte u.a. für die kommu-
nistische Partei gegen die PSUV. Er bekam 50 000 Stimmen, die 
PSUV-Kandidatin 400 000. 
Die Volksmacht von unten wird sich in Zukunft hoffentlich anders 
zu artikulieren wissen. Möglicherweise durch massives Ignorieren 
der Präsidentenwahl am 20. Mai 2018 
Das alles verweist darauf, dass soziale Revolution nur weltweit 
möglich sein wird. Wir sollten auch in der BRD unseren Anteil 
leisten. n

1) http://www.cinerebelde.org/nuestro-petroleo-otros-cuentos-p-66.
html?language=es

http://www.cinerebelde.org/nuestro-petroleo-otros-cuentos-p-66.html?language=es
http://www.cinerebelde.org/nuestro-petroleo-otros-cuentos-p-66.html?language=es
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Für Gesundheit und Gerechtigkeit
Gunter Seelmanns „Politische Erinnerungen“ zwischen Deutschland und Chile

D				       von Gert Eisenbürger 
 
er 1934 von den Nazis ermordete Schriftsteller und 

Anarchist Erich Mühsam hatte seiner 1949 posthum veröf-
fentlichten Autobiographie „Namen und Menschen“ einst den 
Untertitel „Unpolitische Erinnerungen“ gegeben. Damit wollte 
er zum Ausdruck bringen, dass er seinen politischen Werdegang 
aus dem Manuskript weitgehend herausgehalten hatte, weil da
rüber schon genug geschrieben worden war und er in dem Buch 
vor allem von den Menschen erzählen wollte, die in seinem Leben 
wichtig gewesen waren. Während Mühsam also explizit „unpoliti-
sche Erinnerungen“ für die Veröffentlichung vorbereitet hatte, war 
es bei dem deutsch-jüdisch-chilenischen 
Arzt und Sozialisten Gunter Seelmann ge-
nau umgekehrt. Er gab seinem 2016 in 
Chile erschienenen Buch über sein Leben 
den Titel Memorias Políticas (Politische 
Erinnerungen). Seine private Geschichte 
hatte er schon 15 Jahre vorher aufgeschrie-
ben, um sie seinen Kindern, Enkeln und 
anderen ihm nahe stehenden Menschen 
zugänglich zu machen.
Gunter Seelmann hatte von 1974 bis 1985 
als politischer Flüchtling in Düsseldorf ge-
lebt und im dortigen Chile-Komitee mit-
gearbeitet. Als seine Memorias Políticas in 
Santiago herauskamen, überlegten einige 
der Düsseldorfer Bekannten, die mit ihm 
zusammen im Komitee aktiv gewesen wa-
ren, Teile davon zu übersetzen, um sie ei-
nem hiesigen Publikum zugänglich zu 
machen. Ausgewählt haben sie dafür die 
Kapitel, die einen Bezug zu Deutschland 
hatten und „einige weitere, von denen wir denken, dass sie für die 
deutschen LeserInnen besonders wichtig sind“.
Gunter Seelmann wurde 1931 in Aachen geboren, die Familie, ur-
sprünglich sefardische Juden, lebte schon seit vielen Generationen 
im Rheinland. Als kleines Kind erlebte er die antijüdische Hetze in 
seiner Heimatstadt. Als sein Vater nach der Reichspogromnacht am 
9. November 1938 wie viele jüdische Männer vorübergehend ver-
haftet und im KZ Buchenwald inhaftiert wurde, war den Seelmanns 
klar, dass sie nicht in Deutschland bleiben konnten. Zuerst flohen 
sie in die direkt an Aachen angrenzenden Niederlande. Nach zehn 
Monaten Aufenthalt dort hatten sie die notwendigen Papiere und 
Visa zusammen, um nach Chile zu emigrieren.
Dort lebten sie wie die meisten jüdischen Flüchtlinge zunächst in 
prekären Verhältnissen, konnten sich aber mit der Zeit eine Existenz 
aufbauen. Nach Abschluss der Schule studierte Gunter Medizin. 
Über eine linke zionistische Jugendgruppe kam er in Kontakt zur 
Sozialistischen Partei (PS) Chiles, der er als 21-Jähriger beitrat.
Nach dem Abschluss seines Studiums und seinem Praktischen Jahr 
in einer Tuberkuloseklinik begann er als Arzt zu arbeiten und über-

nahm erste Funktionen in der PS. Er hatte inzwischen geheiratet, 
auch seine Frau Hanni Grünpeter war politisch aktiv. Während der 
Regierungszeit Salvador Allendes und der Unidad Popular (UP) wa-
ren beide stark in deren politisches Projekt involviert, er als Arzt 
im öffentlichen Gesundheitswesen, Hanni Grünpeter als sozialis-
tische Kommunalpolitikerin. Entsprechend gerieten sie nach dem 
Putsch gegen die UP-Regierung sofort ins Visier des Militärs. Gunter 
Seelmann wurde noch am 11. September 1973 verhaftet und für 
acht Monate auf der Insel Quiriquina inhaftiert. 
Wiewohl er in den meisten Passagen des Buches von seinen eige-
nen Erlebnissen berichtet, tut er das in dem Kapitel über seine Haft 
in Quiriquina, er benutzt die Bezeichnung Konzentrationslager, 

ausdrücklich nicht, sondern spricht rela-
tiv abstrakt von den Demütigungen, der 
Folter und dem Leiden der Gefangenen. 
Offensichtlich war das persönlich Erlebte 
auch nach vier Jahrzehnten zu schmerzhaft, 
um direkt darüber zu schreiben.
Seine deutsche Herkunft half ihm, nach 
acht Monaten aus dem Lager Quiriquana 
herauszukommen. Nachdem sich die 
Bundesrepublik Deutschland bereit er-
klärt hatte, ihn aufzunehmen, wurde 
der „chilenische Staatsbürger Gunter 
Seelmann Erlenbach“ aus dem chileni-
schen Staatsgebiet ausgewiesen.
Wie für die meisten Flüchtlinge war das 
Einleben im Exilland und das Verarbeiten 
der vor der Flucht gemachten Erfahrungen 
auch für Seelmann nicht einfach. Er betont 
aber, dass es ihm und seiner Familie, die 
ihm einige Monate nach seine Abschiebung 
nachreisen konnte, ganz gut gelungen sei. 

Dabei half ihm, dass er zweisprachig war, was zudem seinen be-
ruflichen Einstieg als Arzt enorm erleichterte. Sehr wichtig sei 
aber auch die bundesdeutsche Chilesolidarität gewesen, sowohl 
deren politische Arbeit als auch viele kleine Gesten, wie etwa der 
Kühlschrank, den ein befreundetes Paar aus der DKP seiner Familie 
geschenkt hatte.
1985 – die Diktatur sollte nach fünf Jahre dauern, bot sich ihm die 
Möglichkeit, nach Chile zurückzukehren. Sein Namen stand auf 
der Liste derer, die wieder einreisen durften, und die NRO PIDEE 
(Schutz für die durch Ausnahmezustände geschädigten Kinder) 
bot ihm eine Anstellung als Arzt an. Obwohl er persönlich, beruf-
lich und politisch in Düsseldorf integriert war, zögerte er nur kurz, 
bevor er das Angebot annahm. Die ersten Jahren in Chile waren 
nicht einfach, weil PIDEE unter Beobachtung stand. Die Büros der 
Organisation wurden mehrfach durchsucht.
Nach dem Rückzug der Militärs und der Regierungsübernahme 
durch eine Zivilregierung im Jahr 1990 begann Gunter Seelmann 
wieder im Öffentlichen Gesundheitswesen zu arbeiten. Wie schon 
bei PIDEE stand dabei die Arbeit mit benachteiligten Kindern im 

Die PDF-Version der deutschen Ausgabe der Memorias Políticas von Gunter Seelmann kann un-
ter www.nicaragua-verein-duesseldorf.de/14801.html  kostenlos heruntergeladen werden. Eine 
Printfassung der Broschüre (56 Seiten, A5) kann zum Preis von 10,- Euro (inkl. Porto) per  
E-Mail bestellt werden bei: regine-barth@t-online.de

http://www.nicaragua-verein-duesseldorf.de/14801.html
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Eine einzigartige Erfahrung
Ein Auszug aus Memorias Políticas von Gunter Seelmann

lesen hatten, verächtlich: ‚Diese Beiden hätten in die Gaskammern 
gehört’. Ihr könnt euch unsere Betroffenheit vorstellen, als wir dies 
hörten. Von diesem Augenblick an begann ich zu verstehen, wel-
che Schäden und Ressentiments als Folgen des Naziregimes und 
des Völkermordes durch mein Volk entstanden sind. In diesem 
Moment fühlte ich, dass ich als Deutsche Anteil an der kollekti-
ven Verantwortung habe.“
Unser Gruppenleiter, der Psychiater Dr. Sch., etwa vierzig Jahre alt, 
ergriff das Wort und erklärte, dass er bei Kriegsende zu jung war, um 

viele Erinnerungen zu haben. Viele Jahre später, 
während seines Fachstudiums in New York, er 
studierte zusammen mit zahlreichen amerikani-
schen Kommilitonen jüdischer Herkunft, wur-
de er von Anfang an ignoriert. „Ich verstand das 
als Ablehnung des Deutschseins, als Bösewicht 
eines Films.“ Es war meine erste Erfahrung 
von Gefühlen angestauten Hasses wegen des 
Völkermordes. Ich spürte etwas Merkwürdiges, 
ein Gefühl von Fremdverschulden oder ererb-
ter Schuld. Ich begann dieses Thema zu vertie-
fen und eine wache Haltung gegenüber sozialen 
und politischen Ereignissen zu entwickeln. Mein 
humanistisches Interesse wuchs und ich wurde 

immer toleranter und solidarischer gegenüber den Schicksalen an-
derer Völker, gegenüber anderen Glaubensrichtungen und anderen 
Traditionen. Ich lehnte rassistische Lehren entschieden ab und wur-
de aktiv in der Friedensbewegung.“
Ich war als letzter an der Reihe. Ich gab eine Zusammenfassung 
meiner Biografie: Die Flucht meiner Familie aus Nazi-Deutschland, 
der Tod vieler Familienmitglieder in den Konzentrationslagern. 
Bruchstückhafte Erinnerungen, da dies alles sich in meiner frühen 
Kindheit ereignete.
Danach Schule, Universität, Gründung meiner Familie in Chile. 
Fünfunddreißig Jahre später, im Jahr 1974, Rückkehr nach 
Deutschland, erzwungen durch die chilenische Diktatur nach 
Aufenthalt in einem Konzentrationslager, die Erniedrigungen und 
die Zerrüttung unserer Ursprungsfamilie.
Ich sagte, es sei für mich von großer Bedeutung, dass die Gruppe in 
der Lage sei, eine seelische Reinigung zu einem Thema durchzuführen, 
das in Deutschland fast tabuisiert war. Ich wies darauf hin, dass 
diese Reflexionen und dieser Dialog nicht nur deshalb bedeutsam 
seien, weil sie überhaupt stattgefunden hatten, sondern verwies eher 
auf die Bedeutung, dass dadurch in uns eine deutliche Ablehnung 
gegenüber den Doktrinen hervorrufen wird, die Menschen aufgrund 
ihrer Ideen, ihres Glaubens, ihrer Herkunft oder anderer Gründe 
diskriminieren. (...) n

Mittelpunkt. Zwischen 1994 und 1998 war er Berater der sozia
listischen Senatorin María Elena Carrera in Gesundheits- und 
Umweltfragen.
Die deutschsprachigen „Auszüge aus den Politischen Memoiren“ 
von Gunter Seelmann bieten spannende persönlichen Einblicke in 
wichtige Kapitel der deutschen und chilenischen Geschichte. Das 
einzige, das ich bei der Lektüre bedauerte, war, das ich die jeweils 

vermerkten fehlenden Kapitel aus der spanischen Originalausgabe 
nicht lesen konnte. Ich hätte gerne noch mehr drüber gewusst, 
wie Gunter Seelmann die Allende-Zeit erlebt hat oder wie er die 
Niederlage der UP analysiert. Aber schon so war es sicherlich ein 
Kraftakt, die Auszüge aus dem Buch zu übersetzen, zu layouten 
und im Internet zugänglich zu machen. Dafür ein herzlicher Dank 
den daran Beteiligten. n

Es war das Jahr 1981, das siebte meines langen Exils. Während 
dieser Zeit hatte ich mit einer Zusatzausbildung in Kinder- und 
Jugendpsychotherapie begonnen. Diese beinhaltete einen wöchent-
lichen Gruppenaustausch über die klinischen Erfahrungen unter 
den teilnehmenden Kollegen mit der Supervision eines verantwort-
lichen Psychiaters. (...)
Während einer Gruppenaktivität an einem Wochenende, nach-
dem wir schon mehrere Monate miteinander arbeiteten, berichte-
te uns eine junge Kollegin über eine Geschichte aus der US-Serie 
„Holocaust“ , die im deutschen Fernsehen ausge-
strahlt wurde. Darin wurde das Schicksal einer jü-
dischen Familie geschildert, die vom Naziregime 
verfolgt wurde und ihr tragisches Ende in der 
Gaskammer fand.
Die Ausstrahlung in diesem Land – dem Szenario 
dieser Tragödie – hatte große Betroffenheit hervor-
gerufen und wurde in vielen Kreisen diskutiert. So 
hatte auch L.S., eine noch sehr junge Kollegin, das 
große Bedürfnis, ihre Eindrücke mit der Gruppe 
zu teilen und von ihren Kollegen der unterschied-
lichen Altersstufen zu erfahren, wie diese Serie auf 
sie eingewirkt hatte. (...)
L.S. berichtete uns, dass sie am Ende des Zweiten 
Weltkrieges noch ein kleines Kind war. Sie lebte mit ihren Eltern 
in einem Ort nahe der holländischen Grenze. Die Niederlande 
hatten sehr unter der Besetzung durch die deutsche Wehrmacht 
gelitten und die ganze Gegend war als Folge der kriegerischen 
Auseinandersetzungen stark zerstört. Sie erinnerte sich an die ex
treme Armut und Trostlosigkeit dieser Jahre.
Sie fuhr viel mit dem Fahrrad in Begleitung einer Freundin. (...) 
„Eines Tages, beim Überqueren der Grenze, wurden wir von hol-
ländischen Kindern mit Steinen beworfen und beschimpft. Ich war 
sehr ratlos, weil ich mir die Aggressivität der holländischen Kinder 
nicht erklären konnte, wir hatten ihnen nichts getan. Ich suchte ei-
ne Erklärung bei meinen Eltern, die dieses Thema jedoch ständig 
vermieden. Ich musste andere Quellen suchen, um mich über den 
Nationalsozialismus und den Zweiten Weltkrieg zu informieren. 
Jahre später besuchte ich Amsterdam mit einer anderen Freundin. 
Es blieb nicht aus, dass wir das Haus, nun Museum, von Anne Frank 
kennenlernten. Wir schauten in jeden Winkel der engen Behausung, 
die als Versteck des jungen Mädchens und seiner Familie gedient 
hatte. Ich stellte mir ihre Ängste und gleichzeitig den Wunsch nach 
Leben vor. Wir waren sehr betroffen. Beim Verlassen des Hauses, wie 
es der Brauch ist, trugen wir uns in das Gästebuch ein. Unmittelbar 
bevor wir das Haus verließen, sagten zwei Frauen, offensichtlich 
Amerikanerinnen, die unsere Namen und Staatsangehörigkeit ge-

Gunter Seelmann
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n  notizen aus der bewegung

Betr.: „Lada oder Mercedes?“ in der ila 413
Fidel Castro hat einmal gesagt, dass Kuba nicht das Paradies ist, für 
das es einige Menschen halten, aber auch nicht die Hölle, wie an-
dere meinen. Wie so oft liegt die Wahrheit irgendwo in der Mitte. 
Der aktuelle Artikel über Kuba in der ila hat einiges an Diskussion 
ausgelöst, auch einiges an Aufregung. Fakt ist, dass es noch eine 
Menge zu tun gibt in einem Land, wo das Erreichte und auch der 
politische Wille vielen Ländern der Welt ein Vorbild sein kann. 
Die Dinge auf der Insel können nur die Kubaner verbessern, än-
dern. Wir von der Solibewegung sind durchaus im Gespräch mit 
den Verantwortlichen über erlebte und offensichtliche Missstände. 
Wir ignorieren sie nicht, bügeln sie nicht weg. Aber wir führen 
diesen Diskurs vertraulich, respektvoll, auch um uns nicht in die 
große Schar der Menschen einzureihen, die Kuba nur kritisieren, 
ein regime change wollen, teilweise mit allen Mitteln. Wir stel-
len im Wesentlichen das viele Positive Kubas heraus, das weniger 
Gute wird oft schon völlig übertrieben, einseitig und mit der gro-
ßen Macht unserer Konzernmedien und der Politik in die Köpfe 
der Menschen gehämmert.
Klaus Piel
Vorsitzender der Humanitären Cubahilfe e.V., Bochum

Filme nur deshalb existierten, weil die kubanischen Massenmedien 
in Sachen Repräsentanz von Wirklichkeit vollkommen versagten 
(gewiss ist es nicht richtig, einen Film auf die Funktion einer al-
ternativen Nachrichtensendung reduzieren zu wollen, doch das 
soll an dieser Stelle nicht diskutiert werden). Weit gefehlt, wer 
glaubt, dass sich solche Kritik vielleicht wie ein roter Faden durch 
die Kulturszene zieht, aber bei Juan Normalverbraucher keine 
Entsprechung hätte. 
In deinem Leserbrief schimmert die alte Angst durch, durch zu-
viel offenes An- und Aussprechen bestimmter Dinge der anderen 
Seite Argumente zu liefern. Ein offener Diskurs in Medien, Politik 
und Kultur weckt aber vielleicht „auf der anderen Seite“ mehr 
Sympathien für Kuba als ein geschlossener und ritueller Diskurs 
mit seinen Wiederholungen des Immergleichen, seinen Parolen 
und Symbolen. Der affirmative Diskurs produziert höchstens 
Langeweile, er fordert Akklamation ein, nicht Auseinandersetzung. 
Insofern ist seine Reichweite und Überzeugungskraft begrenzt.
Mir erscheint es wichtig, das Positive und das Problematische 
zusammen zu denken, weil Kuba, wie du ja auch anführst, „we-
der Paradies noch Hölle“ ist (das Zitat stammt meines Wissens 
von Eduardo Galeano). Feedbacks machen mir immer wieder 
deutlich, dass für eine solche dialektische Annäherung ein ho-
her Bedarf besteht. Vor allem habe ich nie einen Hehl daraus 
gemacht, dass ich auf Seiten eines dynamischen und nicht ei-
nes statischen Verständnisses von Revolution stehe. Als positive 
Beispiele in diesem Sinne fallen mir, neben ganz vielen Menschen 
aus der Zivilgesellschaft auf der Insel, in der politischen Sphäre 
zwei Personen ein, die bei aller Unvollkommenheit und trotz al-
ler Widerstände Dinge nicht verschweigen, sondern benennen 
und verändern wollen: Mariela Castro und insbesondere, weil 
bereits in hoher exekutiver Funktion und sowohl mit Zielen und 
Visionen als auch mit hoher Zustimmung in der Bevölkerung aus-
gestattet, Lazaro Expósito Canto. Letzterer steht gewissermaßen 
modellhaft für das, was in Kuba möglich wäre, wenn es sich gut 
aufstellt, gleichzeitig auch für die Grenzen und Widerstände, mit 
denen man unweigerlich konfrontiert wird.
Wir können gern weiterdiskutieren, meine Email kannst du bei 
der Redaktion erfragen. Aber: bitte kein Beleidigtsein...
Viele Grüße
Andreas Hesse

n  leserbrief

Antwort auf Leserbrief von Klaus Piehl
Lieber Klaus Piehl,
ich habe, wie ich es in unregelmäßigen Abständen seit über zehn 
Jahren tue, einen Artikel zu Kuba geschrieben. Und dort auch zwei 
oder drei kritische Sätze zur Solidaritätsbewegung eingebaut. „Ja, 
und?“, mag man sich fragen. „Das müssen die doch wohl aus-
halten“, höre ich allenthalben. Nein, das mit dem Aushalten ist 
wohl nicht so einfach. Du schreibst, der Artikel habe einiges an 
Aufregung ausgelöst. Ja, in der Tat, von hyperventilierenden, weh-
leidigen und also nicht sonderlich souveränen Reaktionen ha-
be ich gehört. 
Deine Zuschrift ist da durchaus noch im Rahmen, erfreulicher-
weise. Und dennoch steht sie meines Erachtens exemplarisch für 
eine bestimmte Haltung, die hier einmal mehr zum Vorschein 
kommt und die, so glaube ich, eine genauere Betrachtung lohnt.
Der eigentliche Ausgangspunkt war mein Aufgreifen der in Kuba 
verbreiteten Kritik an der Realitätskonstruktion der eigenen Medien, 
jedenfalls der großen Medien (für bestimmte kleine Zeitschriften 
gilt das in dieser Form so nicht). 
Vor ca. einem Dutzend Jahren brach ein regelrechter, wie man 
heute sagen würde, „Shitstorm“ in Gestalt von hunderten von 
Emails über das kubanische Fernsehen herein, nachdem dieses 
eine lobhudlerische Sendung über Luis Pavón ausgestrahlt hatte, 
den Hauptverantwortlichen für die Repressalien in den 70er-Jah-
ren gegen homosexuelle, religiöse oder ideologisch vermeintlich 
abweichlerische Künstler. Die Kulturszene stand mittels der so-
genannten Guerra de los emails fast geschlossen auf gegen die-
sen ungeheuerlichen und verletzenden Affront. Bei den Protesten 
ging es schließlich nicht mehr nur um eine einzelne Sendung, 
sondern um die Haltung und Berichterstattung des Fernsehens 
und der Medien im Ganzen.
Hat sich an der Situation bis heute etwas verändert? 2016 warf der 
altgediente Regisseur und Revolutionär Manuel Pérez Paredes in 
der hitzig geführten Debatte um den Umgang mit dem Film Santa 
y Andrés von Carlos Lechuga der offiziellen Seite vor, dass solche 

Menschenrechtsbeobachtung in Chiapas/Mexiko
CAREA e.V. führt regelmäßig zweiteilige Vorbereitungsseminare 
für den Einsatz als Menschenrechtsbeobachter*in in Chiapas/
Mexiko durch. Die nächsten finden in Zusammenarbeit mit der 
Heinrich-Böll-Stiftung Rheinland-Pfalz vom 24. bis 27. Mai und 
vom 21. bis 24. Juni 2018 in der Nähe von Kassel statt. 
Die von CAREA vorbereiteten Freiwilligen gehen als Zeug*innen 
in die Konfliktregionen, dokumentieren die Situation (allge-
meine Entwicklung, Menschenrechtsverletzungen, Übergriffe, 
Truppenbewegungen) in den Gemeinden und begleiten be-
drohte Personen. Die Freiwilligen erhalten von CAREA ein 
Unterstützungsschreiben, das sie gegenüber den mexikanischen 
Partnerorganisation legitimiert. In Chiapas entsendet sie das 
Menschenrechtszentrum Fray Bartolomé de Las Casas in zivi-
le Friedenscamps in indigenen Gemeinden. Voraussetzungen 
für den Einsatz sind neben der Teilnahme am zweiteiligen 
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Vorbereitungsseminar gute Spanischkenntnisse, Teamfähigkeit, 
physische und psychische Belastbarkeit, ein Mindestalter von 21 
Jahren sowie die Eigenfinanzierung des Mexikoaufenthaltes.
Auf dem Vorbereitungsseminar geht es um Geschichte und Politik 
Mexikos, Menschenrechte, die Lage in Chiapas, die Aufgaben von 
Beobachter*innen, das Verhalten in Gemeinden, besonders in 
Konfliktsituationen, und die kritische Auseinandersetzung mit der 
eigenen Perspektive. Auch Menschen, die sich noch nicht sicher sind, 
ob sie als Menschenrechtsbeobachter*in nach Chiapas gehen wol-
len, sind auf dem Seminar willkommen. Die Seminarkosten be-
tragen 140 Euro. Anmeldeschluss ist der 10. Mai 2018. Weitere 
Infos: www.carea-menschenrechte.de oder über unser Büro: Tel: 
030/42805666; Mail: info@carea-menschenrechte.de

Tagung: Indigene Rechte in Peru
Vom 27.- 29. April 2018 führt die Informationsstelle Peru im 
Tagungs- und Gästehaus St. Georg in Köln ein Seminar zu den 
bedrohten indigenen Rechten in dem südamerikanischen Land 
durch. Im amazonischen Regenwald führen die Gewinnung von 
Öl und Gold zur Verschmutzung von Wasser und Böden. Durch 
Kakao- und Ölpalmmonokulturen wird der Regenwald zerstört, 
die eingesetzten Agrarchemikalien vergiften die Umwelt. Die in-
digene Bevölkerung wird vertrieben oder die Zerstörung ihres 
Lebensraums zwingt sie zu Abwanderung. Im Hochland bedro-
hen Minenprojekte die Anbauflächen und Siedlungsgebiete. Durch 
den Abbau der Mineralien werden giftige Substanzen freigesetzt.
Internationale Abkommen und nationale Gesetze verpflich-
ten die Regierung, die indigene Bevölkerung über Minen- und 
andere Projekte auf ihrem Territorium zu informieren und ih-
re Zustimmung einzuholen. Doch dies wird oft ignoriert, die 
Regierung erteilt Konzessionen ohne vorherige Anhörung der be-
troffenen Gemeinden.
Weitere Infos: www.infostelle-peru.de/web/koeln-27-29-april-pe-
ru-seminar-indigene-rechte/  Anmeldung: merk@infostelle-peru.de

21. April: Zentralamerikatag in Nürnberg
Viele Rohstoffe, die wir zur Energieerzeugung benötigen, als 
Schmuck tragen oder in Hightechprodukten verbauen, stam-
men aus Zentralamerika. Die Förderländer erhoffen sich durch 
den Abbau der Rohstoffe Wirtschaftswachstum, Entwicklung und 
steigende Staatseinnahmen. In der Praxis hingegen entstehen in 
den Bergbauregionen häufig Konflikte, weil den dort lebenden 
Menschen die Vertreibung droht beziehungsweise deren Felder, 
Flüsse und Trinkwasservorkommen vergiftet werden.
Als Konsequenz daraus hat im März 2017 El Salvador ein Gesetz 
verabschiedet, das den Abbau von Metallen im gesamten Land 
verbietet. In Nicaragua hingegen sind 30 Prozent der Fläche für 

den Abbau von Bodenschätzen konzessioniert. In Honduras 
kam es seit der Verabschiedung des Bergbaugesetzes 2013 zu ei-
ner dramatischen Zunahme von Konflikten. Um die Folgen unse-
res Ressourcenhungers näher zu beleuchten und zu diskutieren, 
wie Rohstoffgerechtigkeit aussehen kann, sind Expert*innen aus 
Nicaragua, Honduras und der Bundesrepublik eingeladen. Wie 
immer bietet der Zentralamerikatag auch die Gelegenheit, andere 
Personen, Gruppen und Gemeinden, die sich für die Region inte-
ressieren beziehungsweise Kontakte dorthin haben, kennenzuler-
nen und Erfahrungen auszutauschen.
Tagungsort ist das Caritas-Pirckheimer-Haus (Königstr. 64) in 
Nürnberg. Weitere Infos: Mission EineWelt, Evang.-Luth. Kirche 
in Bayern, Gisela Voltz, gisela.voltz@mission-einewelt.de, www.
mission-einewelt.de

22. April: Kolumbienveranstaltung in Düsseldorf
Auf einer Reise im Februar haben die Referentinnen Margaret Buslay 
(pax christi) und Gabriele Pucher (attac Düsseldorf) Vertreter*innen 
sozialer Bewegungen und Nichtregierungsorgsanisationen getrof-
fen und werden von deren Einschätzung zum Friedensabkommen 
berichten. Außerdem schildern sie die Auswirkungen neolibe-
raler Wirtschaftspolitik und den sozialen Widerstand dagegen: 
z.B. beim größten Kohletagebau Südamerikas, der internationa-
len Konzernen Profite bringt und die ländliche Bevölkerung ihrer 
Lebensgrundlagen beraubt. Und es wird über alternative Projekte 
„von unten“ berichtet, die mutige Menschen initiieren.
Das „politische Frühstück“ findet am Sonntag, den 22. April um 
11 Uhr (Einlass 10:30 Uhr) im zakk, (Fichtenstr. 40) in Düsseldorf 
statt. Der Eintritt ist frei.

Aktion gegen Verbot elf kurdischer Symbole
Während die Türkei mit deutschen Waffen in Nordsyrien das zarte 
Pflänzlein des Aufbruchs in eine bessere Zukunft mit Präzision zer-
bombt, die Stadt Afrin plündert und Zehntausende in die Flucht treibt, 
werden auf Demonstrationen in Deutschland Kurd*innen von der 
Polizei verprügelt, die ihre Fahnen und Symbole zeigen. Während 
sich die Kanzlerin und einige SPD-Politiker mit Blick auf die deutsche 
Volksseele immer mal wieder verbal von der türkischen Regierung 
abgrenzen, geht die zynische Kumpanei der Bundesregierung mit 
dem Erdogan-Regime auf allen Ebenen munter weiter!
Um sowohl gegen das Verbot kurdischer Symbole wie auch ge-
gen den Krieg in Afrin zu demonstrieren, haben sich Vertreter der 
Aktion 3.Welt Saar e.V. und des Saarländischen Flüchtlingsrates e.V. 
mit einem Transparent gegen das PKK-Verbot an der kurdischen 
Newroz-Demonstration am 20. März in Saarbrücken beteiligt und 
elf verbotene Symbole dokumentiert. Bildergalerie und Text dazu 
finden sich unter: https://tinyurl.com/y82bsqcx
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23. Festival Cuba im Film – festival del cine cubano
23. Mai bis 2. Juni 2018, Filmforum Frankfurt-Höchst

Das 23. Festival Cuba im Film – europaweit einzig in seiner Art – öffnet am 23. Mai 2018 in Frankfurt-Höchst 
seine Pforten. Bis zum 2. Juni sind wieder einmal zahlreiche aktuelle Produktionen aus und über Kuba 
zumeist im Original mit Untertiteln zu sehen, sodass die Zuschauerin und der Zuschauer sich ein Bild von 
der Entwicklung des Filmschaffens auf der Insel, aber über dieses Medium schließlich auch ein Bild von der 
Entwicklung des Landes als solchem machen kann. 

Am 23. Mai startet die Auftaktparty im Orange Peel in Frankfurt (Kaiserstr. 38), mit einem besonderen 
Schmankerl: Lazara „Cachao“ López und Band. Die Pianistin Lazara Cachao stammt aus einer berühmten 
Musikerfamilie. Ihr Vater Orlando „Cachaito“ López wurde als Bassist und Gründungsmitglied des Buena 
Vista Social Club weltbekannt. Ihr Großvater Orestes López, Musiker und Komponist, und ihr Großonkel, der 
Komponist und Bassist Israel „Cachao“ López gehörten zu den wichtigsten Impulsgebern kubanischer Musik 
und gelten als Begründer des Mambo („Goza mi mambo“‚). Zur Band von Lazara gehört u.a. Juan Bauste, 
einer der besten kubanischen Percussionisten in Deutschland. Freuen Sie sich auf Son, Salsa, Mambo, Jazz 
und Jam Sessions!

Am 24. Mai ist dann die Eröffnung im Kino Filmforum Höchst (Emmerich-
Josef-Str. 46a), diesmal mit dem Gewinner des Publikumspreises 
des Festivals des Neuen Lateinamerikanischen Films in Havanna: 
„Sergio y Serguéi“ von Ernesto Daranas (international bekannt 
durch „Conducta“), in Anwesenheit des Hauptdarstellers Héctor 
Noas, der einen sowjetischen Kosmonauten spielt. Eine unterhalt-
same Annäherung an die sogenannte Sonderperiode in Kuba und 
das Ende der Sowjetunion. Eine zweite Aufführung mit Gast ist für 
den 26. Mai. geplant. 
Ferner sind bisher zwei Dokumentarfilmefeste im Programm: „Cuba 
and the Cameraman – Cuba y el camarógrafo“ des US-Amerikaners 
Jon Alpert, eine Langzeitstudie, die verschiedene Kubaner aus dem 
Volk durch die „fetten“ und durch die düsteren Jahre der jüngeren 
Geschichte begleitet, sowie „Las Islas del metal“ von Nelson Varas-
Díaz, eine Annäherung an die für die Karibik sehr exotische Subkultur 
der Heavy-metal-Kultur in Kuba, der DomRep und Puerto Rico.
Als weiteren Gast erwarten wir mit Eduardo del Llano einen alten 
Bekannten, der mit „Domino“ einen weiteren seiner satirischen 
Kurzfilme präsentieren wird.

Zum zehnten Mal wird in diesem Jahr der „Kurzfilmpreis Junger Cubanischer Film“ von einer Jury aus 
Filmstudenten ausgelobt. Geplant sind ferner eine Werkschau restaurierter Klassiker des kubanischen Films 
und eine politische Veranstaltung mit „EcoMujer e.V., einer Frauenorganisation, die okölogische Projekte auf 
Kuba unterstützt bzw. initiiert. ...Und natürlich viele weitere Filme...

Weitere Infos: www.cubafilm.de

http://www.cubafilm.de

